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Editorial

Soziale Kämpfe in der Postdemokratie

Wo heute von einer Krise der Demokratie ge-
sprochen wird, wird häufig exemplarisch auf
Phänomene des Protests oder auf die „Apathie“
(Crouch 2008: 10) der Bürgerschaft, auf „Poli-
tikverdrossenheit“ und Wahlenthaltung verwie-
sen. In beiden einander entgegengesetzten For-
men der Unmutsäußerung werden Anzeichen
einer schwindenden Legitimität etablierter Ver-
fahren durch die Verweigerung der Partizipati-
on an ihnen ausgemacht. Gleichzeitig werden
jedoch Partizipationsmöglichkeiten beständig
ausgeweitet: neue Wahlverfahren mit Panaschie-
ren und Kumulieren, mehr direktdemokratische
Entscheidungen, runde Tische, Anhörungen,
Schlichtungen usw.

Die offensichtliche Spannung zwischen die-
sen Befunden hat Ingolfur Blühdorn veranlasst,
von einem spezifischen postdemokratischen
Paradox zu sprechen, das sich vom klassischen
demokratischen Paradox, dem „Widerspruch
zwischen der spärlichen Unterstützung für de-
mokratische Institutionen auf der einen und dem
starken Bekenntnis zu demokratischen Werten
auf der anderen Seite“ (Blühdorn 2013: 161)
substantiell unterscheide. Das postdemokratische
Paradox entsteht für Blühdorn, aus dem gleich-
zeitigen Wunsch, zu partizipieren und von den
Verbindlichkeiten eines demokratischen Enga-
gements entlastet zu werden (Blühdorn 2013:
162f.).

Anders als Blühdorn, dessen Annahmen
modernisierungstheoretisch fundiert sind, argu-
mentiert der durch Colin Crouch repräsentierte
Strang der Debatte verfallstheoretisch. Darin
zugleich unterschieden von klassischen Formen
demokratischer Demokratiekritik, liegt der nor-
mative Maßstab der Kritik nicht im Noch-Nicht
der Demokratie, etwa der mangelnden Integra-
tion neuer Wählerschichten oder der fehlenden
Akzeptanz neuer demokratischer Verfahren, son-
dern in einem Nicht-Mehr: Die Krise der De-
mokratie erscheint somit als Rückschritt gegen-
über einem in der Nachkriegszeit einmal erreich-
ten demokratischen Niveau, in dem demokrati-
sche Gleichheit der Bürgerinnen und Bürger und

ihre politische Gestaltungsmacht gegenüber Ak-
teuren der privaten Wirtschaft weitergehend
verwirklicht gewesen sei. Beide Sichtweisen –
die modernisierungs- wie die verfallstheoretische
– treffen sich freilich darin, dass sie unweiger-
lich die Frage nach denen aufwerfen, „die die
Zerstörung der Demokratie und die Konzentra-
tion von Macht in den Händen von Kapitaleli-
ten und Sicherheitsbehörden planmäßig verfol-
gen“ (Blühdorn 2013: 159). An die Stelle des
demokratietheoretisch immer wieder beschwo-
renen effizienztheoretischen Arguments über
funktionale Hindernisse einer Verwirklichung
der Demokratie tritt hier eine Analyse jener Ak-
teure, in deren Interesse die Verminderung und
Verhinderung der Reichweite demokratischer
Prinzipien stehen. Hierbei fokussieren Crouch,
der insbesondere die Machtakkumulation durch
Konzerne im Blick hat, und Blühdorn, der ei-
nen weitaus breiteren subjekttheoretischen An-
satz verfolgt, auf unterschiedliche Aspekte.

Als vor mittlerweile acht Jahren das For-
schungsjournal als erstes wissenschaftliches Or-
gan hierzulande dem Begriff „Postdemokratie“
einen Schwerpunkt widmete, stand noch nicht
fest, ob er es sein würde, der sich zur Bezeich-
nung der seinerzeit bereits wahrnehmbaren Kri-
sentendenzen des Demokratischen durchsetzen
würde. Im Editorial hielten die Gastherausge-
ber Hubertus Buchstein und Frank Nullmeier
fest: „Gegen die Karrierechancen des Begriffs
spricht sicherlich auch die Vermutung, dass die-
ser Terminus aufgrund seiner diversen Ambiva-
lenzen nicht dazu taugt, als eine mobilisierende
Programmformel sozialer Bewegungen oder
anderer politischer Akteure zu fungieren, wes-
halb er wohl nur schwerlich Eingang in einen
weitere Kreise einschließenden Sprachgebrauch
finden wird.“ (FSB 2006: 21) Sie empfahlen,
„(d)ie Suche nach besser geeigneten Begriffen,
genaueren Problemdiagnosen, besseren zeitlichen
Phasenschemata und klareren normativen Bezugs-
punkten.“ (FSB 2006: 22).

Das knappe Jahrzehnt zwischen dieser Fest-
stellung und dem vorliegenden Heft war jedoch
so ereignisreich, dass die damalige Skepsis dem
Begriff gegenüber weitgehend als überholt be-
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trachtet werden kann: Schon zwei Jahre nach
dem Erscheinen des damaligen Schwerpunkts
war mit dem Einsetzen der globalen Wirtschafts-
und Finanzkrise über die Karriere des Begriffs
entschieden. Crouchs Beschreibung einer wei-
ter existierenden formalen Demokratie, deren
Beschlüsse keine substantiellen Änderungen
mehr erreichen kann, weil die Eliten sich ab-
seits der formalen Verfahren einigen, während
die existentiellen Fragen der sozialen Wirklich-
keit in der politischen Öffentlichkeit kaum mehr
thematisiert werden, hat vor dem Hintergrund
des Fiskalregimes von Troika und Rettungsschir-
men erheblich an unmittelbarer Überzeugungs-
kraft gewonnen. Die Krise hat die zeitdiagnos-
tische Evidenz des Begriffs schlagartig hervor-
treten lassen. Inzwischen hat er breiten Eingang
in den politischen Sprachgebrauch und das po-
litische Bewusstsein gefunden.

Dabei ist „Postdemokratie“ heute nicht nur
im Feuilleton ein häufig – wenn auch nicht ein-
deutig bestimmt, sondern eher diffus – verwen-
deter Terminus.1 Auch in den wissenschaftli-
chen Diskurs hat er endgültig Einzug erhalten
(APuZ 2011). Gerade hier fiel die von Buchst-
ein und Nullmeier erhobene Aufforderung, sich
auf die Suche nach „besseren Begriffen“ zu
machen, auf durchaus fruchtbaren Boden, wie
die zahlreichen ersatzweise verwendeten Begrif-
fe eindrucksvoll belegen: „Fassadendemokratie“
(Jürgen Habermas), „simulative Demokratie“
(Ingolfur Blühdorn), „unpolitische Demokratie“
(Franz Walter), „Prädemokratie“ (Birgit Sauer),
„demokratischer Symbolismus“ (Emanuel Rich-
ter), „autoritärer Kapitalismus“ (Frank Deppe).
Auch wenn einige dieser Autorinnen und Auto-
ren (insbesondere Birgit Sauer) ihre Begriffsbil-
dung als Alternativentwürfe zum Postdemokra-
tiebegriff verstehen, bleibt die Debatte um ihn
gruppiert, so dass sich die neuen Begriffe weit
eher als unterschiedliche theoretische Grundan-
nahmen präzisierende Konkretisierungen ausneh-
men denn als Konkurrenten, die den Begriff
der „Postdemokratie“ wirklich ersetzen könn-
ten oder dies auch nur ernsthaft wollten.

Im kriseninduzierten Erfolg des Begriffs liegt
sicher ein wichtiger Grund für uns, an dieses

erste Heft des Forschungsjournals zur Postde-
mokratie anzuschließen. Mit seinem Fokus auf
den Zusammenhang von (Post)Demokratie und
sozialen Kämpfen unternimmt der vorliegende
Schwerpunkt den Versuch, die Debatte – wie
sie etwa im von uns herausgegebenen Schwer-
punktheft der Politischen Vierteljahresschrift
(Eberl/Salomon 2013), aber auch im FSB-Heft
zur „Krise der Demokratie“ (2013) weiter ge-
führt wurde – zu erweitern. Ziel dieses Schwer-
punktes ist es nicht, ein vollständiges Bild aktu-
eller sozialer Kämpfe zu zeichnen, sondern den
grundsätzlichen Zusammenhang von sozialen
Konflikten und demokratiepolitischer Entwick-
lung in der Gegenwart herauszustellen. Die Stär-
ke des Postdemokratiebegriffs liegt nicht zuletzt
darin, dass er sich als geeignet erweist, auf
zumindest drei zentralen Feldern der zeitdiag-
nostischen Debatte Erfahrungen und Beobach-
tungen zu bündeln und demokratiepolitisch
zuzuspitzen, auch wenn dies teilweise bedeutet,
über Crouch hinauszugehen.

Erstens: Bis vor kurzem war es möglich,
Wahlabstinenz als ein Zeichen von bürgerlicher
Zufriedenheit zu deuten. Diese – intuitiv
ohnedies wenig einleuchtende – These wurde
inzwischen durch empirische Studien gründlich
widerlegt, die einen eindeutigen Nachweis der
Wirkung sozialer Spaltung auf die Bereitschaft
zur Partizipation an den tradierten Verfahren
der Demokratie erbrachten (Schäfer 2009, 2010).
Die scheinbar „freiwillige“ Exklusion sozialer
Unterschichten von ihren Beteiligungsrechten
verweist zurück auf die Verfasstheit eines Parla-
mentarismus, der zunehmend weniger in der
Lage ist, die Interessen von Unterklassen zu
repräsentieren. Dieser Befund wird noch dadurch
verschärft, dass dieser Prozess mit einer gleich-
zeitigen Erweiterung von Bürgerrechten korre-
liert: Durch die Implementierung immer neuer
Formen der Partizipation können sich die
besonders engagierten Teile der Mittelschich-
ten noch stärker an Entscheidungen beteiligen
als jemals zuvor. Insbesondere direktdemokra-
tische Elemente heben die soziale Spaltung der
Wählerschaft nicht auf, sondern vertiefen sie
(Schäfer/Schoen 2013). Die Frage nach der
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Bündelung und Durchsetzung von Interessen
der Unterklassen kann somit als eine, wenn
nicht die zentrale Frage eines wie immer im
Einzelnen gearteten (Re)Demokratierungs-
programms bezeichnet werden. Gerade Crouch
hat gezeigt, dass die Thematisierung sozialer
Fragen in postdemokratischen Verhältnissen
angesichts der Schwäche und Transformation
der Sozialdemokratie neu gedacht werden muss.
Fragen der Distribution und Akkumulation von
Reichtum, Arbeits- und Produktionsbedingun-
gen können in herkömmlicher Weise nicht mehr
thematisiert und entschieden werden. Sie sind
durch Ersatzthemen wie Personenwahlen, Kon-
sumfragen und Lebensstilfragen blockiert und
können in einer von Spindoctors gemanagten
Öffentlichkeit nicht reüssieren. Das neolibera-
le Paradigma der Marktförmigkeit und Effizi-
enz verhindert darüber hinaus die Thematisie-
rung von Fragen der Angemessenheit und Ge-
rechtigkeit. Gerade hier liegt die Bedeutung
der Frage nach sozialen Kämpfen für die Ent-
stehung einer Gegenöffentlichkeit und die Bil-
dung politischen Bewusstseins bei denen, de-
ren Interessen kaum mehr beachtet werden.

Zweitens: Die grassierende Postdemokrati-
sierung der politischen und sozialen Verhält-
nisse betrifft freilich nicht nur tradierte und
neue Verfahren der Beteiligung am politischen
System, sondern auch jene Sphäre, die man
gemeinhin als Zivilgesellschaft bezeichnet. Dass
nicht jede soziale Protestbewegung in erster
Linie die Gleichheitsinteressen subalterner Klas-
sen und Gruppen artikuliert, wurde deutlich,
als die militant vorgetragene Enttäuschung über
infrastrukturelle Großprojekte weitgehend
unwidersprochen mit der eher ratlosen Grup-
penbezeichnung „Wutbürger“ klassifiziert wer-
den konnte. Der brutale Polizeieinsatz erschüt-
terte diesen Teil der Zivilgesellschaft. In der
Folge bemühte man sich mit runden Tischen,
den Zorn zu besänftigen. Eine Volksabstim-
mung ließ schließlich die Deutsche Bahn als
Sieger aus der Kontroverse hervorgehen.
Gleichwohl: Wenn sozial akzentuierte „schmut-
zige“ Proteste wie Occupy und Blockupy, die
die Macht und Stellung ökonomischer Akteu-

re thematisieren und die Stärkung der Demo-
kratie gegen diese Marktmacht oder sogar die
„Unterwerfung“ wirtschaftlicher Macht unter
demokratische Politik fordern, mit massiver
Polizeigewalt behindert werden, fällt das Nach-
spiel bescheidener aus: Die gerichtlichen Fest-
stellungen unrechtmäßigen Polizeieinsatzes
werden nicht skandalisiert. In dieser Ungleich-
behandlung sozialen Protests zeigt sich, dass
die Voraussetzungen zur wirksamen Themati-
sierung sozialer Fragen noch verwirklicht bzw.
erkämpft werden müssen.

Drittens: Die im Zusammenhang mit einer
Kritik neoliberaler Transnationalisierung auf-
geworfenen Fragen nach dem Verhältnis von
Politik und Ökonomie konnten durch die Post-
demokratiedebatte zeitdiagnostisch als Fragen
nach dem Verhältnis von neoliberalem Kapita-
lismus und Demokratie konkretisiert werden.
Gerade durch die schon bei Crouch zentral
gestellte Analyse transnationaler Konzerne in-
terveniert die Postdemokratietheorie unüber-
sehbar in die Diskussion über die Ursachen
und Folgen der Globalisierung. Spätestens seit
Jürgen Habermas’ Diagnose einer postnatio-
nalen Konstellation heben Zeitdiagnosen immer
wieder hervor, dass dem Problem einer hoch-
gradigen transnationalen Verflechtung der
Wirtschaft bei gleichzeitiger politischer Frag-
mentierung nicht von einem Akteur allein und
nur im Rahmen politischer Mehrebenensyste-
me begegnet werden kann.

Ein demokratiepolitisches Dilemma liegt
freilich darin, dass gerade bestehende Formen
transnationaler Regierung – handele es sich nun
um Integrationsprojekte wie die EU oder glo-
bale Koordinationsstellen der Weltwirtschafts-
politik wie die WTO – weit eher als Motoren
denn als Bremsen der Postdemokratisierung
wirken (Gill 2000, Knodt 2013, Streeck 2013).
Im Anschluss an Crouch, vor allem aber an die
weiterführenden Überlegungen Wolfgang
Streecks zum Verhältnis von (globalem) Kapi-
talismus und Demokratie, gilt es daher die
Debatte um die Verfasstheit transnationaler
Institutionen und Rechtsverhältnisse mit einer
demokratischen Marktkritik zu verbinden.
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Gerade die soziale Frage ist längst eine trans-
nationale Frage geworden. Weitgehend unklar
freilich ist nach wie vor, wie demgemäß trans-
nationale Gegenkräfte aussehen könnten, die
ihr einen über nationalstaatliche Politiken hin-
ausweisenden Ausdruck verleihen können.

Die hier versammelten Beiträge gehen die-
sen Aspekten auf unterschiedliche Weise nach.2

Zunächst rekapitulieren die Gastherausgeber
selbst die Antworten Colin Crouchs auf die
Wiederkehr der sozialen Frage und ihre Arti-
kulation in sozialen Kämpfen. Hierbei argu-
mentieren sie mit Crouch gegen Crouch und
vertreten die These, dass eine erneuerte Sozi-
aldemokratie allein keine hinreichenden Bedin-
gungen zu einer Überwindung der postdemo-
kratischen Tendenz schaffen kann. Ausgehend
von dem Zusammenfallen von sozialer Frage
und demokratischer Frage und in Auseinan-
dersetzungen mit der Rolle des moralischen
Engagements von Mittelschichtsbewegungen
fragt der Beitrag nach der Bedeutung einer
erneuerten Klassentheorie im Kontext einer
anvisierten Redemokratisierung.

Die modernisierungstheoretische Perspekti-
ve auf das Topos „Postdemokratie“ entfaltet im
Folgenden Ingolfur Blühdorn. Zunächst disku-
tiert er die unterschiedlichen zeitdiagnostischen
Akzente der Diskurse um „Postdemokratie“,
„Postpolitik“ und „Entpolitisierung“. Eine allei-
nige Fokussierung auf das Herrschaftsprojekt
neoliberaler Eliten greift Blühdorn zu Folge zu
kurz, da sie die Veränderungen auf Seiten des
Subjekts, das sich von der einst erkämpften
Emanzipation emanzipiere, vernachlässigt. Die
Rekonstruktion der Interessen unterschiedlicher
Akteursgruppen führt ihn zu einer Typologie
„politischer Klassen in der postdemokratischen
Konstellation“, wobei insbesondere der bürger-
lichen Mittelklasse in ihrer doppelten Frontstel-
lung gegen oben und unten eine zentrale Rolle
bei der Etablierung des postdemokratischen
Zustands zukomme. Die Konsequenzen dieser
Entwicklung, die in Blühdorns Diagnose gera-
de durch die Verteidigung des Lebensstils von
Mittelklassen angetrieben wird, exemplifiziert
er am Nachhaltigkeitsparadigma, das zusehends

durch eine Politik der Nicht-Nachhaltigkeit er-
setzt werde. Hierin sieht Blühdorn eine zentra-
le Konfliktlinie in der Postdemokratie.

Hauke Brunkhorst geht bei seiner Analyse
des Europäischen Integrationsprozesses von ei-
ner prinzipiellen Spannung aus, die ihm zufol-
ge charakteristisch für moderne politische Pro-
zesse ist: Während der auf die Maximen der
Aufklärung zurückgehende Kantian mindset
handlungsleitend für aufbrechende emanzipato-
rische Formen der Verfassungsgebung wirkt,
orientiert der Managerial mindset verwaltungs-
pragmatisch auf effiziente Machttechniken. Am
Beispiel der europäischen Verfassungsgeschich-
te zeichnet Brunkhorst nach, wie beide Hand-
lungsimperative auseinander hervorgehen und
ihren perpetuierten Kampf untereinander aus-
tragen. Angesichts der europäischen Krise und
des in ihr abermals triumphierenden Manageri-
al mindsets besteht Brunkhorst zu Folge die
Perspektive des Kantian mindsets in der Ent-
deckung transnationaler Formen eines demokra-
tischen Klassenkampfs von unten, der an die
Stelle der Betonung nationaler Differenzen tritt.

Verfassungstheoretische Überlegungen ste-
hen auch im Zentrum des Beitrags von Kolja
Möller. Die bisherige Postdemokratiediskussi-
on, so Möller, unterschätze die Bedeutung des
Verfassungswandels, der sich – in unterschied-
lichen transnationalen Arenen – in den letzten
Jahrzehnten vollzogen habe: Das einstmals er-
hoffte kosmopolitische Projekt werde von ei-
ner marktliberalen Prärogativverfassung über-
lagert, die insbesondere soziale Rechte ins
Abseits stelle. Die Implementierung transnati-
onaler sozialer Rechte als Alternative zur libe-
ralen Verfassungsgebung sei freilich nicht ohne
soziale Kämpfe zu haben. In Anlehnung an
eine Formulierung Wolfgang Abendroths lie-
ße sich somit sagen, dass auch heute soziale
Kämpfe nicht zuletzt Kämpfe um Verfassungs-
positionen zu sein haben.

Am Beispiel des Feminismus erörtert Mi-
chael Hirsch das Schicksal einst neuer sozialer
Bewegungen unter postdemokratischen Bedin-
gungen: Die Depolitisierung, der die Frauen-
bewegung unterworfen wurde, führte Hirsch



6 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 27. Jg. 1 | 2014

zufolge zu einer selektiven Emanzipation, die
zugleich das Wettbewerbsparadigma des hege-
monialen Männlichkeitsbildes festigte. In der
Frage einer Repolitisierung des Feminismus
sieht Hirsch ein zentrales Feld einer die Post-
demokratie überwindenden Perspektive, die an
die Stelle des hergebrachten Androzentrismus
ein neues Konzept des guten Lebens setzen
könne. Eine Repolitisierung der Demokratie
mittels einer Thematisierung sozialer Verhält-
nisse kann demnach besonders überzeugend
über die Repolitisierung des Feminismus und
die Freisetzung seines emanzipatorischen Po-
tenzials gelingen.

Oliver Decker, Johannes Kiess, Katharina
Rothe, Marliese Weißmann und Elmar
Brählergehen in ihrem Beitrag von den Ergeb-
nissen ihrer „Mitte-Studien“ aus und zeichnen
nach, wie in der Bundesrepublik das materielle
Wohlstandsversprechen der Nachkriegszeit als
„narzistische Plombe“ („Wir sind wieder wer“)
wirken konnte. Die Autoren machen eine Kon-
tinuität zwischen diesem Ideologem und dem
heutigen Rechtsextremismus aus: Gerade die
in der Postdemokratie prekär werdenden ma-
teriellen Lebensbedingungen führen zu ver-
schärften Ressentiments, die sich insbesondere
gegen jene richten, denen materieller Wohl-
stand vermeintlich unberechtigterweise gewährt
werde. Ungleichheitsideologien und rassistische
Ressentiments drohen somit soziale Kämpfe
nach rechts zu verschieben.

Von links kommt dagegen die Bewegung
Occupy, die eindeutig die soziale Frage mit
der demokratischen verkoppelt hat. Man könnte
also geneigt sein, in ihr einen zivilgesellschaft-
lichen Hoffnungsträger zu sehen und die neue
Protestbewegung als vielversprechenden Akteur
einer redemokratisierten sozialen Frage betrach-
ten. Fabienne Decieux und Oliver Nachtwey
zeigen jedoch, dass das postdemokratische Pa-
radox auch für Occupy gilt, dass der soziale
Riss, der durch die politische Partizipation geht,
auch Occupy bestimmt. In einer empirischen
Studie haben die Autorinnen und Autoren die
Teilnehmer- und Argumentationsstruktur sozi-
ologisch untersucht und kommen zu dem

Schluss, dass die Occupy-Proteste, obwohl sie
die neueste Form des zivilgesellschaftlichen
Kritik postdemokratischer Verhältnisse darstel-
len, selbst Ausdruck postdemokratischer Ver-
hältnisse sind. Die Autoren spitzen ihren Bei-
trag bis zu der Frage zu, ob Occupy die sozia-
le Bewegung der Postdemokratie ist.

Auch in den Rubriken greifen wir verschie-
dene Facetten des Themenschwerpunkts auf.
In der Literaturrubrik werden die Bände von
Frank Deppe „Autoritärer Kapitalismus“ und
Hans-Jürgen Urban „Der Tiger und seine
Dompteure“ besprochen, die sich mit dem
Verhältnis zwischen Demokratie und Kapitalis-
mus beschäftigen und versuchen Möglichkei-
ten aufzuzeigen, wie den Fehlentwicklungen
entgegengewirkt werden kann. Im Pulsschlag
stellen Jochen Roose, Moritz Sommer und
Franziska Scholl das Forschungsprojekt „Die
Griechen, die Deutschen und die Krise (GG-
CRISI)“ vor, in dem die Debatten zur Euroki-
se untersucht werden.

Über den Themenschwerpunkt hinaus wid-
men wir uns Russland und den dortigen For-
men zivilen Ungehorsams. In der „Aktuellen
Analyse“ veranschaulicht Joachim Willems am
Beispiel der Proteste von Pussy Riot im Win-
ter 2011/2012 die Bedeutung und Wirkungs-
weise zivilen Ungehorsams und arbeitet eine
Besonderheit zu anderen Beispielen zivilen
Ungehorsams heraus: Pussy Riot formulieren
keine politischen Ziele, sodass eine politische
Übersetzung der symbolischen Akte des zivi-
len Ungehorsams nicht stattfinden kann.

Nicht zuletzt wollen wir auf das Angebot
FJSBplus hinweisen: Auf der Webseite des For-
schungsjournals finden Sie Beiträge von Kon-
rad Hummel sowie Anita Breuer und Karim
Khashaba. Konrad Hummel formuliert unter
dem Titel Bürgerbeteiligung als kritische Wei-
chenstellung für die lokale Demokratie zehn
Empfehlungen für eine stärkere Bürgerbeteili-
gung in der lokalen Politik und der damit ver-
bundenen Stärkung der Demokratie. Als Grund-
lage dient seine historische und am Mannhei-
mer Beispiel praktische Analyse der Bürgerbe-
teiligung. Für die Stärkung des Zentrums ge-

Editorial
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lebter Demokratie sei die Unabhängigkeit von
Medien und Lobbyismus sowie die Schaffung
neuer Bündnisse und Gemeinderatsrollen für
Bürger wichtig.

Anita Breuer und Karim Khashaba widmen
sich  einer von der politischen Kommunikati-
onsforschung vernachlässigten Facette des so-
genannten „Arabischen Frühlings“. Es wurde
zwar umfassend untersucht, auf welche Weise
die Protestierenden das Internet und Social Media
im Rahmen der Proteste genutzt haben, inwie-
weit dies aber auch durch religiöse Bewegun-
gen in der Phase nach den durchgeführten Wah-
len getan haben, blieb bisher unterbelichtet. Die
AutorInnen gehen dieser Frage in zwei Beiträ-
gen nach. Sie analysieren sowohl die historische
Dimension der Mediennutzung durch die Mus-
limbruderschaft (Artikel „The case of the Mus-
lim Brotherhood (MB) in Egypt – Media expe-
riences and communication strategies of the MB
1928 – 2010, a brief historical overview“) als
auch die Nutzung von Online-Medien während
des sogenannten Arabischen Frühlings  (Artikel
„Islamic Political Communication Online: An
Analysis of the Egyptian Muslim Brotherhood’s
official English websites“). Die Beiträge der
Rubrik FJSBplus  finden Sie online unter www.
forschungsjournal.de/ fjsb-plus.

Oliver Eberl (Darmstadt), David Salomon
(Siegen), Tobias Quednau (Berlin)

Anmerkungen

1 Seine Häufigkeit und Verwendung soll nun
in dem Textmining-Projekt „Postdemokratie
und Neoliberalismus“ an der Helmut-Schmidt-
Universität Hamburg erforscht werden.

2 Die Gastherausgeber haben im Juli 2013 die
Konferenz „Soziale Krise und Demokratie.
Diagnosen der postnationalen Konstellation“
an der TU Darmstadt in Kooperation mit
der Universität Siegen und der Hans-Böck-
ler-Stiftung veranstaltet. Dort wurden auch
die hier versammelten Beiträge zum ersten
Mal vorgetragen. Ein Konferenzbericht ist
im Forschungsjournal 4/2013 nachzulesen.
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AKTUELLE ANALYSE

Ziviler Ungehorsam? Pussy Riots Performances im Moskauer

Winter 2011/2012

Joachim Willems

Februar 2012: Pussy Riot stürmt in die Mos-
kauer Christ-Erlöser-Kathedrale, so etwas wie
die Hauptkirche der Russischen Orthodoxie.
Später stellt die Gruppe Aufnahmen ins Inter-
net, unterlegt mit dem Song „Gottesgebäre-
rin, vertreibe Putin“. Das Video – und natür-
lich das anschließende Gerichtsverfahren –
machte Pussy Riot weltbekannt. Weniger be-
kannt sind die vier ähnlichen politisch-künstle-
rischen Performances, die diesem „Punk-Gebet“
vorausgegangen waren und die Pussy Riot
ebenfalls ins Internet gestellt hatte.

1 | Der politische Kontext

Die Duma-Wahlen im Dezember 2011 und die
Präsidentschaftswahlen im März 2012 sind
nicht zufällig der Kontext der Pussy-Riot-Per-
formances. Mischa Gabowitsch (2013) hat in
seinem Buch „Putin kaputt“ die breite Protest-
bewegung porträtiert, die sich gegen die Wahl-
fälschungen ebenso gewendet hat, wie gegen
den Ämterwechsel des damaligen Präsidenten
Medwedew und des damaligen Regierungschefs
Putin. Medwedew war 2008 Putins Wunsch-
kandidat für die Präsidentschaft gewesen. Pu-
tin selbst durfte 2008 nach zwei Amtszeiten
als Präsident laut Verfassung nicht noch einmal
zu den Wahlen antreten. Schon damals hatten
viele Beobachter vermutet, dass Medwedew als
Putins Statthalter fungieren sollte, um später
Putin die Rückkehr ins Präsidentenamt zu er-
möglichen.

Die Art und Weise allerdings, wie die bei-
den Spitzenpolitiker im September 2011 ihren
Ämtertausch bekannt gaben, ließ den Eindruck
aufkommen, das Volk werde für dumm gehal-
ten und solle nun an den Wahlurnen eine Ent-
scheidung legitimieren, die von den Mächti-

gen schon lange gefällt worden war. Das gab
der außerparlamentarischen Opposition Auf-
trieb, die bisher eine Randerscheinung gewe-
sen war. Im September und Oktober 2011, also
etwa zwei Monate vor den Parlamentswahlen,
hätte nach Umfragen noch eine Zwei-Drittel-
Mehrheit für Einiges Russland gestimmt, die
Partei des Tandems Putin/ Medwedew. Bei den
Wahlen war die Mehrheit zwar schon deutlich
geschrumpft, aber Einiges Russland wurde
wieder mit Abstand die stärkste politische Kraft
im Parlament. Freilich erschienen diese Ergeb-
nisse nicht als glaubwürdig: Wahlbeobachter
fanden zahlreiche Belege für Wahlbetrug und
Missbrauch der administrativen Macht, und die
Umfragen an den Ausgängen der Wahllokale
brachten ganz andere Ergebnisse als die offizi-
ellen Auszählungen der Stimmen (Gel’man
2012: 36). Einen Tag nach der Wahl demonst-
rierten 7.000 Personen in Moskau gegen den
Wahlbetrug, ein paar Tage später, am 10. De-
zember 2011 schon über 30.000 Menschen,
und am 24. Dezember, auf dem Höhepunkt
der Proteste, sogar 60.000 Demonstrierende
(Lipman 2012: 19).

Die Präsidentschaftswahl am 4. März wur-
de abermals von massiven Unregelmäßigkeiten
begleitet; der Kreml setzte wiederum auf seine
„administrativen Ressourcen“. Die Opposition,
die sich auf keine schlagkräftigen Organisatio-
nen stützen konnte, hatte dem wenig entge-
genzusetzen. Putin gelang es bereits im ersten
Wahlgang, sich eine dritte Amtszeit sicherzu-
stellen. Landesweit erreichte Putin fast zwei
Drittel der Stimmen. Die anderen Kandidaten
waren weit abgeschlagen.

Die Proteste gegen die Präsidentschaftswah-
len konnten nicht mehr die Ausmaße der Pro-
teste Ende 2011 erreichen. Der Kurs gegen die
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weiterhin Protestierenden wurde immer repres-
siver, und die Erfahrungen der vorangegange-
nen Monate führten zum Eindruck der Macht-
losigkeit (Gel’man 2012: 39ff.). Anstatt die
gefälschten Wahlen zu wiederholen, wurde der
Justizapparat gegen Oppositionelle in Stellung
gebracht. Beim „Marsch der Millionen“ am 6.
Mai 2012 kam es zu Zusammenstößen mit der
Polizei. Mehrere Oppositionelle wurden ver-
haftet und zum Teil zu langjährigen Haftstra-
fen verurteilt (Holm 2012: 212f.).1

In den folgenden Wochen und Monaten
verschärften der neue Präsident Putin und der
neue Ministerpräsident Medwedew den Kurs
gegen tatsächliche oder potentielle Kritikerinnen
und Kritiker. Beispiele sind das neue NGO-
Gesetz, das im November 2012 in Kraft trat,
oder die repressive Gesetzgebung gegen die
sog. „Propaganda der Homosexualität“.

2 | Pussy Riot 2011/2012

Die Mitglieder von Pussy Riot beschrieben die
Nominierung Putins zum Präsidentschaftskan-
didaten als ein Schlüsselerlebnis: Nun sei es
„völlig unmöglich, sich mit etwas unpolitischem
zu beschäftigen. Deshalb ist es völlig natür-
lich, dass wir Lieder aufführen über den Sturz
der Kreml-Bastarde.“2 Diese „Aufführungen“,
von denen Pussy Riot spricht, fanden im Win-
ter 2011/2012 statt und wurden in bearbeite-
ter Form im Internet veröffentlicht. Darin sieht
man jeweils, wie Pussy Riot überfallartig in
der Moskauer Öffentlichkeit auftaucht und
einen Song mit politischem Protest zum Bes-
ten gibt.

Im ersten Video (veröffentlicht im Novem-
ber 2011) ist zu sehen, wie Pussy Riot im öf-
fentlichen Nahverkehr Moskaus (auf Busdä-
chern und in Metrostationen) zum Protest
gegen die Duma-Wahlen und gegen die Regie-
rung aufruft. Die vorangegangenen Proteste
in Ägypten dienen dabei als Vorbild: „Mach
den Tahrir auf dem Roten Platz“. Der Titel
des Songs, mit dem das Video unterlegt ist,
heißt „Befreie den Pflasterstein“. Pussy Riot
weist darauf hin, dass es in Moskau „jetzt,

Dank dafür an Bürgermeister Sobjanin, viele
Pflastersteine“ gebe: „Die müssen ihrer Bestim-
mung nach verwendet werden.“ Man darf ver-
muten, dass das ein Aufruf zur Verwendung
von Pflastersteinen als Wurfgeschoss bei De-
monstrationen ist – und eine Reminiszenz an
1968: „Unter dem Pflaster, da liegt der Strand“.

In ihrem zweiten Video, veröffentlicht am
1. Dezember 2011, ist zu sehen, wie Pussy Riot
in Moskauer Boutiquen, einer Modenschau und
an anderen Orten zum „Umsturz in Russland“
aufruft. Dabei werden die „Sexisten“ und „Pu-
tinisten“ vulgär beschimpft.

Das dritte Video wurde in der ersten De-
zemberhälfte vor einem Gefängnis gedreht. In
diesem Gefängnis saßen Leute ein, die bei Pro-
testkundgebungen gegen die Fälschung der
Duma-Wahlen verhaftet worden waren. Der
Song zum Video heißt „Tod dem Gefängnis,
Freiheit dem Protest“. Im Song-Text fasst Pus-
sy Riot zentrale Anliegen zusammen: Anarchis-
mus, Feminismus und Einsatz für sog. „sexuel-
le Minderheiten“: „Der Wille zur Macht von
jedem, ohne gottverdammte Führer / direkte
Aktion ist die Zukunft der Menschheit / Les-
ben, Schwule, Bi- und Transsexuelle und Femi-
nistinnen schützen das Vaterland // (…) //
Zwinge die Bullen, der Freiheit zu dienen /
Proteste führen zu gutem Wetter / Besetze die
Plätze, mache eine friedliche Besetzung / nimm
allen Bullen die Maschinenpistolen weg. / Füllt
die Stadt, alle Plätze und Straßen / Es gibt
viele davon in Russland, lasst die Austern /
Öffnet alle Türen, nehmt die Schulterklappen
ab / Fühlt mit uns den Duft der Freiheit.“

Das vierte Video veröffentlichte Pussy Riot
im Januar 2012 unter dem Titel „Putin pisst
sich in die Hose“. Auch der übrige Text des
Songs strotzt vor vulgären Ausdrücken. Nach
den symbolträchtigen Orten der ersten drei
Videos wagte sich die Gruppe dafür ins Zen-
trum der Macht vor, nämlich auf den Roten
Platz. In dem Song, mit dem das Video unter-
legt ist, wird von einem Aufstand in Russland
erzählt, der die Regierenden und das gegen-
wärtige politische System entmachtet: „Riot
erklärt die Abtreibung des Systems!“

Ziviler Ungehorsam? Pussy Riots Performances im Moskauer Winter 2011/2012
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Das fünfte Video, veröffentlicht am 21.
Februar 2012, zeigte dann das sog. „Punk-Ge-
bet“ in der Moskauer Christ-Erlöser-Kathedra-
le, durch das Pussy Riot weltweit bekannt wurde
und das zwei der Mitglieder ins Straflager ge-
bracht hat. Im Song-Text bittet Pussy Riot
Maria, die Mutter Jesu: „Gottesgebärerin, ver-
treibe Putin“. Sie seien erbost gewesen über
die Unterstützung Putins durch Patriarch Ki-
rill, und ebenso über die Statements des Patri-
archen zu Frauen und Homosexualität. Im
Song-Text des „Punk-Gebets“ spielt Pussy Riot
darauf an: „Gay Pride wird in Fesseln nach
Sibirien geschickt. / (…) / Um Seine Heilig-
keit nicht zu beleidigen/ Müssen Frauen gebä-
ren und lieben. / (…) / Gottesgebärerin, Jung-
frau, werde Feministin.“ Ein weiterer Kritik-
punkt ist die nach Meinung von Pussy Riot zu
enge Bindung der Kirche an den Staat. Das
„Punk-Gebet“ beginnt mit den Worten:
„Schwarze Soutane, goldene Schulterstücke“
und malt so das Bild einer Kirche, die mit den
sog. Sicherheitsbehörden symbiotisch lebt. Der
ehemalige Geheimdienstmann Putin wird, sach-
lich nicht ganz korrekt, nachträglich zum „KGB-

Chef“ erklärt. Als solcher sei er jetzt der „oberste
Heilige“. (Zu den Videos ausführlicher und mit
Quellenangaben Willems 2013: 40f.)

3 | „Ziviler Ungehorsam“

Inwiefern sind die Performances von Pussy Riot
Akte des zivilen Ungehorsams? Henry David
Thoreau, den Klassiker des zivilen Ungehor-
sams, beschäftigte im 19. Jahrhundert die Fra-
ge, wie sich gewissenhafte Menschen verhal-
ten sollen, wenn sie es mit ungerechten Geset-
zen und ungerechten Handlungen ihrer Regie-
rung zu tun bekommen – ungerechte, aber
wohlgemerkt demokratisch legitimierte Geset-
ze und Regierungen! Thoreau verlangt: „Man
sollte nicht den Respekt vor dem Gesetz pfle-
gen, sondern vor der Gerechtigkeit. Nur eine
einzige Verpflichtung bin ich berechtigt einzu-
gehen, und das ist, jederzeit zu tun, was mir
recht erscheint.“ (Thoreau 1967: 9)

Den Hintergrund für seine Überlegungen
bildet zum einen der Expansionskrieg der USA
gegen Mexiko, zum anderen die Sklaverei in den
Südstaaten. Angesichts von Sklaverei und Krieg

Joachim Willems
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meint Thoreau, man könnte sich „nicht ohne
Schande“ mit der amerikanischen Regierung ein-
lassen (Thoreau 1967: 11). Alle Menschen mit
Gewissen sollten quasi aus dem Staate austreten,
ihm ihre Unterstützung grundsätzlich entziehen.
Vor allem das Mittel der Steuerverweigerung hat
Thoreau dabei im Blick. Denn: „Vor der Wahl,
ob er alle anständigen Menschen im Gefängnis
halten oder Krieg und Sklaverei aufgeben soll,
wird der Staat mit seiner Antwort nicht zögern.
Wenn tausend Menschen dieses Jahr keine Steu-
ern bezahlen würden, so wäre das keine brutale
und blutige Maßnahme – das wäre es nur, wenn
sie sie zahlten und damit dem Staat erlaubten,
Brutalitäten zu begehen und Blut zu vergießen.“
(Thoreau 1967: 20f.)

Dabei ist Thoreau selbst bereit gewesen,
für seine Überzeugungen ins Gefängnis zu
gehen. Er geht sogar so weit zu sagen, dass
„unter einer Regierung, die irgendjemanden
unrechtmäßig einsperrt“, „das Gefängnis der
angemessene Platz für einen gerechten Men-
schen“ sei. Das Gefängnis sei „das einzige Haus
in einem Sklavenstaat, das ein freier Mann in
Ehren bewohnen kann“ (Thoreau 1967: 20).
Einer verbreiteten Legende nach wurde Tho-
reau im Gefängnis von Ralph Waldo Emerson
besucht, dem großen Philosophen der Trans-
zendentalisten in Neuengland. Emerson soll
Thoreau gefragt haben: „Henry, was machst
du hier drinnen?“. Thoreaus Antwort soll ge-
wesen sein: „Ralph, was machst du da
draußen?!“ (Thoreau 1903: X)

4 | Thoreau und Pussy Riot

Hier kann ein Vergleich des zivilen Ungehor-
sams bei Thoreau und den Frauen von Pussy
Riot beginnen. Beim Blick auf Gemeinsamkei-
ten kann dann auch das Spezielle an den Akti-
onen von Pussy Riot deutlicher werden.

4.1 | Delegitimierung von Gesetzen

Schon im Begriff des „Ungehorsams“ ist ent-
halten, dass die Geltung von Gesetzen und
Regierungen in Frage gestellt wird. Thoreau

argumentiert naturrechtlich, wenn er Gerech-
tigkeit, Ehrlichkeit, Anstand und Ehre gegen
das positive Recht in Stellung bringt: „Man
sollte nicht den Respekt vor dem Gesetz pfle-
gen, sondern vor der Gerechtigkeit.“ (Thoreau
1967: 9) Damit handelt er sich ein Problem
ein – freilich ohne, dass er es merken würde:
Wer soll denn nun bestimmen dürfen, was für
alle Menschen verbindlich gilt? Denn es ist ja
gesellschaftlich umstritten, was gerecht ist und
was einen ehrbaren Menschen ausmacht.

Gleichzeitig sind Fälle denkbar, in denen
Gesetze so ungerecht und verbrecherisch sind,
dass der Widerstand dagegen moralische Pflicht
ist – auch wenn wir uns selbst zugestehen, dass
uns der Mut dazu fehlen könnte. Man denke
etwa an Gesetze aus der Zeit des Nationalsozi-
alismus, die die Ausgrenzung und Tötung von
Bevölkerungsgruppen ermöglichen. Auch die
Beispiele von Thoreau – Sklaverei und Expan-
sionskrieg – dürften in diese Kategorie fallen.
Aber wo genau ist die Linie, hinter der Geset-
ze und Regierungen ihre Legitimität verlieren?
Und wann war eigentlich für Pussy Riot die
Grenze des Erträglichen überschritten? Woge-
gen genau richtet sich Pussy Riot?

Erstens hat Pussy Riot einige wenige klar
benannte politische Ziele: die Rettung des
Chimki-Waldes, durch den eine Autobahn ge-
baut werden soll, und später die Freilassung
von Demonstrantinnen und Demonstranten.
Zweitens richtet sich Pussy Riot gegen eine
bestimmte politische Kultur und ein gesell-
schaftliches Klima: Sie treten ein gegen die
Diskriminierung von Menschen aufgrund ih-
res Geschlechts und ihrer sexuellen Orientie-
rung, sie kritisieren Korruption und Wahlfäl-
schungen. Dabei könnten sie sich sogar auf
bestehende Gesetze berufen, denn natürlich
sind Korruption und Wahlfälschungen in Russ-
land verboten, und die Verfassung Russlands
verpflichtet den Staat zum Schutz der Men-
schenrechte (Art., 2 sowie Art. 17ff.) und ga-
rantiert die Gleichheit aller vor dem Gesetz
und den Gerichten, und zwar unabhängig von
Geschlecht, Nationalität, Sprache, Herkunft,
Religion und so weiter (Art. 19). Es geht Pus-

Ziviler Ungehorsam? Pussy Riots Performances im Moskauer Winter 2011/2012
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sy Riot hier also darum, etwas einzufordern,
was in anderen Staaten Europas weitgehend
selbstverständlich und garantiert ist. Drittens
aber orientiert sich Pussy Riot an einem radika-
len Gegenentwurf zum bestehenden politischen
System – und zwar nicht nur zum politischen
System Russlands, sondern auch zum System
der westlichen Staaten: Pussy Riot propagiert
eine anarchistische Utopie (Willems 2013: 65f.).

Eine ähnliche Ambivalenz ist bei Henry Tho-
reau nicht zu übersehen: Einerseits fordert er
ein, dass gesetzlich Festgelegtes tatsächlich ein-
gehalten wird, andererseits entwirft er utopische
Gegenprogramme. In diesem Sinne beruft sich
Thoreau für seine Kritik an der Sklaverei auf
amerikanische Ideale. Daneben will Thoreau den
Rahmen des bestehenden Systems überschreiten:
Die Demokratie seiner Zeit ist für ihn ein Durch-
gangsstadium: „Der Fortschritt von einer absolu-
ten zu einer beschränkten Monarchie, von einer
beschränkten Monarchie zur Demokratie, ist ein
Fortschritt in Richtung auf wahre Achtung vor
dem Individuum.“ Aber, so fragt er: „Ist die
Demokratie, wie wir sie kennen, wirklich die letzt-
mögliche Verbesserung im Regieren? Ist es nicht
möglich, noch einen Schritt weiter zu gehen bei
der Anerkennung und Kodifizierung der Men-
schenrechte?“ (Thoreau 1967: 34)

4.2 | Freier Lebensstil

Dieses Changieren zwischen Kritik innerhalb
des gegebenen politischen Systems und der
radikalen Kritik an diesem System selbst er-
gibt sich nicht nur aus politisch-philosophischen
Überlegungen, sondern resultiert auch oder
sogar vorrangig aus einem bestimmten Lebens-
stil und Lebensidealen. Dieser Lebensstil ist
geprägt von einem starken Freiheitsideal, ver-
bunden mit einer Hochschätzung des Indivi-
duums und einer liberalen Ethik, die an dem
Ideal einer Gemeinschaft freier Individuen aus-
gerichtet ist. Angesichts dieser Orientierung
am Individuum und seiner Freiheit werden
Systemfragen zweitrangig: Jede gemeinschaft-
liche Ordnung muss sich immer wieder fragen
lassen, ob sie den Bedürfnissen des Einzelnen

gerecht wird, und muss deshalb permanent
reformierbar sein (Thoreau 1967: 34f.).

Dieses starke Freiheitsideal führt zumindest
im Falle von Thoreau und Pussy Riot zu einer
tendenziell asketischen Haltung: Freiheit ist auch
die Freiheit vom Streben nach Besitz, denn der
Erwerb und Erhalt von Besitz schränkt Freiheit
ein. Thoreau ist ja bekannt für sein Experiment
eines einfachen Lebens in seiner Hütte am Wal-
den Pond. In seinem Buch über dieses Experi-
ment – ,Walden, oder Leben in den Wäldern‘ –
beschreibt er, wie übermäßige Arbeit zwar zu
Reichtum führen kann, aber wie darüber der Blick
für das Wesentliche im Leben getrübt wird: „Die
meisten Menschen, selbst in unserm verhältnis-
mäßig freien Land, sind aus lauter Unwissenheit
und Irrtum so sehr durch die unnatürliche, über-
flüssige, grobe Arbeit für das Leben in Anspruch
genommen, dass seine feineren Früchte von ih-
nen nicht gepflückt werden können. Von der
anstrengenden Arbeit sind ihre Finger zu plump
geworden und zittern dafür zu sehr. Tatsächlich
hat der arbeitende Mensch Tag für Tag keine
Muße zu einer wahren Integrität; er kann die
Zeit nicht aufbringen, die menschlichsten Bezie-
hungen zu den Menschen zu unterhalten; seine
Arbeit würde auf dem Markte im Werte sinken,
er hat keine Zeit, etwas anderes zu sein als eine
Maschine.“ (Thoreau 1903: 3)

Für Thoreau hat die Freiheit von Besitz
zugleich eine politische Bedeutung. Wer sich
philosophisch-asketisch am Ideal des guten Le-
bens orientiere, werde „am striktesten auf dem
Recht bestehen“ und deshalb „für einen verdor-
benen Staat die größte Gefahr darstellen“. Ge-
nau solche Personen aber nähmen „sich meistens
nicht viel Zeit zur Ansammlung von Eigentum“,
und so könne der Staat im Falle von Gesetzesü-
bertretungen auch keinen Besitz beschlagnahmen
(Thoreau 1967: 21).

Frappierend ist die Nähe zur Lebenseinstel-
lung von Pussy-Riot-Mitglied Nadeschda Tolo-
konnikowa. In einem Brief aus der Untersuchungs-
haft beschreibt Tolokonnikowa ihr Leben in ih-
ren, wie sie es nennt, „aktionistischen Jahren“.
Dem Brief stellt sie ein Zitat aus dem Lukas-
Evangelium voran: „Hütet euch aber, dass eure
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Herzen nicht beschwert werden mit Fressen und
Saufen und mit täglichen Sorgen …“ (Lk. 21,
34). In diesem Bibel-Zitat findet sie offensicht-
lich charakteristische Züge ihres Freundeskreises
wieder, den sie als idealistisch und geradezu as-
ketisch beschreibt: Sie und die Leute, mit denen
sie zusammengearbeitet habe, seien „ziemlich
untypisch für Moskau“ gewesen. Denn sie seien
„weder an Geld noch an Komfort interessiert“
gewesen. Statt ihre Zeit dafür zu vergeuden, „sich
Tag für Tag für ihr leibliches Wohl abzurackern
und rumzuquälen“, hätten sie ihr karges Essen
miteinander geteilt und ihre Zeit genutzt, sich
zu bilden und an der Verbesserung der Welt mit-
zuwirken. Auch Jesus Christus, so Tolokonniko-
wa, „appellierte an unsere Askese und selbstlose
Hingabe, doch die Zaren der Welt, die nicht auf
ihre Limousinen und Klunker verzichten wollen,
haben ihn dafür verurteilt.“ Im Geiste Jesu habe
Pussy Riot „ein paar Aspekte der weltlichen Ver-
treter der christlichen Kirche hinterfragen“ wol-
len (Tolokonnikova 2012).

Für Akte des zivilen Ungehorsams ist eine
entsprechende Haltung notwendig: Wer sich
für ein Ideal engagiert und dabei gegen beste-

hende Gesetze verstößt, muss mit Konsequen-
zen rechnen. Deshalb wird zum zivilen Unge-
horsam niemand bereit sein, der sein eigenes
Wohlergehen und seinen materiellen Wohlstand
zum höchsten Ziel erhebt.

4.3 | Elitäres Bewusstsein

Wem seine eigene Freiheit wichtig ist, der oder
die muss nicht unbedingt Akte zivilen Unge-
horsams begehen. Er oder sie kann auch versu-
chen, einen eigenen, privaten Bereich zu schaf-
fen und zu verteidigen, in dem man nach den
eigenen Vorstellungen leben kann – egal, was
außerhalb dieses Bereiches geschieht. Wer aber
Akte zivilen Ungehorsams begeht, macht das
gerade nicht, sondern interessiert sich für die
Freiheit und Würde auch der Anderen. Tho-
reau sieht es als eine Frage des Gewissens und
der Gerechtigkeit, sich für die Befreiung der
Sklavinnen und Sklaven einzusetzen. Die Mit-
glieder von Pussy Riot haben ihre Freiheit ris-
kiert, weil sie es als unehrlich empfunden hät-
ten, den eigenen Handlungsspielraum in einer
unfreien Gesellschaft zu genießen.

Ziviler Ungehorsam? Pussy Riots Performances im Moskauer Winter 2011/2012
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Wer zivilen Ungehorsam lebt, versteht sich
als Avantgarde – und damit als Elite. Ange-
sichts des Unrechts handelt er richtig – und
die anderen falsch. Würden alle Menschen –
oder zumindest alle anständigen Menschen –
handeln wie er, wäre das Übel zu beheben:
„Vor der Wahl, ob er alle anständigen Men-
schen im Gefängnis halten oder Krieg und
Sklaverei aufgeben soll, wird der Staat mit sei-
ner Antwort nicht zögern“, schreibt Thoreau
(1967: 20.f). Aber es seien immer nur „wenige
Helden, Patrioten, Märtyrer, wirkliche Refor-
mer und Männer“, die „dem Staat auch mit
dem Gewissen“ dienten, und „sie werden ge-
wöhnlich von ihm als Feinde behandelt“ (10).
Diese Menschen hätten die Aufgabe, „die
Masse mit[zu]reißen“ (13).

Das Selbstverständnis, moralisch besonders
sensibel zu sein und deshalb zu einer morali-
schen Avantgarde zu gehören, wird auch in
dem legendären Dialog von Thoreau und
Emerson deutlich: Gerade weil das Gefängnis
der einzige angemessene Ort ist für einen an-
ständigen Menschen, kann Thoreau fragen,
warum sein Freund Emerson ihm dort keine
Gesellschaft leistet. Zugleich entbehrt dieser
Dialog ja nicht einer gewissen Komik: Denn
Thoreau verbrachte nur eine einzige Nacht hin-
ter Gittern. Am nächsten Morgen setzte er sei-
nen Weg zum Schuster fort, holte seine Schuhe
ab und „stieß zu einer Gruppe von Heidelbeer-
sammlern, die schon darauf warteten, von mir
angeführt [!] zu werden“ (Thoreau 1967: 28).

4.4 | Persönliches Risiko

Das Gefängnis spielt für Aktionen des zivilen
Ungehorsams in vielerlei Hinsicht eine Rolle:
Das Gefängnis symbolisiert bei Thoreau – und
später ähnlich in Stellungnahmen der inhaf-
tierten Mitglieder von Pussy Riot – den Ort,
der in einer ungerechten bzw. unfreien Gesell-
schaft der angemessene Ort für eine ehrenhaf-
te, moralisch integre Person ist. Die Bereit-
schaft, ins Gefängnis zu gehen, unterstreicht
außerdem den moralischen Ernst derer, die
Aktionen des zivilen Ungehorsams begehen.

Damit signalisieren die Akteure, dass sie be-
reit sind, „nicht nur einen Papierzettel“, son-
dern ihren „ganzen Einfluss auf die Waagscha-
le“ zu werfen (Thoreau 1967: 20). Thoreau
verbindet damit die Hoffnung, dass seine bei-
spielhafte Handlung andere Menschen zur
Nachahmung motiviert. Es geht ihm, wie spä-
ter Gandhi oder Martin Luther King bei ihren
Aktionen zivilen Ungehorsams, darum, öffent-
lichen Druck aufzubauen: Die persönliche
Opferbereitschaft, sich inhaftieren oder schla-
gen zu lassen, soll die moralische Autorität
steigern und politische Wirkung entfalten.

Bei den Aktionen von Pussy Riot ist das et-
was anders: Anders als die genannten Personen
agiert Pussy Riot maskiert. Die Sturmmasken
haben eine künstlerisch-ästhetische Dimension und
machen eine politische Aussage: Aus demokra-
tisch-egalitären Idealen wolle Pussy Riot keinen
frontman in den Vordergrund stellen. Die Mas-
ken dienen aber auch dem Schutz vor Strafver-
folgung. Damit legten es die Frauen von Pussy
Riot gerade nicht darauf an, im Gefängnis zu
landen (Willems 2013: 37f.). Allerdings nahmen
sie das in Kauf. Für wie realistisch sie die Gefahr
einer Inhaftierung angesehen haben, ist mir nicht
klar. Letztlich aber gingen die Mitglieder von
Pussy Riot ein höheres persönliches Risiko ein,
als Thoreau: Nadeschda Tolokonnikowa und
Maria Aljochina kamen nicht nur für eine Nacht
in ein verhältnismäßig komfortables Gefängnis
in Concorde/Massachusetts, sondern für knapp
zwei Jahre in russische Straflager.

So laut der internationale Aufschrei über
die Urteile gegen Pussy Riot war, in Russland
blieb die Empörung gering. Eine Mehrheit der
Bewohnerinnen und Bewohner Russlands fand
die Urteile völlig in Ordnung oder sogar noch
zu milde. Und auch die meisten von denen,
die die Prozesse und Strafen kritisierten, woll-
ten sich nur unter Vorbehalten mit Pussy Riot
solidarisieren (Willems 2013: 67f.).

Hier ist der Unterschied zwischen den „klas-
sischen“ Aktionen zivilen Ungehorsams in den
westlichen Staaten und den Aktionen von Pus-
sy Riot deutlich: Martin Luther King und die
US-amerikanische Bürgerrechtsbewegung der
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1950er und 1960er Jahre etwa verstanden sich
in der Tradition von Thoreau zwar als gesell-
schaftliche Vorreiter, zielten aber gleichzeitig
darauf ab, die Mehrheit der Bevölkerung „mit-
zunehmen“. Nur unter dieser Bedingung kann
es gelingen, öffentlichen Druck aufzubauen.
Pussy Riot dagegen hat von vornherein scho-
ckierende Formen gewählt, mit denen die
Mehrheit der Bevölkerung abgehängt wird.

Allerdings zeigt sich hier auch, wie unter-
schiedlich die jeweiligen gesellschaftlichen und
politischen Rahmenbedingungen sind: Damit
über Aktionen des zivilen Ungehorsams
überhaupt erst öffentlicher Druck aufgebaut
werden kann, sind freie Medien nötig, eine
gut organisierte Opposition, die möglichst auch
parlamentarisch repräsentiert ist, eine entwi-
ckelte demokratische Kultur und so weiter. Für
Russland ist fraglich, ob diese Voraussetzun-
gen heute gegeben sind.

4.5 | Symbolischer Charakter

Aktionen zivilen Ungehorsams müssen einen
bestimmten Charakter haben, damit überhaupt
öffentlicher Druck aufgebaut werden kann.
Akte des zivilen Ungehorsams sind in erster
Linie symbolischer Art. Das heißt, dass sie keine
unmittelbar physische Wirksamkeit entfalten:
Wer einen Castor-Transport mit einer Sitzblo-
ckade ausbremst, rechnet in der Regel von
vornherein gar nicht damit, den Transport tat-
sächlich zu verhindern. Das unterscheidet eine
Sitzblockade von revolutionärer Gewalt (wie
zum Beispiel 1917 in Petrograd beim Sturm
auf den Winterpalast). Die Hoffnung von „zi-
vil Ungehorsamen“ ist, dass ihre Handlungen
umso nachhaltiger Wirkungen entfalten, weil
sie zu individuellen wie gesellschaftlichen Lern-
prozessen und zu einem Bewusstseinswandel
führen. Noch einmal zur Bürgerrechtsbewe-
gung in den USA: Nicht nur der Zugang zu
ehemals den „Weißen“ vorbehaltenen Orten
sollte erkämpft oder ungerechte Gesetze zur
sog. Rassentrennung abgeschafft werden. Viel-
mehr sollten auch Rassistinnen und Rassisten
zum Umdenken bewegt werden.

Allgemein gesagt ist es deshalb notwendig,
dass Akte des zivilen Ungehorsams eine gesell-
schaftlich etablierte Ungerechtigkeit vor Au-
gen führen, und zwar exemplarisch, an einem
konkreten, emotional aufgeladenen Beispiel.
Zusätzlich ist es wichtig, dass diese Aktionen
zugleich einen appellativen Charakter haben
und neue Handlungsoptionen ausloten, dass
sie zur Identifikation mit einer neuen Sicht-
weise oder einer neu definierten sozialen Posi-
tion einladen und natürlich dazu, sich ebenfalls
für die „gute Sache“ zu engagieren.

Solche symbolischen Aktionen des zivilen
Ungehorsams können andere Formen der politi-
schen Arbeit entweder ergänzen oder sie ganz
ersetzen. Um politische Wirkung zu entfalten,
muss die Botschaft einer Aktion des zivilen Un-
gehorsams sozusagen in politisch-institutionelle
Prozesse übersetzt werden: Denn es beendet ja
den Krieg gegen Mexiko nicht und ändert auch
nichts an der Lage der Sklaven, wenn Thoreau
sich weigert, seine Steuern zu bezahlen und statt-
dessen lieber ins Gefängnis geht. Um tatsächlich
etwas zu ändern, müssen die Impulse einer sol-
chen Aktion erst in den politischen Prozess „über-
setzt“ werden. Thoreaus Akt der Steuerverwei-
gerung wäre politisch sinnlos und ineffektiv ge-
blieben, wenn es ihm nicht gelungen wäre, über
die Verbreitung seiner Schriften Öffentlichkeit
für sein Anliegen zu erlangen und wenn er nicht
Teil einer größeren Bewegung gewesen wäre, der
abolitionistischen Bewegung. Für den langfristi-
gen Erfolg seines Kampfes gegen die Sklaverei
war es unverzichtbar, dass im politischen Prozess
entsprechende Gesetze geändert werden.

Vor diesem Hintergrund kann man die Ak-
tionen von Pussy Riot kritisch beurteilen: Pus-
sy Riot formuliert keine konkreten, tatsäch-
lich politisch umsetzbaren Forderungen. Und
selbst wenn Pussy Riot solche Forderungen
hätte, würden der Gruppe die Verbündeten im
parlamentarischen Prozess und auch die außer-
parlamentarische Machtbasis fehlen. Im Falle
von Pussy Riot ergänzen also die Aktionen po-
litischen Ungehorsams nicht die konkrete po-
litische Arbeit, sondern ersetzen sie. Pussy Riot
ist deshalb politisch erfolglos in dem Sinne,

Ziviler Ungehorsam? Pussy Riots Performances im Moskauer Winter 2011/2012
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dass es der Gruppe natürlich nicht gelingt, eine
Wiederholung der gefälschten Wahlen zu erzwin-
gen, zukünftige Wahlfälschungen unwahrschein-
licher zu machen, die Korruption in Russland
einzudämmen oder die rechtliche und faktische
Situation von Frauen oder Homosexuellen zu
verbessern. Eine solche Erwartung wäre allerdings
auch nicht realistisch. Mit Blick auf die fakti-
schen Auswirkungen kann man noch skeptischer
fragen, ob nicht die Aktionen von Pussy Riot
letztlich sogar kontraproduktiv waren: Sie bo-
ten nämlich den Machthabenden in Russland
die Möglichkeit, die Proteste der Opposition
zu diskreditieren als Versuch, sog. „traditionelle
Werte“ und die „traditionelle“ Religion, die Or-
thodoxie, zu verunglimpfen (Willems 2013).

Andererseits: Politischer Erfolg, zumal kurz-
fristiger politischer Erfolg, kann nicht das ein-
zige Kriterium zur Beurteilung von Aktionen
des zivilen Ungehorsams sein. Nicht messbar
sind Effekte, mit denen man gleichwohl rech-
nen muss: Der Mut der Mitglieder von Pussy
Riot setzt ein Zeichen. Sie können Nachahme-
rinnen und Nachahmer finden, die sich für eine
Demokratisierung und Humanisierung Russlands
einsetzen. Sie stören das Bild von Russland, das
das momentane Regime gerne zeichnen will,
und zeigen Ansatzpunkte für Subversionen auf.
Im besten Falle helfen sie mit, gesellschaftliche
und kulturelle Veränderungsprozesse im Fluss
zu halten, weil sie Utopie inszenieren.

Vor allem die Art und Weise, wie Nadeschda
Tolokonnikowa und Maria Aljochina mit ihrer
Lagerhaft umgegangen sind und wie sie Miss-
stände öffentlich gemacht haben, verändert im
Nachhinein noch einmal die Perspektive auf ihre
Aktionen im Winter 2011/2012: Viele Menschen,
vor allem in Russland, haben versucht, die Frau-
en von Pussy Riot als naive, dumme und hyste-
rische Mädchen abzutun. Das ist nun deutlich
schwieriger geworden. Denn im Lager und in
einigen Aktionen seit ihrer Haftentlassung ha-
ben sie gezeigt, dass sie sich nicht unterwerfen,
sondern standhaft und kämpferisch bleiben.

Joachim Willems, PD Dr. theol. habil. Dr.
phil., ist Heisenberg-Stipendiat der Deutschen

Forschungsgemeinschaft und an der Humboldt-
Universität zu Berlin tätig.

Anmerkungen
1 Mehrjährige Haftstrafen für russische Regie-

rungsgegner. Deutsche Welle, 24.02.2014,
http://www.dw.de/mehrj%C3%A4hrige-haft-
strafen-f%C3%BCr-russische-regierungsgeg-
ner/a-17452848 [24.02.2014]

2 http://pussy-riot.livejournal.com/5164.html
[16.02.2013]
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THEMENSCHWERPUNKT

Der schleichende Prozess der „Demokratie-
entleerung“, dem die etablierten demokrati-
schen Systeme Europas und Amerikas gegen-
wärtig unterliegen, fordert nicht nur eine
auf Demokratisierung orientierende politische
Praxis, sondern auch die Demokratietheorie
heraus. Auch wenn seine Ursachen bereits
im „Erdrutsch“ (Hobsbawm 1998: 501) der
1970er Jahre liegen, so hat die „multiple Kri-
se“ (Brand 2009) seit 2008 die Lage erkenn-
bar verschärft. Spätestens nun wurde deut-
lich, dass die Behauptung, ökonomisches Han-
deln auf Märkten sei „unpolitisch“, durch
die gravierenden Auswirkungen der Finanz-
märkte auf demokratische Politik in Frage
gestellt wird. Rolf-E. Breuers (freilich
keineswegs kritisch gemeinte) Vision von
Finanzmärkten als einer „Fünften Gewalt“,
gar als der „wirkungsvollsten Kontrollinstanz
staatlichen Handelns“ (Breuer 2000) erwies
sich im Lichte der Krise als Realität. Ein-
dringlich hat Wolfgang Streeck in seinem
Buch „Gekaufte Zeit“ (2013) und die De-
batte um die darin gezogenen Euro-kritischen
Schlussfolgerungen (Blätter für deutsche und
internationale Politik 2013) die politische
Tragweite dieser Entwicklung scharf heraus-
gearbeitet. Ebenso grundsätzlich hat Frank
Nullmeier auf die Notwendigkeit einer „po-
litischen Theorie der Marktökonomie“ ver-
wiesen (Nullmeier 2013) und klargestellt,
dass Marktprozesse und -akteure nur um den
Preis der Selbstmarginalisierung aus demo-
kratietheoretischen Betrachtungen ausge-
schlossen werden können.

Rezeptionsgeschichtlich entscheidend für
den Erfolg des Begriffs „Postdemokratie“ war,
dass die Wirklichkeit ihm entgegen kam: Die
deutsche Ausgabe von Colin Crouchs Essay

„Postdemokratie“ (2008) erschien, als mit dem
Zusammenbruch der Lehman-Bank die welt-
weite Wirtschaftskrise ihren Ausgang nahm.
Auch wenn Crouchs Schrift bereits fünf Jahre
zuvor auf Englisch erschienen war, und der
Begriff auf eine Vorlesung Rancières noch aus
den neunziger Jahren zurückgeht (Rancière
2010), begann eine breite Rezeption erst im
Lichte der sich überschlagenden Krisendiagno-
sen.1 Von nun an nahmen alle Versuche, zeitdi-
agnostisch die „Krise der Demokratie“ zu fas-
sen, wenigstens implizit Bezug auf Crouch. Von
dieser unbestreitbaren Bedeutung des Konzepts
ausgehend, wollen wir im folgenden Beitrag
der Frage nachgehen, ob Crouchs Diagnose
selbst eine ausbuchstabierte Demokratietheo-
rie enthält, die jene Krisenprozesse angemes-
sen konzeptionell bearbeiten kann. Neben der
Frage, wie Crouch das Verhältnis von Politik
und (Markt)Ökonomie fasst, wollen wir dabei
vor allem auf zwei Aspekte rekurrieren, die
unmittelbar auf die normativen Implikationen
des „Postdemokratietheorems“ verweisen: (1)
Wie geht die Postdemokratiethese mit der so-
zialen Frage um, die schon vor der Krise ein
unverkennbares Comeback erlebte? (2) Welche
Rolle kommt sozialen Bewegungen bei einer
Überwindung der Postdemokratie bzw. einer
anvisierten Redemokratisierung zu? In der Be-
trachtung von Crouchs Theorem wird deut-
lich, dass es gerade in Zeiten der postdemo-
kratischen Tendenz Überlegungen zur Lösung
der sozialen Frage bedarf, die über diejenigen
Crouchs hinausgehen. Demokratietheorie be-
nötigt  – so werden wir argumentieren – eine
klassentheoretische Neufundierung, um das
Zusammenfallen von sozialer und demokrati-
scher Frage in der Postdemokratie angemessen
zu erfassen.

Die soziale Frage in der Postdemokratie

Oliver Eberl/David Salomon
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1 | Die soziale als demokratische Frage

Der Erfolg seines Essays (Crouch 2008) be-
gründet sich konzeptionell darin, dass Crouch
in ihm verschiedene, zuvor verstreut behandel-
te, Ergebnisse politikwissenschaftlicher und
soziologischer Forschung bündelte und auf den
zeitdiagnostischen Begriff „Postdemokratie“
brachte (Eberl/Salomon 2013: 415). So konn-
te er schlüssig erklären, dass sich die alten
Demokratien Europas und Nordamerikas durch
die Apathie der Wählerschaften, den Aufstieg
transnationaler Großkonzerne zu mächtigen
Akteuren, den Abbau des Sozialstaates und die
Verquickung der Eliten von Politik und Wirt-
schaft in einer Krise befinden, die sie sukzessi-
ve einem „postdemokratischen“ Zustand annä-
hert. Als postdemokratisch klassifiziert Crouch
politische Systeme, die in ihrer Ausprägung
sozialer Macht und ihrer Auflösung des Wohl-
fahrtsstaates wieder vordemokratische Züge
angenommen haben, deren demokratische
Form aber weiterhin besteht und auch nicht
offen infrage gestellt wird. Obwohl die Form
des politischen Systems intakt bleibt, zehre die
Auflösung des in den fordistischen Wohlfahrts-
staaten etablierten Zusammenhangs von poli-
tischer Demokratie und sozialer Absicherung,
die demokratische Substanz der Gesellschaft
auf. Mit dieser Argumentation räumt Crouch
der sozialen Frage zumindest implizit eine zen-
trale demokratietheoretische Stellung ein. Post-
demokratisierung erscheint als ein Prozess, in
dem neue Armut und Marginalisierung zu ei-
ner Schwächung von Gegenmacht von unten
führen, während als ökonomische Hauptakteu-
re und Nutznießer dieses Prozesses transnatio-
nale Konzerne ausgemacht werden können,
deren Aufstieg auf die neoliberale Agenda in
der Weltwirtschaftspolitik zurückzuführen ist.
Auch die Machtstellung der Finanzmärkte führt
Crouch (2011: 143f.) auf diese Agenda zurück:
Während im klassischen keynesianischen Kapi-
talismus der Staat „deficit spending“ betrieb,
so sei die Weltökonomie der transnationalen
Großkonzerne zunehmend von einem „neoli-
beralen Keynesianismus“, von „Privater Verschul-

dung statt Staatsverschuldung“ (Crouch 2011:
143) geprägt, einem – wie Crouch betont –
freilich äußerst krisenanfälligem Regime.

Hatten die unterschiedlichen Wohlfahrts-
staatsmodelle (Esping Andersen 1990) der for-
distischen Ära zeitweise den Eindruck erweckt,
zumindest im Inneren der hochindustrialisier-
ten Zentren nicht nur die Krisentendenzen
kapitalistischer Ökonomie beseitigt (Habermas
1973), sondern damit zugleich auch das Pro-
blem der durch sie induzierten Massenverelen-
dung gelöst zu haben, ist die Periode seit 1973
von einer Rückkehr der Krisen und der Armut
geprägt. Bereits die Arbeitslosenstatistiken der
1990er Jahre zeigten, dass die Gefahr der
Massenarbeitslosigkeit längst nicht gebannt war
(Ludwig-Mayerhofer 2008). Im Kontext der
jüngsten Krisenprozesse und der auf sie reagie-
renden Austeritätspolitik kam es zu einer wei-
teren Verschärfung (Schäfer/Streeck 2013).
Jugendarbeitslosigkeit, Abbau der Gesundheits-
fürsorge und Hunger prägen Europa wie seit
60 Jahren nicht mehr. Ein Sechstel der europä-
ischen Bevölkerung lebt derzeit an der Armuts-
grenze und es muss mit einer Verschärfung ge-
rechnet werden, weil sich die Folgen der krisen-
induzierten Verarmung langfristig ausprägen
(IRFC 2013). Die soziale Frage, die somit in
verschärfter Form in die Zentren des Kapitalis-
mus zurückgekehrt ist, erscheint dabei längst
nicht mehr allein als eine Frage von Arbeitslo-
sigkeit, sondern zugleich auch als das Problem
prekärer Beschäftigung (Castels/Dörre 2009).
Die Figur des „Working Poor“, die Barbara
Ehrenreich einst am Beispiel der USA beschrie-
ben hatte (Ehrenreich 2001), hat inzwischen
auch die Arbeitswelten der europäischen Zen-
tren erreicht. Auch der jetzt eingeführte Min-
destlohn garantiert nur ein Einkommen von
Brutto 1428 Euro und liegt damit immer noch
unter dem „Armutslohn“ (DGB).2 In diesem
Sinne kann von einer tiefen „Krise der Gleich-
heit“ gesprochen werden (Rosanvallon 2013),
die das Zeitalter sozialen Ausgleichs zu been-
den und damit zugleich die auch für bürger-
lich-demokratische Verhältnisse konstitutive
politische Gleichheit zu beseitigen droht.
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Dass zwischen sozialer Lage und der Betei-
ligung an demokratischen Verfahren ein lange
geleugneter oder falsch gedeuteter Zusammen-
hang besteht, wurde – wie zur Präzisierung
der Postdemokratiethese – insbesondere von
Armin Schäfer herausgearbeitet und empirisch
belegt. Demnach findet sich bei Reichen eine
überdurchschnittliche Wahlbeteiligung und bei
Armen eine unterdurchschnittliche (Schäfer
2010). Diese empirischen Befunde geben
Crouchs idealtypischer Zeichnung der Postde-
mokratie als eines Zustands, in dem „[d]ie
Mehrheit der Bürger […] eine passive, schwei-
gende, ja sogar apathische Rolle“ spiele (Crouch
2008: 10) die notwendige Konkretisierung.
Denn nicht die „Mehrheit der Bürger“, son-
dern wachsende Teile der sozialen Unterklas-
sen ziehen sich von der politischen Partizipati-
on zurück (Schäfer 2008). Dieser von Crouch,
der ausschließlich die traditionelle Industriear-
beiterschaft im Blick hat, übersehene Umstand
verschärft seine Diagnose gerade im Hinblick
auf Ähnlichkeiten und Differenzen zwischen
vordemokratischen und postdemokratischen
Formen politischer Ungleichheit: Wurden
Unterschichten im 19. Jahrhundert lange Zeit
durch einen Wahlzensus förmlich von Partizi-
pationsrechten ausgeschlossen, so ziehen sie sich
nun resigniert selbst zurück (Losurdo 2008:
376). Dies führt in doppelter Weise zur Ent-
leerung der Demokratie: „von oben“ durch die
zunehmende Elitenverflechtung, „von unten“
durch Abwendung von Wahlen. Doch ist noch
immer die Teilnahme an Wahlen die Partizipa-
tionsform, in der politische Gleichheit am ehes-
ten verwirklicht werden kann (Nullmeier 2012).
Gerade jene direktdemokratischen Beteiligungs-
formen, die oftmals als Patentrezept demokra-
tischer Erneuerung präsentiert werden, tangie-
ren dagegen die politische Gleichheit negativ
(Schäfer/Schoen 2013). Partizipation bleibt
faktisch den Mittel- und Oberschichten vorbe-
halten, die allerdings tatsächlich einen beson-
deren Aktivismus entfalten. Dieses Engagement
stellt jedoch die soziale Frage nicht zentral (wie
bei den Protesten gegen Stuttgart 21), berührt
sie kaum (etwa beim jüngsten Nichtraucherge-

setz in Bayern) oder setzt Forderungen durch,
die den Gleichheitsinteressen von Unterklas-
sen direkt entgegengesetzt sind (so beim Ham-
burger Schulstreit). Solcher demokratische
Aktivismus markiert keinen Ausweg aus der
„Postdemokratie“, sondern ist selbst eines ih-
rer Symptome3, da er zur Verschärfung der
sozialen Spaltung in Fragen der Partizipation
beiträgt. Die Wiederbelebung der Demokratie
als ein Projekt der Gleichen muss daher durch
die gleichzeitige Thematisierung des Demokra-
tischen und des Sozialen erreicht werden. Dies
freilich erfordert eine genauere Bestimmung
des sozialen Gehalts der demokratietheoreti-
schen Diskussionen, der Crouch – wie im Fol-
genden weiter auszuführen sein wird – aller
impliziten Zentralstellung der sozialen Frage
zum Trotz nur teilweise gerecht wird.

2 | Postdemokratie und
Sozial(e)Demokratie – Crouchs
postproletarische Perspektive

Gegen die im vorigen Abschnitt behauptete
Identität von sozialer und demokratischer Fra-
ge könnte eingewandt werden, dass der unter-
stellte Demokratiebegriff zu anspruchsvoll sei,
dass die demokratische Gleichheit nur eine
„spezifische […] unserer Eigenschaften“ näm-
lich „unsere politische Freiheit“ betreffe (Möl-
lers 2008: 16). Diesem, wenn man so will klas-
sisch liberaldemokratischen Einwand, kann je-
doch entgegengehalten werden, dass das Ver-
schwinden des Zusammenhangs von sozialer
und politischer Gleichheit erst ein Spezifikum
bürgerlicher Demokratie ist: „Nur im Kapita-
lismus ist es möglich geworden, die Eigentums-
verhältnisse zwischen Kapital und Arbeit in-
takt zu lassen, während die Demokratisierung
der bürgerlichen und politischen Rechte zuge-
lassen wurde.“ (Wood 2010: 205f.). Auf der
Basis kapitalistischer Produktionsverhältnisse
und der für sie charakteristischen relativen
Trennung von Ökonomie und Politik konnten
nicht nur gesellschaftstheoretisch normative,
legitimatorische Trennmodelle (Nullmeier
2013: 428) formuliert werden, die die Untaug-
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lichkeit politischer Eingriffe in die Sphäre der
ökonomischen Reproduktion postulierten, son-
dern auch ein liberales Demokratiemodell, das
politische Gleichheit ohne soziale Egalität,
politische ohne soziale Demokratie propagier-
te. Diese „Neudefinition der Demokratie“
(Wood 2010: 215), die Wood – anders als Ro-
sanvallon – im US-amerikanischen Verfassungs-
streit nach dem Unabhängigkeitskrieg veror-
tet, führte zu der – idealtypisierend gespro-
chen – für das 19. und 20. Jahrhundert charak-
teristischen Verdoppelung normativer Demo-
kratietheorie. Der von bürgerlich-demokrati-
schen Kräften getragenen Forderung nach ei-
ner Beschränkung des demokratischen Prinzips
der „gleichberechtigten Teilhabe aller“ (Abend-
roth 2008: 415) auf die politische Sphäre, stand
der Demokratiebegriff der Arbeiterbewegung
entgegen, der die Forderung nach seiner Aus-
dehnung „zum inhaltlichen Prinzip der gesam-
ten Gesellschaft“ (ebd.: 416) enthielt. Als Trä-
ger eines so verstandenen Programms sozialer
Demokratie wurde das Proletariat, bzw. wur-
den die seine Gleichheitsinteressen vertreten-
den und organisierenden Institutionen der Ar-
beiterbewegung angesehen. Die in der Sphäre
ökonomischer Reproduktion angesiedelte Klas-
senspaltung, so die zentrale These, markiere
kein bedauernswertes vor- oder außerpolitisches
Ungleichheitsphänomen, das nachgeordnet
politisch zu bearbeiten sei, sondern die zentra-
le politische Konfliktlinie bürgerlicher Verge-
sellschaftung. Dieser Auffassung konnte in den
entwickelten Wohlfahrtsstaaten die These
entgegen gehalten werden, die Annahme einer
Identität von Majorität und freien Armen sei
empirisch und gesellschaftstheoretisch unplau-
sibel geworden. Kein Teil der Gesellschaft
könne mehr allein Träger des Allgemeinen,
keine Klasse allein Träger des moralischen
Bewusstseins sein. Daher ist es umso bemer-
kenswerter, dass die These von Occupy von
den 99% gegen das 1%, heute wieder plausi-
bel formuliert werden kann, zumindest was das
1% angeht (Neckel 2013).

Auch für Crouch ist die einmal erreichte
sozialstaatliche Absicherung Produkt histori-

scher Auseinandersetzungen und Kämpfe. Ent-
scheidender als Crouchs viel kritisierte Annah-
me eines in der Vergangenheit liegenden „Au-
genblicks der Demokratie“ (Crouch 2008: 14,
zur Kritik vgl. etwa Haus 2012, Sauer 2011),
erweist sich für den Zusammenhang von sozi-
aler Frage und Postdemokratie daher seine
These vom „Niedergang der traditionellen
Arbeiterklasse“ (ebd.: 71). Die Tendenz zur
politischen Oligarchisierung, die in der Post-
demokratiethese diagnostiziert wird, ist Crouch
zufolge wesentlich ein Ausdruck der Defensi-
ve, in die die Arbeiterbewegung nach dem Sie-
geszug neoliberal inspirierter Wirtschaftspoli-
tik geriet. Damit vertritt er eine Variante der
Postdemokratietheorie, die mit Michael Haus
als eine postproletarische Perspektive beschrie-
ben werden kann (Haus 2012). Im Unterschied
zu neorepublikanischen, in erster Linie auf in-
stitutionelle Reformen und alternative Beteili-
gungsverfahren orientierenden Ansätzen – Haus
verweist hier auf Arbeiten Hubertus Buchst-
eins und besonders Dirk Jörkes (zuletzt Jörke
2013) –, beruht die postproletarische Perspek-
tive auf zwei wesentlichen Prämissen, die das
Verhältnis zwischen Postdemokratiethese und
dem Traditionsbestand von normativen Theo-
rien sozialer Demokratie selbst betreffen: Zum
einen gehen sie von der Notwendigkeit einer
sozial verankerten Trägerschaft der Demokra-
tisierungsforderung aus, zum anderen konsta-
tieren sie jedoch, dass ein organisiertes und
politisch handlungsfähiges Industrieproletari-
at, nicht mehr alleiniger Adressat und einziger
Akteur der Veränderung sein kann.

Crouch, der ein recht ständisches Konzept
der (Industrie)Arbeiterklasse vertritt, beantwor-
tet die für jede postproletarische Postdemo-
kratietheorie zentrale Frage nach dem neuen
Subjekt der demokratischen Veränderung,
letztlich mit der These einer zivilgesellschaft-
lich erneuerten Sozialdemokratie. Diese Positi-
on entwickelt er ausgehend von einer Kritik
der existierenden Sozialdemokratie, der er das
althergebrachte Grundvertrauen zunächst ver-
weigert:  Politik sei „aufgesplittert“ zwischen
Parteien, Lobbys, NGOs und Bürgerinitiativen,
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wovon die „Reichen und Mächtigen“ systema-
tisch profitierten. Demnach sei, wer sich „an
das alte Modell der monolithischen Partei klam-
mert“, nur „nostalgisch“ (Crouch 2008: 141).
Daraus resultiere, dass Einfluss sowohl durch
die Parteien als auch von außen auf die Partei-
en ausgeübt werden solle. Sind für Crouch auch
soziale Bewegungen, Lobbys und Parteien
gleichermaßen relevante Akteure der Öffent-
lichkeit, so bieten ihm zufolge letztlich doch
Parteien das größte Potential, wenn es darum
geht, „das Ziel der politischen und sozialen
Gleichheit durchzusetzen“ (ebd.: 156). Die
Enttäuschung über die Sozialdemokratie der
1990er Jahre wird somit letztlich in eine Hoff-
nung auf das künftige Zusammenwirken von
Sozialdemokratie und sozialen Bewegungen
transformiert. Gerade im Kontext dieses Er-
neuerungsprojekts zeigt sein Text durchaus die
Bereitschaft, soziale Kämpfe auch jenseits der
Formen und Policies etablierter Parteien als
bedeutsam anzuerkennen: „Der soziale Kom-
promiß, der in der Mitte des 20. Jahrhunderts
geschlossen wurde, sowie das damit verbunde-
ne wahrhaft demokratische Interregnum gel-
ten zwar aus heutiger Sicht als Inbegriff des
sozialen Friedens, doch sie wurden in einem
Feuer geschmiedet, das auch von Unruhen
genährt wurde. Daran sollten wir uns immer
erinnern, wenn wir demonstrierende Globali-
sierungsgegner für ihre Gewalttätigkeit, ihren
Anarchismus oder die Tatsache kritisieren, daß
sie keine realistische Alternative zum Kapita-
lismus präsentieren. Wir müssen uns der Frage
stellen: Wenn es nicht tatsächlich zu jener
massiven Eskalation des Protests und des Wi-
derstands kommt, auf die diese Demonstran-
ten setzen, was könnte den globalen Unter-
nehmen dann eine solche Angst um ihre Ge-
winne einjagen, daß ihre Vertreter an den Ver-
handlungstisch zurückkehren?“ (ebd.: 157). Im
Horizont dieser Passage erscheint folglich ein
mehrschichtiges Bündnis zwischen Parteien und
sozialen Bewegungen als Akteur künftiger
Redemokratisierung.

Eine wesentliche Rolle darin übernimmt die
„Zivilgesellschaft“, die Crouch als eigenstän-

dige Sphäre jenseits von Staat und Wirtschaft
konzipiert. In Parteien, Kirchen, Bürgerinitia-
tiven, karitativen Institutionen und Berufsver-
bänden macht Crouch fünf zivilgesellschaftli-
che Akteursgruppen aus, „deren Handeln mo-
ralisch motiviert“ sei (Crouch 2011: 215ff.):
„Der Markt hingegen ist amoralisch“ (ebd.:
207) und auch das „Unternehmen steht außer-
halb der Moral und strebt nach Profit“ (ebd.:
209). Im moralischen Aktivismus sieht Crouch
daher ein mögliches Korrektiv zur „absoluten
Priorität von wirtschaftlicher Effizienz“ einer-
seits (ebd.: 215) und zum „Staat, insofern er
sich als der alleinige Hüter gesellschaftlicher
Moral versteht“ (ebd.) andererseits. In dieser
Konstellation sieht er die Möglichkeit einer
Ökonomie, „in der die vier großen Kräfte, die
eine funktionierende Gesellschaft ausmachen
– der Staat, der Markt, die Konzerne und die
Zivilgesellschaft –, in einem gemäßigten Span-
nungsverhältnis zueinander stehen. Solange die
Spannungen konstruktiv bleiben, können sie
sowohl die wirtschaftliche Innovation fördern
als auch das Machtungleichgewicht in erträgli-
chem Rahmen halten, auch wenn es sich wahr-
scheinlich weiter zugunsten der Konzerne ver-
schieben wird.“ (ebd.: 246). Innerhalb dieser
Konstellation soll die Sozialdemokratie erneut
zu einer durchsetzungsfähigen politischen Kraft
werden, die in der Lage ist, dem Kapitalismus
Kompromisse abzutrotzen.

Auffallend ist an dieser Perspektive, dass
die Analyse der Gründe des Nachkriegskom-
promisses recht eindimensional ausfällt.
Insbesondere vernachlässigt Crouch den histo-
rischen Kontext, der zunächst im Wiederauf-
bau und bereits seit dem Ende der vierziger
Jahre wesentlich in der Blockkonfrontation
zwischen den Systemen bestand. Auch von der
sich in diesem Kontext herausbildenden inter-
nationalen Arbeitsteilung und der hegemonia-
len Struktur der Weltpolitik im entfalteten
Fordismus des so genannten „amerikanischen
Jahrhunderts“ (Lippmann) ist nicht die Rede.
Stattdessen schreibt er lapidar: „Die Kompro-
misse waren hauptsächlich gekoppelt an jene
als Sozialdemokratie bekannte politische Be-
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wegung, die in Verbindung mit Arbeiterbewe-
gungen, Arbeitnehmerparteien und Gewerk-
schaften stand“ (Crouch 2013: 15). Die Aus-
blendung historischer (und letztlich auch or-
ganisationspolitischer) Kontexte betrifft auch
die Erneuerung der Sozialdemokratie, als de-
ren Partner Crouch zwar Frauen, junge Gene-
rationen und Umweltaktivisten nennt, nicht
aber Parteien und Organisationen links der
Sozialdemokratie. Dies ist umso erstaunlicher,
als Crouchs Erneuerungsprojekt einer sozial-
demokratischen Politik im Wesentlichen in ei-
ner Kritik des „Dritten Wegs“ besteht, der in
Deutschland dazu führte, dass sich große Tei-
le der SPD-Linken mit der PDS zur Linkspar-
tei vereinigten. Dem „Dritten Weg“ wirft
Crouch zurecht vor, nicht ausreichend „das
Problem des akkumulierten Reichtums der
Konzerne oder gar ungleiche Verhältnisse in
der Gesellschaft zu thematisieren“ (Crouch
2013: 28). Doch sieht Crouch selbst die Mög-
lichkeit einer programmatischen Symbiose von
Sozialdemokratie und Marktorientierung, wenn
es darum geht die Übermacht der Konzerne
über Staat, Markt und Zivilgesellschaft zu
überwinden. Gerade im Interesse effizienter
Märkte liege es, zu zeigen, dass der Neolibera-
lismus einige seiner Ziele „leichter mit einer
Adaptierung sozialdemokratischer Prinzipen“
erreichen würde (Crouch 2013: 41). Mit die-
ser „Neuinterpretation der Sozialdemokratie im
Sinne des Neoliberalismus“ (ebd.) wird deut-
lich, dass seine eigene Kritik des Kapitalismus
genauso einseitig ausfällt wie seine Kritik der
Politik des „Dritten Weges“. Diese habe er-
kannt, „dass das alte sozialistische Projekt der
Überwindung des Kapitalismus unmöglich, ja
sogar unerwünscht ist. Ihr Fehler lag darin,
(…) jegliche Probleme mit der wachsenden
Machtkonzentration der Unternehmen zu ig-
norieren“ (ebd.). Die von Crouch immer wieder
betonte Rolle der globalen Konzerne, die in
der ersten Diagnose noch erhellend wirkte, weil
sie neben dem Ideologem des Neoliberalismus
auch einen konkreten Akteur benannte, führt
nun zu einer Verengung der Perspektive, da
Crouch sie mit einer Apologie des Marktes als

Steuerungselement von Wirtschaftsprozessen
verbindet. Damit korrespondiert nun eine weit-
gehende Blindheit gegenüber der sozialen Fra-
ge, die in seiner ersten Schrift zumindest imp-
lizit noch zentral gestellt war.

3 | Klassenkämpfe in der Postdemokratie

Es bleibt, trotz dieser Schwächen, Crouchs
großes Verdienst, mit seinem Essay eine De-
batte um den Zustand der Demokratie und
ihr Verhältnis zur Wirtschaft initiiert zu ha-
ben. Eine konsistente Demokratietheorie sucht
man bei Crouch indes vergebens. Oszilliert er
analytisch zwischen liberalen und sozialen Strän-
gen der klassischen Debatte, so verbleibt er
normativ ganz im Rahmen eines letztlich libe-
ralen Trennmodells, das dem Zusammenfallen
von sozialer und demokratischer Frage in der
Postdemokratie nicht gerecht werden kann. Was
für Crouchs Postdemokratiediagnose im Gan-
zen gilt – die Verbindung von radikalem Be-
fund und normativer Bescheidenheit – gilt auch
für seine klassentheoretische Position. Dies zeigt
sich nicht zuletzt im ständischen Bild einer
mehr oder weniger homogenen Industriearbei-
terklasse, die im Niedergang begriffen sei und
keine zukunftsfähige politische Position mehr
entwickeln könne. Diese These stützt sich nicht
zuletzt auf die Beobachtung, dass soziale Be-
wegungen sich spätestens seit den 1960er Jah-
ren in den meisten Fällen nicht mehr unmittel-
bar auf Klassenbewegungen zurückführen lie-
ßen. Die Beantwortung sozialer Fragen wird
darum zivilgesellschaftlichen Akteuren und ei-
nem moralischen Aktivismus, bzw. einer in zi-
vilgesellschaftlichem Horizont moralisch erneu-
erten Sozialdemokratie, die auf grundsätzliche
Kapitalismuskritik indes zu verzichten hat,
überantwortet. Auch die Idee des Übergangs
des moralischen Potentials der sozialen Frage
auf die Zivilgesellschaft ist freilich alles ande-
re als neu. Ihren Ursprung hat sie bereits in
den vor Jahrzehnten geführten Debatten um
die Verfasstheit des (damals vielleicht etwas
optimistisch so genannten) „Spätkapitalismus“
(Schäfer 2008, Nachtwey 2010). Die Schlüsse
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des damals einflussreichen moraltheoretischen
Debattenstrangs hat Axel Honneth einst präg-
nant zusammengefasst: „Das spätkapitalistische
Gesellschaftssystem kann bislang deswegen
aufrechterhalten werden, weil das moralisch-
praktische Interesse der sozialen Klasse der
Lohnarbeiter weitgehend kompensiert und auf
die Gleise einer privatistischen Konsumhaltung
umgelenkt werden kann. Das normative Po-
tential der Arbeiterschaft scheint durch den
Staatsinterventionismus ausgetrocknet. Ein
praktisches Interesse an einer höheren Form
sozialer Gerechtigkeit sammelt sich, folgt man
diesen Prämissen, allein in den gesellschaftlich
privilegierten Gruppen, die aus einem ethisch
prinzipialisierten Unverständnis für den Instru-
mentalisierungsgrad spätkapitalistischer Gesell-
schaft eine von überflüssiger Herrschaft be-
freite Gesellschaft fordern.“ (Honneth 1999:
112). Konnte sich die These vom Übergang
emanzipativer Forderungen an klassenunspezi-
fische, ja sogar von privilegierten Gruppen
getragene soziale Bewegung im Fordismus auf
die tatsächlich weit reichende sozioökonomi-
sche Partizipation von Lohnabhängigen am

gesellschaftlichen Reichtum berufen, so ist dem
Argument angesichts der postdemokratischen
Aufkündigung dieses historischen Klassenkom-
promisses im Wortsinn die materielle Grundla-
ge entzogen. Im Zeitalter des einseitig „von
oben“ (Streeck 2013) wieder in Bewegung
gebrachten Verteilungskampfes ist das, was
vielleicht einmal als „Sensibilisierung sozialisa-
torisch privilegierter Gruppen für immateriel-
le Deprivation“ (Honneth 1999: 124) gedeu-
tet werden konnte, nicht mehr geeignet, die
Klasseninteressen der Subalternen zu kompen-
sieren.

Isoliert von der sozialen Frage werden etwa
Naturschutz und Lebensmittelsicherheit, Femi-
nismus und die rechtliche Gleichstellung Ho-
mosexueller zu Feldern der Privilegienverteidi-
gung gentrifiziert. Der Widerstand gegen In-
frastrukturbaumaßnahmen vermischt sich mit
der Angst um den Wert des Eigenheims, die
Gleichstellung der Geschlechter verdünnt sich
zur „Chancengerechtigkeit“ in der Karrierepla-
nung, der Kampf um die Rechte Homosexuel-
ler erschöpft sich in der Forderung nach der
Ausweitung des Ehegattensplittings. Im Zei-
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chen „grünen Wachstums“ (durch das die grü-
ne Kapitalismuskritik zum Verstummen ge-
bracht wird), der geschlechtergerechten Quo-
tierung von Unternehmensvorständen (hinter
denen die freilich noch immer zentralen For-
derungen nach einer Überwindung der Ein-
kommensdifferenz von Frauen und Männern
beinahe verschwinden) oder der – zumindest
in aufgeklärten Regionen der Bundesrepublik
– weitgehend akzeptierten schwul-lesbischen
Eventkultur (bei der sich kaum jemand fragt,
wovon ein/e homosexuelle/r Hartz IV-Emp-
fänger/in die Cocktails bezahlen soll) ist die
einstmals selbstverständlich unterstellte Solida-
rität zwischen neuen sozialen Bewegungen mit
den Interessen subalterner Klassen kaum noch
zu imaginieren. Stattdessen sind in ihren Spät-
ausläufern die Abstiegsängste der Mittelklasse
ebenso wie die Verlustängste der Oberklasse
zum eigentlichen Motor geworden – nicht zu-
letzt auf Kosten jener von Umweltzerstörung,
Sexismus oder Homophobie Betroffenen, die
als Angehörige subalterner Klassen doppelt und
dreifach unter den gesellschaftlichen Ungleich-
heitsverhältnissen zu leiden haben. Wenn in
dieser postdemokratischen Lage das Bündnis
der Sozialdemokratie mit den privilegierten
moralisch bewegten Schichten empfohlen wird,
ist anzunehmen, dass sich dies lediglich als eine
Facette des von Crouch empfohlenen Anpas-
sungsprozesses an den „Neoliberalismus“ erwei-
sen dürfte: Die Folge wäre eine Stärkung, wenn
nicht gar ein Ausbau privilegierter Positionen,
der sich – mit der Sozialdemokratie im Bunde
– im hegemonialen Diskurs umso ertragreicher
als im Namen des gesellschaftlichen Fortschritts
geschehend darstellen könnte.

Selbstermächtigung und Organisation der
Gleichheitsinteressen der Unterklassen werden
in der Postdemokratie wohl eher neben Zivil-
gesellschaft und Sozialdemokratie verwirklicht.
Es erscheint daher angemessen, eine neoprole-
tarische Perspektive einzunehmen, die auf die
postproletarische folgt und neben die neore-
publikanische tritt. Diese müsste den Verände-
rungen in der Arbeitswelt ebenso Rechnung
tragen, wie der nicht zu leugnenden Transfor-

mation der industriellen Strukturen der Ge-
sellschaften im Gegenwartskapitalismus. Die
oben skizzierte Rückkehr der sozialen Frage
verlangt geradezu nach einer (Wieder)Aufna-
hme des Klassenbegriffs in die Demokratiethe-
orie. „Niemand kann nach dem, was seit 2008
geschehen ist, Politik und politische Instituti-
onen verstehen, ohne sie in enge Beziehung zu
Märkten und wirtschaftlichen Interessen sowie
den aus ihnen erwachsenden Klassenstruktu-
ren und Konflikten zu setzen.“ (Streeck 2013:
17f.) Streecks Bemerkung könnte dabei leicht
an die soziologische Diskussion um den Klas-
senbegriff und das Bewusstsein von Lohnab-
hängigen (Detje u.a. 2013, Dörre u.a. 2013,
Neckel 2008) anschließen. Diese und ähnliche
Studien zeigen, dass es keineswegs einen An-
lass gibt, den vorschnellen Schluss zu ziehen,
eine aus ökonomischen Klassenpositionen re-
sultierende politische Klassenbildung sei (heu-
te) nicht (mehr) möglich – und das morali-
sches Potential expliziter Klassenbewegungen
sei längst erschöpft. Für eine demokratietheo-
retisch anschlussfähige Soziologie sozialer Be-
wegungen bietet es sich vielmehr an mit Uwe
Becker „zu unterscheiden zwischen Klassen im
Sinne ökonomischer Kategorien und politischen
Kräften und diese zu differenzieren in klassen-
positionsgebundene und andere politische Kräf-
te.“ (Becker 2010: 39). Lässt sich mithilfe die-
ser Unterscheidungen so etwas wie eine klas-
sentheoretisch fundierte Typologie politischer
und sozialer Bewegungen aufstellen, so ist die
Frage ob und inwieweit sich zu einem bestimm-
ten historischen Zeitpunkt ökonomische Klas-
senpositionen politisch formieren oder – in
Beckers Terminologie – auf ihnen beruhende
Interessen in Bewegungen artikulieren, letztlich
nur durch empirische Forschung zu beantwor-
ten.

Insbesondere das Jahr 2011 wird mittlerweile
von zahlreichen Autoren als ein für das Entste-
hen neuer sozialer Kämpfe zentrales Datum
genannt: Mögen auch bei der Beschäftigung
mit den Umsturzbewegungen in der arabischen
Welt, dem Aufkommen der Occupy-Bewegung,
der Bewegung der spanischen Indignados und
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den Generalstreiks in Griechenland und Portu-
gal erst einmal die Unterschiede zwischen den
Bewegungen auffallen, so lässt sich doch beo-
bachten, dass sie alle als Folge der Krisenpro-
zesse zu verstehen sind (Deppe 2013, 270f.).
So gut wie alle diese Bewegungen verbinden
den Protest gegen den krisenhaften, globali-
sierten Kapitalismus mit demokratiepolitischen
Forderungen (Deppe 2013, 274). Dieser dop-
pelten Frontstellung gegen die Auswirkungen
des globalisierten Kapitalismus und für eine
Erneuerung (bzw. bezogen auf die arabische
Welt Implementierung) demokratischer Verhält-
nisse, könnten neue Bündnisse entspringen, die
sich als Alternativen zu reinen Mittelklasse-
Oberklasse-Bewegungen herausstellen. Das Jahr
2011 hat gezeigt, dass unterschiedliche soziale
Träger des Protests (Arbeiterbewegung, jugend-
liche Migranten, jugendliche Mittelschicht) zu
unterschiedlichen Protestformen greifen
(Streiks, Riots, Occupy) (Deppe 2013, 283).
Dieser Befund deckt sich weitgehend mit den
„drei Typen nicht-normierter Konflikte“, die
Stefan Schmalz und Nico Weinmann für Euro-
pa unterscheiden: Zum einen seien in verschie-
denen europäischen Ländern „bossnapping,
wilde Streiks und Betriebsbesetzungen“ zu ver-
zeichnen, deren „soziale Basis“ nach wie vor
die Industriearbeiterschaft sei. Zweitens Bewe-
gungen gegen die Sparmaßnahmen (General-
streiks), die sowohl von Gewerkschaften als
auch „von Prekarisierte[n] oder Arbeitslose[n]
mit Hochschulreife“ getragen würden. Den
dritten Typus schließlich bilden die Riots der
prekär beschäftigten Jugendlichen in den Vor-
städten (Schmalz/Weinheim 2013, 96f.) Nur
unschwer ist zu erkennen, dass in diesen Bewe-
gungen (durchaus unterschiedliche) sozioöko-
nomische Klasseninteressen ebenso artikuliert
werden, wie (man denke etwa an die Gentrifi-
zierungs- oder auch die Flüchtlingsdiskussion)
materiell geerdete und mit der sozialen Frage
auf engste verknüpfte moralische Impulse.
Crouchs Diagnose hält zurecht daran fest, dass
soziale Kompromisse nicht gewährt werden,
sondern politisch erzwungen werden müssen.
Ohne Einschluss dieser sozialen Bewegungen

und Berücksichtigung ihrer Gleichheitsinteres-
sen wird es jedoch dazu sicher nicht kommen
können.
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Anmerkungen
1 Mit der Ausnahme des Forschungsjournals,

das schon 2006 der „Postdemokratie“ ein
Heft widmete, siehe dazu das Editorial die-
ses Heftes.

2 Aus der Erklärung des DGB: „Armutslöhne
sind Löhne, die bei Vollzeitbeschäftigung zu
einem Einkommen unter der Armutsgrenze
führen. Eine in Politik und Öffentlichkeit
benutzte Angabe der relativen Armutsgren-
ze ist dabei 50 Prozent oder 60 Prozent des
Durchschnittseinkommens. (…) Bei dieser De-
finition wären Monatseinkommen unter
1.442 Euro bzw. Stundenlöhne unter 8,67
Euro (bei 38,5 Std/Woche) als Armutslöhne
zu bezeichnen.“ https://www.mindestlohn.
de/hintergrund/lexikon/armutslohn/
(18.2.2014).

3 Siehe hierzu auch die Überlegungen Ingol-
fur Blühdorns in diesem Heft.
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A massive escalation of truly disruptive action?

Bürgerprotest und Nachhaltigkeit in der postdemokratischen Konstellation

Ingolfur Blühdorn

1 | Einleitung

Differenzen gibt es bei der Begrifflichkeit und
der Analyse im Detail, doch im Kern ist die
Diagnose vom Niedergang der parlamentarisch-
repräsentativen Demokratie und der weitgehend
entpolitisierten Verwaltung moderner Konsu-
mentengesellschaften inzwischen unstrittig.
Gerade vor Wahlen mühen sich Parteien, enga-

gierte Sozialwissenschaftler und Organe der
politischen Bildung zwar redlich, die Leben-
digkeit der Demokratie und die Gestaltungs-
macht der Bürger herauszustellen. Doch ihre
Anstrengungen bestätigen letztlich nur die
Richtigkeit des Befundes; und wenn nach Voll-
zug des Wahlrituals – befürwortet von einer
breiten gesellschaftlichen Mehrheit – eine gro-
ße Koalition aus Parteien die Regierungsge-
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schäfte übernimmt, zwischen denen es keine
nennenswerten politischen Differenzen gibt
und denen weder innerhalb noch außerhalb des
Parlaments eine ernst zu nehmende Oppositi-
on gegenüber steht, illustriert das lehrbuchar-
tig den Zustand der Postdemokratie und Post-
politik. Die „Seelenruhe“ (Kurbjuweit 2013)
der postdemokratischen Konstellation (Blüh-
dorn 2012) wird jedoch nicht nur von dem
Bewusstsein gestört, dass sich die politische
Realität immer weiter vom demokratischen
Ideal der Volkssouveränität entfernt, sondern
auch von statistischen Daten, die eine rasche
Zunahme der sozialen Ungleichheit anzeigen,
und von der Ahnung, dass der große Konsens
zwischen Parteien und Bürgermehrheit jenen
grundlegenden gesellschaftlichen Wandel wohl
eher behindert als befördert, den Umweltschüt-
zer, Klimawissenschaftler, Soziologen und
inzwischen auch viele Ökonomen für eine
Grundbedingung der Vermeidung umfassen-
der ökologischer und sozialer Katastrophen
halten.

Mit Blick auf das demokratische Defizit
und diese nachhaltige Nicht-Nachhaltigkeit
(Blühdorn 2011a, 2013a) wird in der Literatur
beinahe reflexartig – mal sehnsuchtsvoll, mal
selbstberuhigend – auf die Zivilgesellschaft
verwiesen: Wo von der institutionalisierten
Politik ein Ausbruch aus der etablierten Ord-
nung kaum noch zu erwarten ist, müsse (und
werde!) die Zivilgesellschaft durch grundlegen-
de Repolitisierung und demokratische Erneue-
rung selbst den entscheidenden Umbruch or-
ganisieren. Nur eine ,massive escalation of tru-
ly disruptive actions‘, heißt es bei Crouch (2004:
123) ähnlich wie bei vielen anderen, könne die
hegemoniale Herrschaft des Neoliberalismus
brechen, das Recht der politischen Selbstbe-
stimmung wirksam verteidigen und das demo-
kratische Prinzip der Gleichheit wieder einset-
zen. Dabei, so die Erwartung, könnten sich
gerade an Nachhaltigkeitsthemen Proteste ent-
zünden, die Prozesse der Repolitisierung und
demokratischen Erneuerung in Gang setzen.
Als „Frühwarnsystem und Agentur für gesell-
schaftliche Veränderungen“ (Raschke 2013: 61)

müssten Protestbewegungen die angebliche
Alternativlosigkeit des marktfixierten Regierens
radikal in Frage stellen, die demokratische
Kontrolle zurückerobern, und eigene Entwür-
fe für eine ökologisch und sozial nachhaltige
Zukunft umsetzen.

Dieser Erzählung von der Redemokratisie-
rungskraft der Zivilgesellschaft und der Schlüs-
selstellung des Nachhaltigkeitsthemas wird im
Folgenden kritisch nachgegangen. Dazu wird
zunächst der polemisch-mobilisierenden Rede
von der Postdemokratie eine Betrachtungswei-
se zur Seite gestellt, die in den offensichtli-
chen Tendenzen der Entpolitisierung und Post-
politik durchaus auch Elemente der demokra-
tisch-emanzipatorischen Agenda erkennt. Dann
werden zivilgesellschaftliche Proteste und Be-
wegungen als Ausdruck eines grundlegend
neuen, speziell auf den Statuserhalt ausgerich-
teten Verständnisses von Demokratie betrach-
tet, nicht als Kampf um die alten Ideale der
Gleichheit und Gerechtigkeit. Im dritten
Schritt geht es schließlich speziell um die Um-
welt- bzw. Nachhaltigkeitspolitik. Auch Nach-
haltigkeitsfragen, so hier die These, werden
heute in weitestgehend entpolitisierter Art und
Weise gedacht und sind kaum mehr ein aus-
sichtsreicher Kristallisationspunkt für eine
grundlegende Repolitisierung oder Redemokra-
tisierung der etablierten Ordnung. Vielmehr
hat die moderne Politik der Nicht-Nachhaltig-
keit die Demokratie längst für die befriedete
Regelung in der Postwachstumsgesellschaft
unausweichlicher Umverteilungskämpfe verein-
nahmt.

2 | Postdemokratie, Entpolitisierung,
Postpolitik

Ausgangspunkt für eine differenzierte Einschät-
zung der Repolitisierungs- und Redemokrati-
sierungspotenziale von Zivilgesellschaft und
Nachhaltigkeitsthema muss ein gründliches
Verständnis der postdemokratischen Konstella-
tion sein. Wenn die einen von der Erschlaf-
fung und Apathie der Bürger sprechen (Crouch
2004: 4,19), andere von einer „Schonungssym-
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biose“, bei der Wutbürgerbewegungen und
Bundesregierung Hand in Hand arbeiteten
(Kurbjuweit 2013: 127), und wieder andere
speziell den politischen Eliten eine gezielte
„Strategie der Demobilisierung, Entpolitisie-
rung und letztlich auch Entdemokratisierung“
vorwerfen, mit der „die Politik eines ganzen
Landes unter Mehltau“ begraben werde (Rasch-
ke 2013: 64), zeigt das die Vielfalt der Facet-
ten, die im Phänomen der „unpolitischen De-
mokratie“ (Michelsen und Walter 2013) zu-
sammenspielen. Nützlich ist daher eine kurze
Reflexion auf die drei gängigsten Begriffe, mit
denen der als krisenhaft wahrgenommene Zu-
stand moderner Demokratien beschrieben wird:
Postdemokratie, Entpolitisierung, Postpolitik.
Diese Begriffe entstammen recht verschiede-
nen Denktraditionen, und sie setzen auch sehr
verschiedene Akzente, die auseinander zu divi-
dieren sich lohnt. Dabei werden zwar eine Klar-
heit der Konzepte und eine idealtypische Ord-
nung der Debatte konstruiert, die den tatsäch-
lichen Diskursverhältnissen nicht entspricht.
Auf diese Weise lassen sich aber verschiedene
Dimensionen der postdemokratischen Konstel-
lation ausleuchten, deren Verständnis hier gro-
ße Bedeutung hat. Vor allem wird dabei sicht-
bar, dass diese sogenannte Postdemokratie
mitnichten einfach nur das bürgerfeindliche
Schreckgespenst ist, als das sie im Diskurs gern
dargestellt wird.

Die Diskussion speziell unter dem Banner
Postdemokratie bezeichnen Eberl und Salomon
(2013: 415f) im wesentlichen als Beitrag zur
„Periodisierung des Kapitalismus“. Sowohl bei
Crouch als auch in der populären Debatte ver-
weist dieser Begriff in der Tat vor allem auf
die unkontrollierte Ausweitung der Macht der
Konzerne und die damit einhergehende Mar-
ginalisierung der Bürger. Die Partizipation der
Bürger werde bestenfalls noch zur Legitimati-
onsbeschaffung für die politischen Eliten ge-
braucht, die ihrerseits, statt den Willen des
demokratischen Souveräns zu repräsentieren,
in ihrem Handeln weitgehend durch die Vor-
gaben der Wirtschaft festgelegt seien. Ange-
sichts von Macht- und Herrschaftsverhältnis-

sen, die vom demokratischen Ideal immer wei-
ter abweichen, scheint die gebotene Gegen-
strategie klar: Mobilisierung der Ausgeschlos-
senen, Entmachtung der Konzerne, Wiederan-
bindung der Politik an den Bürgerwillen, Rück-
gewinnung der demokratischen Kontrolle und
des Primats der Politik.

Der Begriff der Postpolitik stellt demgegen-
über nicht die unerfüllte Norm der Volkssou-
veränität in den Vordergrund, sondern den
Begriff des Politischen selbst als des Verhan-
del- und Entscheidbaren. Dessen Gegenpol bil-
det das Vorgegebene, Unabänderliche, Alter-
nativlose. Demokratie wird hier nicht primär
verstanden als die Feststellung und Umsetzung
eines volonté générale, sondern als der auf
Dauer gestellte Widerstreit zwischen pluralen,
nicht in einander auflösbaren, gleichermaßen
kontingenten Wertpositionen (Mouffe 2007).
Hatten vielfältige Demokratisierungsbewegun-
gen den Bereich des Politischen historisch
zunächst schrittweise erweitert und dabei die
modernistische Norm des autonomen Subjekts
zum zentralen Maßstab aller politischen Ent-
scheidung und Verantwortung erhoben, so ist
für die Postpolitik die neuerliche Herrschaft
von unverhandelbaren Imperativen bezeichnend,
die den Bereich des Politischen wieder beschnei-
den. Darüber hinaus sind das Abschmelzen von
grundlegenden ideologischen Differenzen und
die Herausbildung konsensorientierter Verfah-
ren der öffentlichen Verwaltung wichtige Be-
stimmungsmerkmale (vergl. z.B. Zizek 1999:
198). Je mehr nicht verhandelbare Notwendig-
keiten – etwa die Imperative des globalisierten
Wirtschaftssystems oder des Klimawandels –
den politischen Gestaltungsspielraum beschrän-
ken, desto dringender erscheinen pragmatische
und konsensorientierte Policy-Ansätze, die sich
auf gesichertes Wissen bezüglich der Problem-
diagnosen, Zielsetzungen und Policy-Wirksam-
keit stützen. Der politische Widerstreit weicht
damit einer Konsenskultur; Politik im Modus
der Subjektivierung weicht der Verwaltung im
Modus der Objektivierung.

Der Begriff der Postpolitik – aber nicht
notwendig diejenigen, die ihn benutzen – ist
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mithin sehr viel weniger polemisch, vorsichti-
ger mit Schuldzuweisungen und ambivalenter
hinsichtlich möglicher Gegenstrategien. Es gibt
deutliche Überschneidungen mit der Begriff-
lichkeit der Postdemokratie, aber angesichts
nicht verhandelbarer Imperative treten Fragen
der politischen Ungleichheit und einseitigen
Verteilung der Macht in den Hintergrund.
Selbst wenn die Rede von Sachzwängen und
Alternativlosigkeit auch als bewusste Strategie
bestimmter Interessen wahrgenommen wird,
behält die Vorstellung, dass die Herrschaft der
Systemimperative Regierende und Regierte in
eine Art Schicksalsgemeinschaft zusammen-
führt, eine egalisierende Plausibilität (Haus-
knost 2014). Ein politischer Gegner ist da sehr
viel schwerer auszumachen und zur Verantwor-
tung zu ziehen. Und die Objektivierung der
öffentlichen Verwaltung erscheint in dieser neuen
Konstellation auch nicht mehr eindimensional
negativ. Ebenso ist angesichts der gemeinsamen
Aufgabe, das Unabänderliche zu meistern, das
Abschmelzen von grundlegenden ideologischen
Differenzen durchaus von Vorteil.

Noch deutlicher ist die hier nur anklingen-
de positive Besetzung schließlich im Diskurs

der Entpolitisierung, der den Akzent weder
auf die Norm der Volkssouveränität noch auch
auf das Politische setzt, sondern primär auf
den Policyprozess. Auch dieser Begriff impli-
ziert freilich oftmals eine Kritik an den Macht-
eliten und deren Strategien der politischen
Demobilisierung. Doch zumindest in der mo-
dernen Verwaltungswissenschaft bezeichnet der
Begriff Verfahren, mit denen die Transparenz,
Effektivität und Legitimität des Policyprozes-
ses erhöht werden sollen: Angesichts der ste-
tig wachsenden Komplexität von Interessen-
und Problemkonstellationen und zur Vermei-
dung der demokratischen Selbstlähmung emp-
fiehlt sich eine Versachlichung politischer Ent-
scheidungen durch Delegation an mit entspre-
chender Expertise ausgestattete nicht-majori-
täre Institutionen; Eingrenzung politischer Er-
messensspielräume durch formalisierte Regel-
werke; Orientierung von Policyprozessen an
gesichertem Wissen. Im Gegensatz zur Rede
von der Postdemokratie, die die Entwicklung
moderner Demokratien grundsätzlich als Ne-
gativtrend darstellt, tritt beim Begriff der Ent-
politisierung und des evidence-based policy
making also klar eine Positivwertung in den

Abb. 1: Dimensionen der postdemokratischen Diskurskonstellation

Diagnose Aktionsperspektive

Postdemokratie
Ende der Volkssouveränität;
ausufernde Macht der Kon-
zerne; Hegemonie des Neo-
liberalismus

Erneuerung der Demokratie
durch Entmachtung der Wirt-
schaftseliten, mehr Beteili-
gungsmöglichkeiten und besse-
re Repräsentation

Postpolitik

Einschrumpfen des politischen
Raums; Ende der Ideologien;
Dominanz nicht verhandelba-
rer Imperative; Herausbildung
eines pragmatischen Konsen-
ses

optimales Ausschöpfen verblei-
bender Gestaltungsmöglichkei-
ten und Management der Sach-
zwänge auf der Grundlage
möglichst gesicherten Wissens

Entpolitisierung

hohe Komplexität; demokra-
tische Sklerose;
Eigeninteressen der politischen
Klasse

Optimierung von Policy-output
und -Legitimität durch evi-
dence-based policy making
und network governance
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Vordergrund: Entpolitisierung soll im Interes-
se der Bürger die Sache in den Mittelpunkt
stellen, politische Reibungsverluste minimieren
und den Policy-output quantitativ und qualita-
tiv optimieren (Flinders 2012).

Der in Abb.1 zusammenfassend veranschau-
lichte Versuch einer analytischen Abgrenzung
der drei Begriffe und entsprechenden Diskur-
se führt also – bei aller offensichtlichen Unzu-
länglichkeit – zu einem komplexeren Verständ-
nis der postdemokratischen Konstellation. Die
dabei vollzogene Positivierung kann noch ei-
nen Schritt weiter geführt werden, indem man
die Frage nach den Ursachen der beobachte-
ten Entwicklung einbezieht. Obwohl bereits
Crouch (2004) das Zusammenspielen recht
verschiedener Faktoren betont, werden nicht
nur im populären Diskurs Postdemokratie,
Postpolitik und Entpolitisierung oftmals vor
allem als Projekt neoliberaler Eliten beschrie-
ben. Dieser herrschaftskritische Analyseansatz
hat seine volle Berechtigung, er greift aber
insofern zu kurz, als er wesentlichen emanzi-
patorischen Faktoren – Ausdifferenzierung zu
repräsentierender Werte und Interessen; Aus-
dehnung moderner Lebenswelten und System-
zusammenhänge weit über den demokratischen
Nationalstaat hinaus; und vor allem Wandel
moderner Subjektivitäts- und Identitätsverständ-
nisse – viel zu wenig Bedeutung beimisst. Tat-
sächlich sind aber diese emanzipatorischen Fak-
toren – ich habe an anderer Stelle von Eman-
zipation zweiter Ordnung gesprochen (Blüh-
dorn 2013b; 2014) – ganz wesentliche Treiber
der Entpolitisierung und konstitutiver Bestand-
teil der postdemokratischen Konstellation.

3 | Peak Democracy

Im selben Sinne wie Inglehart am Übergang
zur postindustriellen Gesellschaft eine gewisse
Sättigung in Bezug auf materielle Sicherheits-
bedürfnisse beobachtete, vor deren Hintergrund
dann Werte der demokratischen Selbstbestim-
mung und Selbstverwirklichung prioritär wur-
den (Inglehart 1977; Inglehart und Welzel
2005), kann man nämlich in heutigen, hoch

ausdifferenzierten Konsumgesellschaften von
einer gewissen demokratischen Sättigung spre-
chen, von einer neuerlichen Aufwertung mate-
rieller und sicherheitsorientierter Bedürfnisse
und einem vermehrten Interesse an effizienten
Politserviceprovidern. Hohe gesellschaftliche
Komplexität, steigende Anforderungen an den
Einzelnen beim Management des Lebens in
der Möglichkeitsgesellschaft und die Spannung
zwischen zunehmend konsum-basierten Lebens-
stilen bzw. Formen der Selbstverwirklichung
auf der einen und überdeutlichen Grenzen des
Wachstums und der sozialen Verteilungsspiel-
räume (Blühdorn 2013a) auf der anderen Seite
nähren eine gewisse Skepsis gegenüber demo-
kratischen Prinzipien. Es kommt zu einer Art
peak democracy, einem Scheitelpunkt, jenseits
dessen das Verhältnis zur Demokratie (Grenz-
nutzen) ambivalent wird: „Demokratie als
Struktur ist ausgereizt“ beobachtet Raschke;
„in der Demokratie lässt sich Partizipation nicht
unbegrenzt maximieren ohne negative Folgen
für Transparenz und Effizienz“ (Raschke 2013:
64). Und auch das Prinzip der Gleichheit und
Gerechtigkeit lässt sich bekanntlich nicht un-
begrenzt maximieren ohne negative Folgen für
die Freiheit und Selbstverwirklichung des Ein-
zelnen (Mouffe 2000). Peak democracy be-
deutet freilich weder das Ende der Demokra-
tie, noch das der Politik, aber das Phänomen
führt bei beiden zu einem Formwandel, in des-
sen Vollzug sich die Art und Weise, wie (durch-
aus weiterhin ansteigende) Ansprüche auf Par-
tizipation, Repräsentation und Legitimation ar-
tikuliert, interpretiert und bedient werden, deut-
lich verändert.

Bürgerproteste und soziale Bewegungen sind
vor diesem Hintergrund nicht mehr ohne wei-
teres als der Versuch zu verstehen, „die Gesell-
schaft, die ihr Gleichgewicht verloren hat,
wieder ins Lot zu bringen“ (Raschke 2013:
65). Zivilgesellschaftliche Mobilisierung signa-
lisiert allenfalls an der Diskursoberfläche die
Forderung nach einer erneuten „sozialen De-
mokratisierung als Alternative zur schmalen
liberalen Demokratie“ (Eberl und Salomon
2013: 419). Im Anschluss an Münklers Rede
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von einer neuen „demokratischen Oligarchie“
(Münkler 2010) und Sighard Neckels These
von der „Refeudalisierung“ der Demokratie
(Neckel 2013) sollte sie vielmehr im Rahmen
einer sich herausbildenden politischen Dreiklas-
senhierarchie interpretiert werden: Die Spitze
bildet dabei der „globale Geldadel“ bzw. die
„leistungslose Eigentümerklasse“ (Neckel 2013:
40f.), die entweder selbst die dann politisch
nicht weiter verhandelbaren Rahmenbedingun-
gen diktiert oder – wenn letztere systemtheore-
tisch als entpersonalisierte Imperative autono-
mer Funktionssysteme verstanden werden – de-
ren Interessen sich im Rahmen dieser System-
imperative optimal entfalten können. In der
Mitte steht die schrumpfende Bürgerklasse, die
ihre Leistungskraft und Ressourcen zwar kaum
mehr nutzen kann, um die Grenze in den leis-
tungslosen Geldadel zu überspringen, die aber
über ein hohes Maß an Organisationskraft und
Mobilisierungsfähigkeit verfügt, das sie akti-
viert, um ihre bedrohten Besitzstände und Le-
bensstile zu verteidigen und sich gegen die
Inklusionsansprüche der anschwellenden neu-
en Unterschicht zu schützen. Und den Sockel

der Pyramide bildet die weitestgehend entmach-
tete Unterklasse, die sich aus dem politischen
Geschehen zurückzieht und/oder Adressat
politischer Unternehmer wird, die im Namen
einfacher und pflichtbewusster Leute zum
Kampf gegen kapitalistische Heuschrecken
und/oder nicht anspruchsberechtigte Sozialleis-
tungsnutzer blasen.

Im Gegensatz zur gesicherten, demokratie-
fernen und entpolitisierenden Oberklasse, ist
diese bürgerliche Mittelklasse also politisch
hochmotiviert. Sie insistiert auf ihren demo-
kratischen Rechten und organisiert den zivil-
gesellschaftlichen Schulterschluss – aber nicht,
um grundsätzlich die bestehende Ordnung
(Rahmenbedingungen) in Frage zu stellen, das
als weitgehend schicksalhaft hingenommene
Diktat des globalen Kapitals (bzw. die Herr-
schaft der alternativlosen Systemimperative) zu
brechen und umfassende politische Veränderung
zugunsten einer Aufwertung der Politik, sozia-
len Gerechtigkeit und Integration zu erkämp-
fen, sondern vor allem, um die für den eige-
nen Statuserhalt erforderlichen Ressourcen zu
sichern und sich nach unten abzugrenzen (vgl.

Abb. 2: Politische Klassen in der postdemokratischen Konstellation

leistungslose Eigentümerklasse

bürgerliche Mittelklasse

gibt den nicht verhandelbaren (entpolitisierten) Rahmen
vor bzw. artikuliert „alternativlose“ Systemimperative;
bedarf für seine mit angeblich objektiven Notwendigkei-
ten im Einklang stehenden Normen, Interessen und Ver-
haltensformen keiner weiteren Legitimation

wehrt sich gegen Systemzwänge und oligarchische Eliten-
herrschaft;
beansprucht demokratische Rechte und Souveränität;

(Re)politisierung und (Re)demokratisierung

verteidigt sich gegen Inklusions- und Umverteilungsan-
sprüche von unten;
versucht, ihre politischen Einflussmöglichkeiten auszubauen

neue Unterschicht
politische Marginalisierung; Rückzug ins Private;
Zielgruppe für politische Unternehmer und populistische
Protestdiskurse
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Münkler 2010). Diskursiv spielen demokrati-
sche Werte dabei freilich eine erhebliche Rol-
le. Empirische Untersuchungen zeigen jedoch,
dass sich in den so genannten Wutbürgerbe-
wegungen vor allem gesellschaftlich privilegierte
Gruppen organisieren und engagieren, die sich
zusätzlich zu ihrem Wahlrecht – von dem sie
weit überdurchschnittlich Gebrauch machen –
weitere Einflussmöglichkeiten erkämpfen und
damit die politische Gleichheit tatsächlich eher
weiter verzerren als wieder herstellen (Rucht
2013; Walter et al. 2013). Entsprechend ist die
Hoffnung, diese zivilgesellschaftlichen Bewe-
gungen könnten zu einer Erneuerung der De-
mokratie führen und einen Ausweg aus Entpo-
litisierung und Postdemokratie eröffnen, recht
zweifelhaft. Gleichermaßen problematisch ist
die Annahme, dass die Mobilisierung der poli-
tisch schwach repräsentierten neuen Unter-
schicht eine wirksame Politisierung ökonomi-
scher Macht, eine Rückgewinnung demokrati-
scher Kontrolle und eine Wiederannäherung
an das Ideal der Volkssouveränität leisten kön-
ne. Denn in aller Regel werden auf die ökono-
misch und politisch Marginalisierten zielende
Kampagnen von politischen Unternehmern
betrieben, die keineswegs den sozialen Aus-
gleich und die radikale Umverteilung der Macht
im Schilde führen, sondern ihrerseits die öko-
nomistische Logik der Effizienz, des Wettbe-
werbs und der Ausgrenzung mobilisieren und
nach unten verlängern (Migranten, Arbeits-
scheue, Wohlfahrtsparasiten). Zudem werden
neue Protestbewegungen, die an die Grundfes-
ten der etablierten Ordnung rühren, vom wirt-
schaftlichen und politischen Establishment
höchst wirksam als irrational, ideologisch und
populistisch stigmatisiert und so aus der Are-
na der vernünftigen, sachgemäßen und ver-
antwortungsvollen Politik ferngehalten.

4 | Demokratisierungsthema Nachhaltig-
keit?

So entspricht das beruhigende Vertrauen, dass
das „kulturelle Potential von Bewegungen ...
heute noch mehr als früher ... der Demokratie

hilft“ (Raschke 2013: 63) und „das Bild, das
die repräsentative Demokratie ... bietet, posi-
tiver als gemeinhin wahrgenommen” ist (Thaa
2013: 2), zwar einer von den engagierten Sozi-
alwissenschaften gepflegten Tradition (vgl.
auch Inglehart und Welzel 2005), es steht aber
auf tönernen Füßen und ist politisch letztlich
vielleicht sogar kontraproduktiv. Genau dies
gilt auch für die Hoffnung auf das Umwelt-
bzw. Nachhaltigkeitsthema, das im sozialwis-
senschaftlichen und öffentlichen Bewusstsein
immer noch eng mit der emanzipatorischen
Agenda der Demokratisierung und sozialen
Gerechtigkeit verbunden ist. Einige Beobach-
ter sprechen zwar vom „coming of environ-
mental authoritarianism“ (Beeson 2010) und
nehmen damit die alte Befürchtung wieder auf,
dass Demokratie und Ökologie möglicherweise
nicht gar so kompatibel sind, wie die emanzi-
patorischen Bewegungen das geglaubt hatten
(vgl. Ophuls 1977). Doch bleibt einstweilen
die Annahme dominant, dass gerade in der
Postwachstumsgesellschaft die immer drängen-
deren Nachhaltigkeitsfragen zum Kristallisati-
onspunkt für neue Politisierungs- und Demo-
kratisierungsschübe werden könnten. Dabei
wird jedoch zweierlei übersehen: Erstens ist
das Umwelt- bzw. Nachhaltigkeitsthema gera-
de in Europa, wo es einst sehr viel deutlicher
als anderswo politisierende und demokratisie-
rende Potenziale entfalten konnte, inzwischen
weitestgehend entpolitisiert; und zweitens dreht
sich die moderne Politik der Nicht-Nachhal-
tigkeit gerade nicht um politische Gleichheit,
soziale Gerechtigkeit und gesellschaftliche In-
klusion, sondern ganz wesentlich um das Ma-
nagement von zunehmender sozialer Ungleich-
heit und Exklusion (Blühdorn 2011a, 2013a).

Vom vorpolitischen – und zuweilen völkisch
vereinnahmten – Naturschutz herkommend
hatte sich in den frühen 1970er Jahren zunächst
der reformistische Umweltschutz herausgebil-
det und dann die politische Ökologie, der
zuweilen sogar der Status einer eigenständi-
gen politischen Ideologie zugesprochen wurde
(Dobson 2007). Mit dem Siegeszug des
Nachhaltigkeitsparadigmas seit den 1980er Jah-
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ren jedoch, und schließlich mit dem heutigen
Diskurs der Zukunftsfähigkeit, hat sich die Sub-
stanz dessen, was da thematisiert wird, sowie
der Modus in dem das geschieht, erheblich
verschoben. Hatte die politische Ökologie die
bestehende wirtschaftliche, politische und kul-
turelle Ordnung am Maßstab der auch auf die
Natur projezierten Norm des autonomen Sub-
jekts umfassend politisiert und in Frage ge-
stellt, enthalten heutige Debatten zur Umwelt,
Nachhaltigkeit und Zunkunftsfähigkeit kaum
noch Potenzial für grundlegende strukturelle
Veränderungen: Umweltpolitik ist selbst für
Grüne Parteien primär eine Frage der techno-
logischen Innovation, Ressourceneffizienz und
neuer Wachstumsperspektiven für Arbeitsplät-
ze und Absatzmärkte. Nachhaltigkeit bedeu-
tet ungeachtet der Vielfalt von Nachhaltigkeit-
sindikatoren und Aktionsplänen faktisch vor
allem Konsolidierung öffentlicher Haushalte,
um das Vertrauen von Kreditratingagenturen
und Investoren zu erhalten; Abbau von Hin-
dernissen für wirtschaftliche Innovation, Effi-
zienz und Wettbewerbsfähigkeit, und Sicherung
der Fähigheit, der vorausgesagten Entwicklung
von Energie-, Mobilitäts-, Kommunikations- und
anderen Bedürfnissen zu entsprechen. Und im
Begriff Zukunftsfähigkeit verschwindet der
Bezug auf Normen jenseits der Selbsterhal-

tungsimperative des bestehenden sozio-ökono-
mischen Systems vollständig.

Die Grundtendenz der Verschiebungen im
Umweltdiskurs seit den 1980er Jahren lässt sich
– wie in Abb. 3 idealtypisch dargestellt – mit
den Begriffen Entpolitisierung, Entsubjektivie-
rung und Systemerhalt zusammenfassen. Natür-
lich bleibt die umweltpolitische Debatte viel-
schichtig, die zentralen Begriffe werden sehr
viel flexibler benutzt, als die schematisierte Dar-
stellung es suggeriert, und konkurrierende Akteu-
re versuchen, unterschiedliche Problemrahmun-
gen prominent zu machen. Doch das in Deutsch-
land derzeit vorherrschende Umweltthema, die
Energiewende, oder die Fixierung der internati-
onalen Umweltpolitik auf Klimawandel und
CO2-Handel verdeutlichen, wie sehr ökonomis-
tisches Denken von Experten erforschte Nor-
men, Grenzwerte und Innovationstechnologien
in den Mittelpunkt gerückt sind. Die radikale
Umverteilung der politischen Macht, der grund-
sätzliche Umbau des Wirtschaftssystems und der
tiefgreifende Wandel von Werteorientierungen,
Lebensstilen und Glücksvorstellungen spielen
demgegenüber bestenfalls noch eine rhetorische
Rolle. War bei der Entwicklung vom traditio-
nellen Naturschutz über den Umweltschutz hin
zur politischen Ökologie schrittweise die Norm
des autonomen Subjekts und dessen Befreiung

Abb. 3: Schematisierte Entwicklung des Umweltdiskurses

Natur-
schutz

Umwelt-
schutz

politische Ökologie Nachhal-
tigkeit

Zukunftsfä-
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aus der Belagerung durch die kapitalistische Wirt-
schaft und Konsumkultur ins Zentrum gerückt,
so vollzieht sich seither eine Rationalisierung
und Objektivierung der Debatte, bei der alles
Subjektive in den Hintergrund gedrängt und
wissenschaftlich gesicherte Erkenntnis, ökono-
mische Notwendigkeit und effiziente Techno-
logie bestimmend werden.

Diese Entpolitisierung des Umweltthemas
wird gern als spezifisch neoliberale Agenda und
Strategie beschrieben. Erik Swyngedouw zum
Beispiel behauptet, die entsubjektivierte, markt-
orientierte und technologiefixierte Umweltpo-
litik moderner Konsumentendemokratien sei
nicht bloß ,the perfect expression‘ der postpoli-
tischen Ordnung, sondern eine der ‚key arenas‘
durch die der Neoliberalismus seine hegemonia-
le Herrschaft etabliert und sichert (Swyngedouw
2007, 2009, 2010). Dabei wird allerdings außer
Acht gelassen, dass der oben bereits angespro-
chene Wandel zeitgenössischer Subjektivitätsver-
ständnisse und Selbstverwirklichungsmuster von
mindestens ebenso großer Bedeutung ist: An
die Stelle der ehemals als deckungsgleich be-
trachteten Imperative, der Ausbeutung der
Natur und der Entfremdung des Subjekts –
und damit also dem Konsumkapitalismus selbst
– ein Ende zu setzen, ist der nicht minder ka-
tegorische Anspruch getreten, die inzwischen
weitgehend systemkonformen Lebensideale und
Selbstverwirklichungsmuster moderner Bürger
– und damit also den Konsumkapitalismus selbst
– auf jeden Fall zu stützen. Trotz aller Ein-
sicht in die Knappheit der Ressourcen und die
Grenzen des Wachstums gilt der moderne Le-
bensstil und die zugehörigen Mobilitäts-, Kom-
munikations-, Energie- und anderweitigen Be-
dürfnisse als völlig unverhandelbar.

5 | Soziale Kämpfe in der Postwachs-
tumsgesellschaft

Entgegen der neomarxistischen Kritik zielt die
moderne Nachhaltigkeitspolitik also keineswegs
einseitig auf die Stabilisierung des Kapitalis-
mus und die Interessen neoliberaler Eliten,
sondern mindestens ebenso sehr auf die Erhal-

tung jener Lebensstile und Selbstverwirkli-
chungsmuster, die von den begüterten Teilen
der Gesellschaft selbstverständlich praktiziert
und von den weniger privilegierten Schichten
unter dem Stichwort Teilhabegerechtigkeit ein-
gefordert werden. Sie hat damit eine gewisse
demokratische Legitimation. Zwar ist weithin
bekannt und unstrittig, dass sich diese Lebens-
stile und Selbstverwirklichungsformen nur auf
Kosten der Natur und der sozialen Gleichheit
aufrechterhalten lassen. Sie gelten aber als
emanzipatorische Errungenschaft und insofern
als unverhandelbar. Entsprechend lautet die
zentrale Frage der modernen Nachhaltigkeits-
politik, wie sich das offensichtlich nicht Nach-
haltige dennoch – wenigstens eine zeitlang –
stabilisieren lässt. Oder etwas anders formu-
liert: Wie lässt sich in der Postwachstumsge-
sellschaft die unausweichliche Umverteilung so
organisieren und politisch verwalten (legitimie-
ren), dass soziale Unruhen möglichst minimiert
werden. Entpolitisierung und Entsubjektivie-
rung erweisen sich dabei als ausgesprochen
wirksame Strategien. Gleichermaßen zweckdien-
lich ist die im Zuge der Emanzipation zweiter
Ordnung vollzogene Befreiung aus der Enge
der christlich-kantischen Pflichtethik, die in der
politischen Ökologie noch bestimmend war.
Sie ermöglicht nicht nur eine Neubestimmung
der Nachhaltigkeitspolitik, sondern ebnet – wie
oben beschrieben – den Weg zu einem neuen
Demokratieverständnis, auf dessen Grundlage
eine demokratische governance der Nichtnach-
haltigkeit möglich wird (Blühdorn 2013a, 2014).
Die Friedensdividende der Demokratie liegt
heute offenbar unter anderem darin, dass sie
hilft, die Exklusion der wachsenden Unter-
schicht in friedlicher und legitimierter Art und
Weise zu organisieren. Wenn da unverdrossen
von der zivilgesellschaftlichen Kraft zur Repo-
litisierung und Redemokratisierung gesprochen
wird, mag man sich fragen, welcher politischen
Agenda damit eigentlich gedient wird.

Dr. Ingolfur Blühdorn lehrt politische So-
ziologie und Politikwissenschaft an der Uni-
versität Bath. Kontakt: i.bluehdorn@bath.ac.uk.
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Kapitalismus und Demokratie bilden – in der
Sprache des Hegelmarxismus – einen wider-
sprüchlichen Entwicklungszusammenhang. Das
legt einen evolutionstheoretischen Zugang
nahe. Thesenartig werde ich zunächst den be-
grifflichen Rahmen zwischen Kantianischer
Normativität und Hegelianischer Faktizität
abstecken (These 1-6), dann ein Schema der
Europäischen Verfassungsevolution skizzieren
(These 7), um mit einer knappen Krisendiag-
nose zu enden (These 8-10).

1. Ich schließe zunächst an Martti Kosken-
niemi’s Unterscheidung zwischen Kantian und
managerial constitutional mindset an (Kos-
kenniemi 2006). Ich werde sie jedoch erheb-
lich modifizieren.
Unter einem mindset versteht Koskenniemi ein
begriffliches Netzwerk, das professionelle Prak-
tiken unmittelbar anleitet, orientiert, mit ih-
nen zu einer Art Lebensform verwoben ist.
Während der Kantian constitutional mindset
auf Autonomie, self-government und demokra-
tische Repräsentation setzt und sich an der
internen Verbindung von Recht und Demokra-
tie orientiert, setzt der managerial mindset
auf professionelle Technik, instrumentelle Ra-
tionalität, new public management und die

„You can make it more complicated“ – Kapitalismus und

Demokratie in Europa

Hauke Brunkhorst

interne Verbindung von law and economics,
dem letzten boomenden Fachbereich der verö-
deten Universitäten: „Demokratie als Kosten-
faktor“ (Blühdorn 2013). Ist die Sprache des
Kantian mindset die des radical change und
der Verfassungsrevolution, des government of
the people: der Menschenrechte, der Volkssou-
veränität und der pouvoir constituant, so ist
die Sprache des managerial mindset die der
Reform, der Verstetigung oder Bewahrung des
Bestehenden, des evolutionären Inkrementalis-
mus und Gradualismus, des government by
and for the people (vgl. Blokker 2013). Geht
es dem Kantian mindset um individuelle und
gemeinschaftliche Emanzipation, so ist es dem
managerial mindset um individuelles empo-
werment zu tun.1 Ist der Kantian mindset
gleichnah zu einer und einem jeden: zu Volk,
Masse und Hegels Pöbel auf der einen, Funk-
tionseliten und Experten auf der andern Seite
– so ist der managerial mindset das exklusive
Verständigungsmedium der Experten und Be-
rufspolitiker, in dem sie die Grenzen markie-
ren, die ihre Funktionssysteme von den ‚Men-
schen draußen im Lande‘ scheiden. Der volks-
nahe Kantian mindset steht immer am An-
fang der großen Verfassungsrevolutionen, aber,

Schwerpunkt
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so schon die Einsicht von Marx, der großen
Revolution, in der „Menschen und Dinge“ wie
„in Feuerbrillanten gefasst“ erscheinen und „die
Ekstase (…) der Geist jedes Tages“ ist, folgt
regelmäßig „ein langer Katzenjammer“, und
was bleibt, ist ein „nüchternes“ Erbe, das im
nie endenden Fluß der sozialen Evolution von
den „Dolmetschern und Sprachführern“ des
managerial mindset, den Say’s, Cousin’s, Ro-
yer-Collard’s, Benjamin Constant’s und
Guizot’s“ verwaltet wird (Marx 1985: 97; 101).

Aber der Kantian mindset verschwindet
nicht mit der Revolution, sondern bleibt im
„veralltäglichten“ (Weber) Rechts- und Ver-
fassungsleben als normative constraint erblin-
deter Selbsterhaltung und moralisch neutrali-
sierter, evolutionärer Anpassung wirksam.2

Wird der Kantian constitutional mindset in
der alltäglichen politischen und juristischen
Praxis unwirksam, wird er vergessen, ver-
drängt und gelöscht, dann bricht die institu-
tionelle Praxis demokratischer Selbstbestim-
mung mit der Folge einer manifesten Legiti-
mationskrise zusammen, und alles ist mög-
lich, was sich zwischen Apathie und Revolu-
tion ereignet (vgl. Patberg 2013). Die Praxis
demokratischer Selbstbestimmung, das ist
meine zentrale empirische Vermutung, bricht
genau dann zusammen, wenn niemand mehr
glaubt, dass es sich bei dieser institutionellen
Praxis noch um eine – wie immer funktiona-
listisch manipulierte und herrschaftlich ver-
zerrte – Praxis demokratischer Selbstbestim-
mung handelt, die immer das Potential hat,
die Verfälschung mit einem Schlag als falschen
Schein kenntlich zu machen und die herr-
schaftliche Verzerrung aufzuheben.

Koskenniemis Unterscheidung, die ich hier
schon leicht modifiziert und ergänzt habe, ist
freilich viel zu voluntaristisch und dualistisch
pointiert, um evolutionstheoretisch anschluss-
fähig zu sein. Nur ein Sprung, ein Wittgen-
steinscher gestalt switch führt bei Koskennie-
mi von Mr. Hydes arglosem Kantian mindset
zu Dr. Jekylls sinistrem managerial mindset.3

Ich werde die Unterscheidung deshalb in den
folgenden Thesen 2-7 so umbauen, dass sie

evolutionstheoretisch anschlussfähig wird (vgl.
Brunkhorst 2014).

2. Für Luhmann ist der Kantian mindset
wie schon für die Rechtshegelianer ein empty
signifyer: „Machbarkeitsillusionen“, „feierliche
Erklärungen“ und „Gesänge“ (Luhmann 1990:
176). Da hat er recht, bedenkt aber nicht, dass
es keineswegs der Gesang, sondern die rächen-
de Gewalt von Krieg und Revolution war, die
den konstituierenden Gebrauch der kommu-
nikativen Macht des Gesangs und der feierli-
chen Erklärungen ermöglicht hat. So war es
auch im Fall der Europäischen Union die (rasch
verdrängte) gewaltsame Befreiung Europas vom
Faschismus, die dem pouvoir constituant ei-
nes jeden Gründungsmitglieds der späteren
Union souffliert hatte, die Vereinigung Euro-
pas zum Verfassungsziel des jeweiligen Landes
zur erklären (Fossum/Menéndez 2011).

3. Solange sie nicht in einfaches Recht um-
gesetzt und konkretisiert sind, sind Verfassungs-
texte, insbesondere Rechterklärungen und
Demokratiebekundungen aber tatsächlich nichts
als empty signifyers, leeres Sollen, auch wenn
solches Sollen, da es schon „Recht“ und nicht
„Philanthropie“ ist, keineswegs nichts ist (Kant
1977: 213). Schon im Augenblick seiner ers-
ten Deklaration etabliert sich der Kantian con-
stitutional mindset der großen Rechtsrevoluti-
onen (und von denen spricht Luhmann ja in
seinem Aufsatz „Verfassung als evolutionäre
Errungenschaft“) als ein, wie immer fragiler,
normative constraint einer blinden, evolutio-
nären Anpassung. Das unterscheidet revolutio-
näre Dokumente seit den Dictatus Papae (1075)
von bloßen Worten (vgl. Berman 1983, 2006).
Sie deklarieren mit den Propheten: Nicht die
Gerechtigkeit soll sich der Anpassung, die
Anpassung soll sich der Gerechtigkeit unter-
werfen. Aber erst die beständige Kleinarbeit
des managerial mindset von Fachidioten: von
Juristen, Technokraten, Berufspolitikern, Ab-
geordneten, Kommissionsmitgliedern, Lobby-
isten und anderen Stakeholdern kann (gegen
Koskenniemi) den Kantian mindset in einen
„existierenden Begriff“ (Hegel) verwandeln.
Mr. Hyde’s Kantian mindset kann im unkon-
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trollierbaren Fluss ununterbrochen fortlaufen-
der Evolution nur durch den Teufelspakt mit
Dr. Jekyll stabilisiert werden. Demokratie muss
(wie jedes System oder Lebewesen) angepasst
sein, lässt sich aber nur um den Preis der De-
mokratie auf Anpassung reduzieren.

4. Es ist der managerial mindset, der stän-
dig winzige Differenzen, kaum merkliche Än-
derungen, alltägliche Missverständnisse, „Kom-
munikationsinhalte ablehnende Kommunikati-
on“, Widerspruch zur „Annahmeerwartung“,
also „Widerspruch“ „nicht im logischen, aber
im ursprünglicheren dialogischen Sinn“ erzeugt
(Luhmann 1997: 461). Indem Dr. Jekyll den
Kantian mindset negiert, stört, verunsichert,
verzerrt, zur Unkenntlichkeit entstellt und sei-
ner Erwartung auf Change ein ernüchtertes:
No, we cannot, entgegensetzt, verwirklicht
er den Kantian mindset. Der managerial mind-
set leistet – als „Geist der stets verneint“, nicht
immer gleich (wie Dr. Jekyll) „das Böse will“,
und leider auch nicht „stets das Gute schafft“
(Goethe) – einen nicht unerheblichen, politi-
schen und juristischen Beitrag zur Beschleuni-
gung kommunikativer Variation, der dann von
den drei wichtigsten sozialen Selektionsmecha-
nismen komplexer Gesellschaften aussortiert,
gefiltert und bisweilen zur Restabilisierung frei-
gegeben wird.

Diese drei Selektionsmechanismen sind: (1)
funktionale Imperative, (2) soziale Klassenin-
teressen, meist der herrschenden, aber bisweilen
auch der beherrschten Klassen, und (3) herr-
schende Meinungen, die ihrerseits stark vom
managerial mindset geprägt sind, gelegentlich
aber auch abweichende Stimmen zu Wort kom-
men lassen, um ein ungleichgewichtiges, aber
ergebnisoffenes Wechselspiel aus Hegemonie
und Gegenhegemonie austragen.4

5. Die professionelle Arbeit Dr. Jekylls ist
zwar nicht das Böse, das es sowieso nicht gibt,
wohl aber zutiefst ambivalent. Sie verwirklicht
den Kantian mindset um den Preis der Ver-
wirklichung und Restabilisierung neuer Forma-
tionen undemokratischer Klassenherrschaft. Das
ist die negative Dialektik professioneller Auf-
klärung. Aufklärung ist totalitär, aber ohne

sie ist alles nichts. Anders als in Koskenniemi’s
polemischer Skizze hat neben den Ordo- und
neoliberalen Ökonomen auch der kantianische
Reformist Anteil am managerial mindset. Das
ist, in Hegels Sprache, unendlich wichtig, aber
trotzdem nicht das Entscheidende, denn auch
die reformistische Praxis ist in evolutionäre
Unübersichtlichkeit verstrickt und kann, ohne
es zu wollen, ebenso das Böse schaffen wie
Dr. Jekyll unwillentlich das Gute, wenn auch
nicht stets, wie in Mandevilles berühmter Fa-
bel.

6. Entscheidend ist, dass der managerial
mindset sich, ob er will oder nicht, mit den
revolutionär etablierten normative constraints
von Demokratie und Menschenrechten herum-
schlagen, sich zu ihnen (mit unbekannten Ne-
benfolgen) affirmativ oder negativ verhalten
muss. Er kann sie nicht einfach ignorieren. Er
muss sie auslegen und dabei die Sprache spre-
chen, die die normative Sprache einer und ei-
nes jeden ist. Das hatte, nebenbei bemerkt,
auch Habermas gemeint, wenn er die alte Rede
des 18. Jahrhunderts von der Menschenvernunft
ad acta gelegt und durch die vom zwanglosen
Zwang des besseren Arguments ersetzt hat,
die nicht auf den Menschen oder das Gattungs-
wesen (was immer das ist), sondern das Kom-
munikationssystem bzw. den Diskurs bezogen
ist (Habermas 1971b). Deshalb geht es Haber-
mas auch nicht, wie oft bösartig missverstan-
den wird, um Menschenveränderung oder gar
Menschenverbesserung, sondern (gut marxis-
tisch) um Gesellschaftsveränderung, z. B. durch
die Institutionalisierung von Diskursen, die die
Vernunft, die sie solch verändernder Praxis
zumutet, der Evolution des Kommunikations-
systems selbst entnimmt (Habermas 1971a: 31-
33). Entscheidend ist, dass die kommunikative
Vernunft so beschaffen ist, dass niemand ihren
(geschichtlich errungenen) normativen cons-
traints in irgendeine Expertenkultur, eine Kom-
mission oder ein Hinterzimmer entweichen
kann. Wie Koskenniemi in einem anderen be-
deutenden Essay 2003 („What Should Interna-
tional Lawyers Learn from Karl Marx?“) ge-
zeigt hat, müssen die globalen Regierungsju-
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risten, die seinerzeit den Irakkrieg gerechtfer-
tigt haben, dieselbe Sprache sprechen, in der
ihnen die Leute auf der globalen Straße in
jenen Tagen, als der Krieg bevorstand, so ein-
drucksvoll geantwortet hatten, dass man fast
die Stimme eines globalen pouvoir constitu-
ant zu vernehmen glaubte, der im Millionen-
chor Unrecht „Unrecht“ nannte und damit die
Auslegung des Völkerrechts der herrschenden
Meinung entwendet und in seine eigenen Hän-
de zurückgenommen hatte (Koskenniemi 2003:
245f.). Mit Alexander Somek kann man sa-
gen, dass das, dem Jargon des neoliberalen
empowerment entgegengesetzte, emanzipato-
rische Potential des Kantian mindset „can be
halted and inhibited. But it cannot be elimina-
ted“ (Somek 2012: 8) – zumindest solange die
moderne Gesellschaftsformation noch nicht
untergegangen und die Erinnerung an ihre re-
volutionären Errungenschaften noch nicht ver-
blasst und ins Museum abgeschoben worden
ist (wie Intellektuelle wie Fukujama, Furet und
Lübbe glauben machen wollen).

7. Jetzt können wir, in einem weiteren be-
grifflichen Konkretisierungsschritt, den zum

existierenden Begriff erweiterten Kantian
mindset Koskenniemis mit dem managerial
mindset seines finnischen Kollegen Kaarlo
Tuori verbinden, der ein plausibles, funktiona-
listisches Schema der Verfassungsevolution der
Europäischen Union vorgelegt hat (Tuori
2010). Danach beginnt die Verfassungsentwick-
lung in den 1950er Jahren mit der strukturel-
len Kopplung von Recht und Wirtschaft. Die
Wirtschaftsverfassung (Stufe 1) wird von deut-
schen Ordoliberalen mit Rückendeckung der
USA gegen die Mehrheit der eigenen Regie-
rungspartei und den erbitterten Widerstand
Frankreichs als Leitverfassung der neuen Ge-
meinschaften durchgesetzt. Es steht 1:0 für
Dr. Jekyll. Aber die Union erzeugt selbststän-
dig Rechtsnormen und verfügt neben begrenz-
ter Legislativgewalt über ein unabhängiges
Gericht. Europäisches Recht wird gegen nati-
onales eingeklagt und der managerial mind-
set der Richter genötigt, sich mit den norma-
tive constraints des Mr. Hyde herumzuschla-
gen. Der Gerichtshof findet Anfang der 1960er
Jahre den Ausweg in der Flucht nach vorn zur
kühnen teleologischen Konstruktion europäi-
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scher Bürgerrechte, die er einer autonomen eu-
ropäischen Bürgerschaft zuschreibt (direct ef-
fect). Das akzeptieren und applizieren die nati-
onalen Gerichte europaweit, und es steht 1:1,
festgeschrieben in Europas Rechtsstaatsverfas-
sung, die Rechte mit Recht strukturell kop-
pelt (Stufe 2) (vgl. Alter 1996, 1998; Hitzel-
Cassagnes 2012). Aber was ist schon ein voll-
endeter Rechtsstaat ohne republikanische
Selbstgesetzgebung? Für Kant war das Absolu-
tismus. Dr. Jekyll schießt das 2:1. Aber Mr.
Hyde rappelt sich auf, artikuliert wachsenden
Bedarf öffentlichen Rechts, setzt Dr. Jekyll 20
Jahre in parlamentarische Kommissionen und
nötigt ihn schließlich zur Schaffung eines or-
dentlichen Parlamentarischen Gesetzgebungs-
verfahrens (vgl. Dann 2002; Bast 2010, 173-
180). Die politische Verfassung sorgt für die
strukturelle Kopplung von Recht und Politik
(Stufe 3). Es steht 2:2. Aber gleich nach dem
Wiederanpfiff verlässt die öffentliche Meinung
ihre eigene, öffentliche Legislativgewalt und
Dr. Jekyll schafft sich mit dem Europäischen
Rat einen Sondergesetzgeber, der über den Aus-
nahmezustand entscheidet. Frei vor dem Tor,
bypassing public opinion and public law, muss
Dr. Jekyll den Ball nur noch zum 3:2 über die
Linie schieben. Dann ist das Spiel plötzlich
aus. Ohne das Ende der evolutionären Lauf-
zeit abzuwarten, erklärt der Schiedsrichter Dr.
Jekyll zum Sieger, führt den Euro ein, and the
winner takes all.

8. Was ist geschehen? Die Verwirklichung
des Kantian constitutional mindset im „dasei-
enden Widerspruch“ (Hegel) hegemonialer und
gegenhegemonialer Verfassungskämpfe? Kampf
sozialer Klassen und Gruppen ums Recht im
Recht? Verfassungsbildung als Kampf zweier
Linien, mit ordo- und neoliberalen Extremis-
ten auf der einen, radikalen Demokraten und
Sozialisten auf der andern Seite des daseien-
den Widerspruchs an dem das Leben der Ver-
fassung hängt?5 Oder ist das Ganze, zumindest
nach dem irregulären Abpfiff des Verfassungs-
spiels, nur noch Ausdruck einer Krankheit zum
Tode, die alle Verfassungsspiele, die nationa-
len ebenso wie die transnationalen (denn bei-

de sind längst zu einer kaum noch unterscheid-
baren Einheit zusammengewachsen) annulliert
und in der auch aus der Verzweiflung kaum
noch Hoffnung wächst? In Claus Offes Wor-
ten: Eine funktionale community of fate, die
nur noch um den Preis der Selbstvernichtung
in einem ökonomischen Tsunami aufgelöst
werden kann, der aber keine demokratische
(und auch keine technokratische) community
of control mehr entgegenkommt (Offe 2013).
Das wäre der Zustand einer höchst profanen
europäischen Verzweiflung am europäischen
Sonderweg in die neoliberale Weltökonomie,
haben doch die neoliberalen Avantgarde-Nati-
onen Großbritanniens und der USA immer noch
eine Währung mit Regierung und Parlament –
auch wenn beide mittlerweile so weit unter
die Räder des Kapitals geraten sind, dass man
nicht mehr recht weiß, wie sie da noch ohne
transnationale Hilfe herauskommen wollen.

9. Eine solche Verfassungspathologie lässt
sich spätestens seit Einführung einer Währung
ohne Parlament und Regierung im Jahr 1999
diagnostizieren (Streeck 2012). Sie ist bereits
das Produkt schizophrener Kommunikation.
Frankreich wollte den Euro mit Parlament und
Regierung. Deutschland wollte bis zum Aus-
gleich aller Lebensbedingungen auf dem Kon-
tinent, also bis zum Sankt Nimmerleinstag
warten. Zwei mehr oder minder sozialdemo-
kratische Regierungen (Kohl und Mitterand)
einigten sich dann auf den Mittelweg, der kei-
nen ins sozialdemokratische Rom führte, aber
für Investoren und Banker golden gepflastert
war, entsprach er doch der reinen ökonomi-
schen Lehre, in der sich Ordo- und Neolibera-
lismus treffen: Entmachtung von Regierung
und Parlament, Verabsolutierung der Judika-
tivgewalt und Reduktion von Politik auf Geld-
politik (EZB).6 Das war die Bedingung für die
Rückverwandlung des demokratischen Kapita-
lismus, der die Produktionsverhältnisse wenigs-
tens teilweise – und ohne die „Produktivkräfte
des Marktes“ (Deng Xiaoping) zu unterdrü-
cken – vergesellschaftet hatte, in kapitalisti-
sche Demokratie, die auch noch die Demokra-
tie privatisiert, das öffentliche Recht margina-
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lisiert und die Gesetzgebung an private-public
partnerships delegiert. Die ganze Gesellschaft,
alle Funktionssysteme und Wertsphären mit-
samt der unspezialisierten Lebenswelt sollten
so für Reform – das heißt seit Blair-Clinton-
Schröder Unterwerfung unter die Gesetze be-
triebswirtschaftlicher Mikroökonomie (Beispiel
‚Bologna-Prozess‘) – geöffnet werden: Eine gi-
gantische Regression organischer auf die me-
chanische Solidarität, die die ganze moderne
Gesellschaft auf das einfache Schema des immer
gleichen gesellschaftlichen Segments ökonomi-
scher Rationalität reduziert. Hier trifft sich
Luhmanns Befürchtung, angesichts wachsen-
der Exklusion werde die Weltgesellschaft un-
ter das freiheitssichernde Niveau funktionaler
Differenzierung (organische Solidarität) zu-
rückfallen, mit Habermas’ These einer Koloni-
alisierung der Lebenswelt. Am Ende soll jeder
die Kolonialisierung der Lebenswelt durch das
Kapital als Naturgeschehen hinnehmen, besser
noch, als göttliche Fügung begrüßen. Unsicht-
bar macht sich die Kolonialisierung, indem sie
ungeheure Ausmaße annimmt.

10. Die Verfassungsevolution Europas of-
fenbart an ihrem heutigen Entwicklungspunkt
eine abgründige Dialektik. Am Anfang ging
es um grundlegende Alternativen, und im
Kampf um sie vertiefte sich die Umsetzung
des Kantian mindset ins Verfassungsrecht Eu-
ropas (der Union und ihrer Staaten) von Run-
de zu Runde, bis es knapp 3:2 für den Ordoli-
beralismus stand. Dann wurde das Spiel abge-
brochen.

Zunächst schien es so, als würde sich das
parlamentarische Spiel um politische Alterna-
tiven konstitutionalisieren:

Alternative (A) versprach: Free competiti-
on will do it. Wettbewerb und Wettbewerbs-
recht sollten den Wettbewerb (1) zwischen
Firmen und Individuen durch individuelles
empowerment, (2) zwischen Staaten durch
mikroökonomische Reform und (3) zwischen
nationalen Steuersystemen um Standortvortei-
le durch Steuersenkung stärken. Voraussetzung
wäre die Unterdrückung des sozialen Klassen-
kampfes zugunsten des politischen Kampfes

zwischen Nationen und Regionen (wofür der
EU mit düsterer Ironie schließlich der Frie-
densnobelpreis verliehen wurde).

Alternative (B) versprach: Public interven-
tion and control will do it. Die wichtigsten
Instrumente dazu sind (1) europäische (und/
oder europäisch koordinierte und angegliche-
ne nationale) Steuern und Steuererhöhungen
für die an Einkommen und (vor allem) Vermö-
gen Reichen (Umverteilung von oben nach
unten), (2) europäische (oder europäisch koor-
dinierte nationale) Investitionsprogramme vor
allem zu Zwecken makroökonomischer Krisen-
regulierung, (3) europäische Arbeitsgesetzge-
bung, Arbeitslosenunterstützung, diverse Siche-
rungssysteme etc.

Democracy is about alternatives – Alterna-
tiven und Kompromisse wie die zwischen (A)
und (B). Demokratie und Verfassung gibt es
nur, wenn grundlegende Alternativen, wenn
sie sich stellen, auch von allen Betroffenen
öffentlich beraten, diskutiert, umkämpft und
schließlich von Mehrheiten entschieden, aus-
probiert – John Dewey’s demokratischer Ex-
perimentalismus – und im Konfliktfall wieder
revidiert werden können. Wenn sie sich nicht
stellen, tut es for the time being auch der
managerial mindset von Joseph Schumpe-
ter und Walter Lippmann. Um grundlegende
Alternativen dieser Art überhaupt demokra-
tisch ausfechten zu können, muss demokrati-
scher Klassenkampf möglich sein (vgl. Korpi
1983). Der aber lässt sich als Kampf um die
Verfassung in der Verfassung nur ausfechten,
wenn mindestens zwei Verallgemeinerungsme-
chanismen effektiv institutionalisiert sind, für
die es bis heute kein normatives Äquivalent
gibt (auch wenn es im Zuge der Transnatio-
nalisierung entstehen könnte): (1) der infor-
melle (nur virtuell universelle) soziale Verall-
gemeinerungsmechanismus starker Gewerk-
schaften und (2) der formelle politische Ver-
allgemeinerungsmechanismus öffentlich inklu-
siver und normativ effektiver Parlamentsge-
setzgebung, der die Universalität der Gesetz-
gebung (=volonté générale) gewährleistet.
Ohne diese beiden Mechanismen kann man
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alle grünen Nachhaltigkeitsgewinne und alle
bunten Antidiskriminierungsgewinne, die Ob-
ama an die Macht gebracht und die der Film
Milk so eindrucksvoll dargestellt hat, verges-
sen. Ihr Preis wäre am Ende, das schon naht,
die egalitäre Massendemokratie, die es erst
seit dem Zweiten Weltkrieg als gesellschaftli-
che Wirklichkeit (und nicht nur als Programm)
gibt.

Spätestens seit Einführung des Euro sind
solche Alternativen und Kompromisse wie
zwischen (A) und (B) öffentlich nicht mehr
diskutierbar, geschweige denn entscheidbar. Das
Spiel ist aus. Alternative A hat sich zur sub-
stantiellen Verfassung der Union verfestigt und
ist jetzt unveränderlicher als jedes Verfassungs-
recht. Sitz: Troika. Address: Unknown.7 Es
ist wie bei einem Sketch von Monthy Python:
„If you have guests, you can make games. All
the guests are divided into two teams, A and
B. And A are the winners. ... Well, you can
make it more complicated if you want to.”
Die politische Frage in Europa ist heute genau
die: Wie kann man das Verfassungsspiel wieder
komplizierter machen, so dass nicht mehr a
priori feststeht, wer der Gewinner ist.

Dabei ist klar und unbezweifelbar: Einen
aussichtsreichen Rückzug aus der funktiona-
len Schicksalsgemeinschaft Europa und des
Euro gibt es nicht. Man kann das Europäische
Ei, das durch den Euro entstanden ist, zer-
schlagen, es dadurch aber nicht mehr in seine
vorherigen Bestandteile, die es zum Ei gemacht
haben, zurückverwandeln (Enderlein 2011).
Sinns, Streecks, Scharpfs, Beckerts und Enzens-
bergers Vorschläge zur Abrüstung des Euro
sollte man da lassen, wo sie hingehören, in der
kommunitaristischen Kitschecke.

Bleibt nach völliger Entwaffnung der
schwachen Nationen des Südens durch den
Euro nur die schwache Hoffnung auf eine
Rückverwandlung nationaler in soziale Diffe-
renz, des vorab entschiedenen, für den Süden
ruinösen Wettbewerbs der Nationen um Stand-
ortvorteile in ergebnisoffenen, demokratischen
Klassenkampf. Dieser Kampf aber hat nach
der Globalisierung der Märkte und der Trans-

nationalisierung der nationalen Rechts- und
Verfassungsordnungen Europas nur dann eine
Chance, wenn er sich zum transnationalen
Klassenkampf erweitert. Eine solche Umpol-
ung von nationaler auf soziale Differenz im
funktional dichtvernetzten Raum Europas ist
nicht von vornherein ausgeschlossen, hat doch
die herrschende Klasse längst die Zeichen der
Zeit erkannt und sich erfolgreich auf trans-
nationale Klassenbildung umgestellt. Die grie-
chische Arbeiterklasse kann die griechische
Bourgeoisie schon lange nicht mehr auf den
Straßen Athens zur Konfrontation nötigen
und ihr in den still gelegten griechischen
Betrieben mit Streik und Generalstreik dro-
hen, hat sie sich doch mit Leib und Seele in
ihre Schweizer Nummernkonten zurückgezo-
gen. Die Politiker, die grundlegende institu-
tionelle Veränderungen dann mit managerial
mindset umsetzen müssen, muss man nicht
suchen. Schäuble hat seine Vorschläge ja schon
mehrfach dem einen Ohr der abgeschalteten
Öffentlichkeit eingeblasen. Sie sind nur zum
andern Ohr wieder rausgegangen. Mehr als
Merkelschen Opportunismus braucht es nicht.
Gelegenheit macht Diebe. Fehlt nur die Ge-
legenheit. Und die kann nur von unten kom-
men. Das ist der Haken. Aber schließlich
haben ein deutscher Langzeitarbeitsloser und
seine griechische Kollegin mehr gemeinsame
Interessen als der deutsche Arbeitslose mit
dem Teil der transnationalen Investorenklas-
se der einen in Deutschland ausgestellten, eu-
ropäischen Pass hat (Offe 2013). Auch deut-
sche Kernbelegschaften könnten ihren mone-
tären Nationalismus aufgeben, wenn noch
mehr griechische, spanische und italienische
Leiharbeit ihre europäischen Rechte wahr-
nimmt und in den deutschen Arbeitsmarkt
einströmt. Es bedarf nur eines winzigen ge-
stalt switch im öffentlichen mindset, um den
transnationalen Klassenkampf um demokrati-
sche Alternativen auszulösen. Er bestünde in
einer alten Einsicht, die schon einmal als self-
fullfilling prophecy erfolgreich war. Nur
diesmal stünde sie für den Klassenkampf von
unten: There is no alternative.
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Anmerkungen
1 Zur Unterscheidung vgl. Somek (2012).
2 Zum Begriff der ,normative constraints‘ in

der Evolutionstheorie vgl. Brunkhorst (2014).
3 Koskenniemi macht ausgiebigen Gebrauch

des Doppelcharakters von Mr. Hyde und Dr.
Jekyll, z. B. in Koskenniemi (2001). Der Film
ist: Dr. Jekyll and Mr. Hyde, USA 1941,
Regie Rouben Mamoulian.

4 Eine brillante und exemplarische Fallstudie
bietet Buckel (2013).

5 Zu diesem Modell der Verfassung: Brunk-
horst (2014).

6 So schreibt z. B. Mestmäcker 2010, 9:  „Die
wichtigsten Aufgaben obliegen nicht der
Legislative oder der Regierung, sondern der
Rechtsprechung.“ Vgl. auch Nehrens 2000,
8 u. 9: „Der spezifische Beitrag der Wirt-
schaftsverfassung dieses Problems [der staat-
lichen Gewaltenteilung] besteht darin, daß
das Verhältnis von Staat und Wirtschaft nach
dem Prinzip der funktionalen Differenzie-
rung gelöst und als Rechtsfrage formuliert
wird.“

7 Das Zitat entstammt der Versammlungssze-
ne von John Fords Film ‘The Man Who Shot
Liberty Valence’, in der Liberty und seine
Gang sich zur konstituierenden Wahl regist-
rieren lassen müssen.
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Postdemokratie als Verfassungsproblem. Zur Bedeutung

globaler sozialer Rechte

Kolja Möller

1 | Postdemokratie und Verfassungs-
wandel

Die Postdemokratiethese leidet bisher an einer
gewissen Fixierung auf den kulturellen Nie-
dergang der nationalstaatlichen Demokratie.
Der zentrale Stichwortgeber der neueren Dis-
kussion, Colin Crouch, sieht postdemokrati-
sche Tendenzen am Werk, wo die Bürgerschaft

ein zunehmend passives Partizipationsverhalten
an den Tag legt (Crouch 2005: 4 ff.). Dies
stellt er vor allem in den Zusammenhang
schwindender  Gewerkschaftsmacht und den
Bedeutungsverlust politischer Parteien.
Allerdings bleiben die „formalen Komponen-
ten“ der Demokratie, so Crouchs Annahme,
noch intakt (ebenda: 22). Postdemokratie stellt
sich als Entleerungsprozess dar. Diese Einschät-

Themenschwerpunkt
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zung zur Krise der Demokratie neigt dazu nur
an der Oberfläche zu kratzen. Sie ist nämlich
bisher nicht in der Lage die dramatischen struk-
turellen Veränderungen auszuweisen, die zu
einem tiefgreifenden Wandel der verfassungs-
mäßigen Basis von Recht und Politik führen.
Schließlich gibt die Verfassung die Handlungs-
spielräume vor, die Parteien und Gewerkschaf-
ten überhaupt zur Verfügung stehen. Setzt hier
ein Veränderungsprozess ein, hat dies direkte
Konsequenzen für die Weise, wie gesellschaft-
liche Konflikte ausgetragen werden können.
Darüber hinaus erscheint der Weg aus der post-
demokratischen Konstellation in diesem Lich-
te wesentlich voraussetzungsreicher: Eine mo-
dernisierte Variante erprobter politischer Mo-
bilisierung, um die entleerte Nationaldemokra-
tie wieder sozialdemokratisch zu besetzen, er-
scheint jedenfalls stark idealistisch, wenn – um
nur ein Beispiel zu nennen – der Fiskalvertrag
und die aktuelle Verfasstheit Europas die Re-
gierungen anhält eine an Austerität orientierte
Haushaltspolitik zu betreiben. Die Postdemo-
kratie betrifft in diesem Sinne nicht einfach
die veränderten Machtverhältnisse und kultu-
rellen Selbstverständnisse in den politischen
Gemeinwesen des atlantischen Raums; vielmehr
ist davon auszugehen, dass sie auch die höher-
rangigen rechtlich-politischen Formen erfasst.

Dies kann in zwei Schritten nachvollzogen
werden. Der erste Schritt ist die Tendenz zu
einer zunehmend kosmopolitischen Verfassungs-
bildung, die es schwer möglich macht das Pro-
blem der Postdemokratie einzig vom National-
staat aus zu stellen. Hatten die kosmopoliti-
schen Hoffnungen auf eine Konstitutionalisie-
rung des Völkerrechts schon immer argumen-
tiert, dass das internationale Recht entschei-
dend in die nationalstaatliche Souveränität ein-
greift, so profiliert spätestens der neuere Glo-
balisierungsschub seit den 1990er Jahren eine
Vielzahl an Prozessen inter- und transnationa-
ler Verrechtlichung (Hitzel-Cassagnes 2012). Sie
erstrecken sich weit über das Staatensystem
hinaus in die Weltwirtschaft oder in den Cy-
berspace (Teubner 2012). Die neuere Diskussi-
on um eine Verfassungsbildung jenseits des

Staates setzt hier an:1 Sie beobachtet, dass sich
zunehmend höherrangige Ordnungen im trans-
nationalen Maßstab entwickeln, die Recht und
Politik aufeinander beziehen. In der Regel sind
sie nicht das Ergebnis großer demokratischer
Gründungsakte. Verfassungsordnungen entste-
hen auch dort, wo Gerichtshöfe und Streit-
schlichtungsinstitutionen in ihrer Spruchpraxis
verfassungsmäßige Strukturelemente festhalten.
Dies ist etwa dann der Fall, wenn der Europä-
ische Gerichtshof die sozialen Grundrechte der
Unionsbürger hervorbringt (Buckel 2011) oder
der Streitschlichtungsmechanismus der Welt-
handelsorganisation (WTO) damit beginnt, die
WTO-Verträge in das Licht eines höherrangi-
gen Rechts zu rücken (Cass 2005). Insofern
fällt es schwer von einer formal intakten Nati-
onalverfassung auszugehen, wenn zentrale ge-
sellschaftliche Bereiche zwischenzeitlich von der
inter- und transnationalen Konstitutionalisie-
rung maßgeblich mitgeprägt werden. Ganz im
Gegenteil: Eine zeitgemäße Diagnose zur Post-
demokratie kommt wohl nicht ohne eine Ana-
lyse derjenigen Prozesse aus, die den Übergang
vom demokratischen Wohlfahrtsstaat zur Welt-
gesellschaft antreiben.

Der zweite Schritt geht über den Bedeu-
tungsverlust der nationalstaatlichen Verfassung
hinaus. Ein genauerer Blick auf die Verfassungs-
bildung jenseits des Staates legt nahe, dass sie
von starken Asymmetrien und Dominanzver-
hältnissen geprägt ist. Die kosmopolitische
Dimension wird gewissermaßen gleichursprüng-
lich von einer  neoliberalen Wende überlagert,
die seit den 1970er und 1980er Jahren auf die
Verallgemeinerung eines marktliberalen Kapi-
talismusmodells ausgerichtet ist (Streeck 2013:
54 ff.). Es ist deshalb nicht überraschend, dass
insbesondere der Welthandel und die Weltwirt-
schaft zwischenzeitlich ein hohes Verrechtli-
chungsniveau aufweisen (Cutler 2003). Das
Netzwerk reicht von den zentralen Institutio-
nen der Weltwirtschaft – wie der WTO oder
dem Internationalen Währungsfonds (IWF) –
bis hin zu privaten Normordnungen in der lex
mercatoria oder im internationalen Privatrecht.
Stets steht der Schutz von Investorenrechten,
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von Liberalisierung und ökonomischen Grund-
freiheiten im Mittelpunkt. Im „neuen Konsti-
tutionalismus“ der Weltgesellschaft erhalten
marktliberale Projekte eine eigene Verfassungs-
qualität (Gill 2002). Damit werden sie der
Befragbarkeit weitgehend entzogen, da sie
schon höherrangig in die Verfassung eingetra-
gen sind. Die postdemokratische Rede von der
Entleerung führt hier definitiv in die Irre, denn
die Konstitutionalisierungsprozesse sind durch
das Gegenteil gekennzeichnet. Sie sind in ge-
wisser Weise „aufgefüllt“, indem sie die inhalt-
liche Orientierung an Freihandel, Schuldenab-
bau und den Schutz von Eigentumsrechten der
Investoren zum Kern der Verfassung erheben.
Auf diese Weise entsteht eine folgenreiche Prä-
rogativverfassung. Sie schränkt die Bandbreite
möglicher politischer Optionen von Beginn an
ein. Alternativen verweist sie ins Außen der
Konstitutionalisierungsprozesse. Die Entschei-
dungsarenen schotten sich auf diese Weise von
möglichen Kritiken ab.

Die Postdemokratiethese ist in entscheiden-
der Hinsicht zu erweitern. Sie kann nicht auf
die Ebene der politischen Kultur reduziert
werden. Eher hängen die angemahnten Verfalls-
tendenzen mit einem tiefer ansetzenden Ver-
fassungswandel zusammen: Die demokratische
Verfassung des Nationalstaats verliert ihre Zen-
tralstellung. Gleichsam liegen auf inter- und
transnationaler Ebene Tendenzen einer post-
demokratischen Konstitutionalisierung vor. Sie
entbehren ein wichtiges Moment, das eigent-
lich ein Kernbestandteil der demokratischen
Verfassung war, wie sie im Westeuropa der
Nachkriegszeit ihre Gestalt angenommen hat-
te: Diejenige inhaltliche Offenheit, die es er-
möglicht unterschiedliche Alternativen der
gesellschaftlichen Entwicklung zur Diskussion,
zur Entscheidung oder zum Kompromiss zu
bringen.

2 | Die Bedeutung sozialer Rechte

Wenn man darauf zurückkommt, wie diese
Offenheit der demokratischen Verfassung his-
torisch entstanden ist, muss man auf die Rolle

sozialer Grundrechte eingehen. Die demokra-
tischen Verfassungen, die im Westeuropa der
Zwischenkriegszeit sowie nach dem zweiten
Weltkrieg entstanden sind, enthielten in der
Regel soziale Grundrechte. Dabei handelte es
sich beispielsweise um Rechte auf soziale Si-
cherung, auf Mitbestimmung am Arbeitsplatz
oder auf die Gleichstellung von Mann und
Frau. In Deutschland wurden in der Weimarer
Verfassung das erste Mal soziale Grundrechte
und eine damit korrespondierende Arbeitsver-
fassung festgehalten (Neumann 1978 {1930}).
Das Grundgesetz ist durch das Sozialstaatsprin-
zip gekennzeichnet. Ähnliche Strukturelemen-
te weisen die Verfassungen von Italien und
Frankreich auf. Seit den 1930er Jahren setzte
mit der New Deal Politik Franklin D. Roose-
velts auch in den USA ein Verfassungswandel
ein. Hier vollzog sich die Wende zu den sozia-
len Rechten jedoch durch „revolutionäre Re-
formen“ (Ackerman 1998: 12) im Rahmen der
Verfassungsordnung. Das amerikanische Verfas-
sungsverständnis kehrte sich innerhalb eines
Jahrzehnts vom „laissez-faire“ der Lochner-Ära
zu „activist welfare state“ um (ebenda: 375).

Freilich sind die Triebfedern dieser Entwick-
lung nicht die sozialen Rechte selbst, sondern
demokratischen Klassenkämpfe (Brunkhorst
2014). Erst der Druck einer gut organisierten
und zivilgesellschaftlich vernetzten Bewegung
von Arbeiterinnen und Arbeitern, die eine ernst-
hafte Bedrohung für die bestehende Ordnung
darstellte, hat die Strukturmerkmale der de-
mokratischen Verfassung hervorgebracht. Das
„annähernde Gleichgewicht der sich bekämp-
fenden sozialen Klassen“ (Kirchheimer 1976
{1928}: 35) führte dazu, dass weder die Be-
wegung der Arbeiter und Arbeiterinnen noch
die jeweiligen Gegenkräfte ihr Gesellschafts-
modell einseitig verallgemeinern konnten.

In diesem Lichte betrachtet haben die sozi-
alen Grundrechte eine Platzhalterfunktion. Sie
tragen nicht nur Mechanismen solidarischer
Umverteilung – etwa als Leistungsrechte –  in
die Verfassung ein; vielmehr dienen sie als sym-
bolischer Zeuge für einen umfassenderen De-
mokratisierungsanspruch. Als Rechte, die von
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der Arbeiterbewegung in die Verfassungskom-
promisse überführt wurden, dienen sie als An-
knüpfungspunkte, um die Beharrungskräfte der
liberalen Eigentumsordnung zurückzudrängen
(Abendroth 2008 {1954}). Damit schaffen sie
eine gewisse Offenheit des politischen Prozes-
ses. Die sozialen Rechte sind ein Mittel, um,
so hat es Wolfgang Abendroth klassisch for-
muliert, die „Gesellschafts- und Wirtschaftsord-
nung selbst zur Disposition der demokratischen
Willensbildung des Volkes“  zu stellen (ebenda:
346). Sie ermöglichen es, grundlegende Fra-
gen an die Sozialordnung zu richten und in sie
einzugreifen statt – und das wäre wohl das
liberale Gegenprogramm – die bestehende
Gesellschaft einfach nur durch wechselnde
politische Eliten bestmöglich zu verwalten. Es
ist deshalb auch nicht weiter überraschend, dass
nach der Erfindung der sozialen Rechte und
ihrer kosmopolitischen Verbreitung (Leisering
2007) zunehmend neue Rechtsansprüche ent-
standen sind, die das Verständnis sozialer Rechte
vom Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit
lösen. Dies gilt für die Forderung nach der
Gleichstellung von Mann und Frau, für die
Rechte von Migrantinnen und Migranten, für
Umweltrechte oder die Rechte indigener Völ-
ker. Die Entwicklung der sozialen Rechte zeigt,
dass immer wieder neue Themen und Ansprü-
che in ihren Horizont aufgenommen wurden.

Insofern haben die sozialen Rechte eine
symbolische Funktion in der Verfassungsord-
nung. Indem sie als Einfallstor dienen können,
um das Demokratieprinzip auf die Gesellschaft
auszuweiten, setzen sie die gesellschaftliche
Ordnung selbst der Legitimationsfrage aus. Sie
konfrontieren die Versuche die soziale Ordnung
von oben her einzufrieren mit einer Gegen-
kraft, die es ermöglicht den sozialen Konflikt
im Rahmen der Verfassung auszutragen. Da-
mit sind sie ein (nicht das einzige, aber ein
wichtiges) Mittel, um diejenige Alternativität
zu produzieren, die Merkmal der Demokratie
ist. Diese Offenheit ist deshalb nicht einseitig
auf den Parlamentsmechanismus zu reduzieren.
Das Wechselspiel von Regierung und Opposi-
tion hängt auch maßgeblich vom Raum ab,

den die Verfassung und ihre Grundrechte für
mögliche Konflikte vorgeben.

Die Rekonstruktion unterscheidet sich mas-
siv von der Interpretation der sozialen Rechte
als Leistungsrechte. Kurz nachdem die sozia-
len Rechte einen Eingang in die demokrati-
sche Verfassung gefunden hatten, sind gleich-
zeitig auch Versuche erkennbar ihren demo-
kratischen Gehalt umzudeuten (Forsthoff
1954). Die weit verbreitete Erzählung unter-
scheidet ein Stufenmodell der Rechte. Sie
trennt negative Abwehrrechte, politische Par-
tizipationsrechte und soziale Leistungsrechte
voneinander. Demnach garantiert die Verfas-
sung zuallererst scheinbar leicht realisierbare
Schutzrechte des Individuums, dann politische
Partizipationsrechte, insbesondere das Wahl-
recht. Als Garnitur treten positive Leistungs-
rechte hinzu, die aber – da sie als finanzinten-
siv erscheinen – zu  „Programmsätzen“ avan-
cieren, die in den „Vorhof des Verfassungs-
rechts“ verwiesen sind (Forsthoff 1954: 169).

Ein jüngstes Beispiel für eine solche Argu-
mentation ist im Zusammenhang mit dem Lis-
sabonner Vertrag in der Europäischen Union zu
beobachten. Die Grundrechtecharta wurde
erstmals rechtsverbindlich anerkannt. Sie ent-
hält eine Reihe sozialer Grundrechte, etwa das
Recht auf soziale Sicherheit und auf Koalitions-
freiheit.2 Das Problem dieser Normbestände liegt
darin, dass mit der Grundrechtecharta auch eine
Unterscheidung zwischen subjektiven Rechten
und den so genannten „Grundsätzen“ eingeführt
wurde. Aus letzteren können „in der Regel kei-
ne einklagbaren Individualrechte etwa im Sinne
von Leistungsansprüchen, ja nicht einmal allge-
meingültige Interpretationshilfen abgeleitet
werden“ (Giegerich 2008: 26). In den „Erläute-
rungen zur Charta der Grundrechte“ werden
im Rahmen dieser Abgrenzung die sozialen
Grundrechte eher den Grundsätzen zugeschla-
gen – und sie so tendenziell zu bloßen Programm-
sätzen gemacht, die kaum zwingende Bindungs-
wirkungen entfalten können (Erläuterungen
2007: insbes. zu Art. 52 ff.).

Was hier stattfindet, ist eine weitgehende
Uminterpretation der sozialen Rechte. Soziale
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Rechte verhalten sich nicht mehr funktional
und in gewisser Weise gleichursprünglich zum
Demokratieprinzip, sondern erhalten eine nur
rückwirkende Rolle, die finanzielle Leistungen
des Staates umverteilt. Bürgerinnen und Bür-
ger werden zu Leistungsempfängern. Soziale
Rechte zur individuellen Sozialversicherung, die
je nach eingezahlten Beiträgen leistungsabgän-
gig (und gerade nicht universal) funktioniert.
Als weiche Rechte erscheinen sie von der Kas-
senlage abhängig und nicht direkt justiziabel
zu sein.

Doch die Rekonstruktion hat zu plausibili-
sieren versucht, dass die sozialen Rechte der
demokratischen Verfassung eminent harte Rech-
te sind. Sie sind mitursächlich für die Offen-
heit und Alternativität des politischen Prozes-
ses. Darüber hinaus ist die Gewährleistung
„negativer Abwehrrechte“ (etwa körperlicher
Unversehrtheit) auch kostenintensiv (die Poli-
zei muss unterhalten werden) und der Gehalt
sozialer Rechte nicht nur positiv. In vielen Fäl-
len geht es nur darum, dass die Einschränkung
sozialer Rechte negativ unterbleibt – seien es
zu hohe Arbeitszeiten oder sittenwidrige Lohn-
gestaltung.

3 | Arenen postdemokratischer
Konstitutionalisierung

In der Verfassungsbildung jenseits des Staates
geraten die sozialen Rechte ins Hintertreffen.
Dies lässt sich an unterschiedlichen Arenen
verdeutlichen.

(1) Das erste Beispiel ist die Welthandelsor-
ganisation. Ihr Vertragswerk geht auf das Jahr
1995 zurück und enthält eine eindeutige Ori-
entierung auf Freihandel. Marktverzerrende
Maßnahmen wie bspw. Subventionen oder
Zölle sollen beseitigt werden. Die aktuelle
Doha-Runde der WTO ist nun seit Jahren des
Ringens zu einem Ende gekommen. Grund für
diese Blockadesituation waren die Interessen
der Entwicklungs- und Schwellenländer
insbesondere im Agrarbereich. Sie fordern von
den Industrienationen einen weitgehenden
Abbau der Agrarsubventionen, die zu Krisen

und massiven Wirtschaftsproblemen in ihren
Ländern führen. Umgekehrt – und das ist das
große Problem der postdemokratischen Verfasst-
heit der WTO – sind ihre ökonomischen und
sozialen Entwicklungsperspektiven natürlich
davon abhängig, dass sie ihre Märkte schützen
können (De Schutter 2009). Dies ist jedoch
ein Anliegen, dass in der WTO eigentlich nicht
wirklich thematisierbar ist, weil der Kampf
gegen marktverzerrende Maßnahmen einen
höherrangigen Status hat. Zwar werden Aus-
nahmeregeln gebraucht oder Menschenrechts-
belange herbeizitiert (Feichtner 2011; Peters-
mann 2000), aber im Grunde wird der Konf-
likt zwischen Freihandel und einer halbwegs
nachhaltigen Entwicklung, die auch soziale
Rechte beinhaltet, im Rahmen der WTO-Ver-
fassung nicht wirklich repräsentiert.3 Deshalb
werden zunehmend andere Regime ins Feld
geführt  – wie etwa die Food and Agricultural
Organization der UN (FAO) oder die sozialen
Menschenrechte aus dem UN-Sozialpakt – , um
den „trade-bias“ der WTO zu zähmen (Mar-
gulis 2013). Das Problem ist dabei natürlich,
dass sie lange nicht ein Verrechtlichungsniveau
und eine machtpolitische Bedeutung erreicht
haben, die an die Rolle der WTO heranrei-
chen könnten.

(2) Das zweite Beispiel ist das internationa-
le Investitionsschutzrecht. In bilateralen Inves-
titionsabkommen regeln Staaten untereinander,
dass jeweils fremde Firmen eine grundlegende
Rechtssicherheit erhalten und vor bestimmten
Typen der Enteignung geschützt werden
(Schneidermann 2008). Sie unterwerfen sich
dabei dem International Centre for the Settle-
ment of Investment Disputes (ICSID) als Streit-
schlichtungsinstanz. In einer Reihe von Fällen
aus Lateinamerika, in denen regulierende Maß-
nahmen in die Preisgestaltung von Gas- und
Wasserfirmen eingegriffen haben, um soziale
Rechte für die Bevölkerung zu gewährleisten,
hat das ICSID stets eine solche Enteignung
identifiziert. Das bekannteste Beispiel war die
Auseinandersetzung um die Wasserversorgung
im bolivianischen Cochabamba, die zu lang
anhaltenden Konflikten in Bolivien und hohen
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Schadensersatzforderungen seitens des klagen-
den Unternehmens geführt haben (Fischer-Les-
cano/Möller 2012: 43 ff.). Aber auch andere
Fälle, wie die Auseinandersetzung um die Gas-
versorgung in Argentinien oder den Schutz der
Umwelt gegenüber den zerstörerischen Prakti-
ken des US-Konzerns Chevron (Franzki/Horst
2013), zeigen, dass im Konflikt zwischen den
Eigentumsrechten der Investoren und Rechten
der Betroffenen die sozialen Rechte stets au-
ßerhalb des konstitutionellen Kontexts stehen.

(3) Man muss nicht nur das internationale
Terrain betrachten, um dem Bedeutungsverlust
sozialer Rechte nachzugehen. Das nächste, dritte
Beispiel entstammt dem europäischen Kontext.
Hier ist es dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH) seit den 1970er Jahren zunehmend
gelungen eine Hierarchie zwischen ökonomi-
schen Grundfreiheiten und sozialen Rechten
zu errichten (Buckel/Oberndorfer 2009). In
einer Reihe von Urteilen dignisiert der EuGH
die ökonomischen Grundfreiheiten des Binnen-
marktes zu höherrangigen Rechten, die im
Zweifel über den sozialen Rechten stehen. Der
eingeschlagene Weg wird im neusten Fiskal-
vertrag nur konsequent weiterverfolgt. Hier
ist von den sozialen Grundrechten nun gar
keine Rede mehr. Eine verbindliche Orientie-
rung an Austeritätspolitik wird zum höchsten
Ziel erklärt, dem sich alle Mitgliedsstaaten
unterzuordnen haben (Joerges 2012), und durch
die Aushebelung des bestehenden Unionsrechts
im Wege einer fragwürdigen Organleihe er-
kauft (Fischer-Lescano/Oberndorfer 2013).

(4) In dieser Ausgangslage plädieren
zwischenzeitlich viele Anhängerinnen und An-
hänger sozialer Rechte dafür, doch wieder auf
den Nationalstaat zurückzukommen und seine
sozialen Rechte gegen die postdemokratischen
Arenen ins Feld zu führen (Streeck 2013: 246
ff.). Demgegenüber ist einzuwenden, dass auch
der Nationalstaat und seine Verfassung – das
ist das vierte Beispiel – zum Spielfeld einer
postdemokratischen Konstitutionalisierung
werden (Hirsch 1998; Jessop 2002). Dies gilt
etwa im Hinblick auf die Einführung von Schul-
denbremsen in die nationalstaatlichen Verfas-

sungsordnungen. Sie verengen die möglichen
fiskalpolitischen Optionen und verweisen schon
keynesianische Modelle der Konjunkturpolitik
ins Außen des Verfassungskonsenses. Noch
drängender wird dieser Problemkreis im Hin-
blick auf die Situation in den Krisenländern
der Euro-Zone. Hier ist die Troika aus EU-
Kommission, Europäischer Zentralbank und
Internationalem Währungsfond dabei, den de-
mokratischen Rechtsstaat und seine sozialen
Rechte abzuräumen (Fischer-Lescano 2013).
Nicht zuletzt führt der Prozess der Kosmopo-
litisierung in ein genuines Defizit nationalstaat-
licher Demokratie. Die Zusammenhänge und
Überlagerungen der funktional ausdifferenzier-
ten Weltgesellschaft führen dazu, dass Entschei-
dungen in einem Nationalstaat massive Aus-
wirkungen auf die Situation in den anderen
Ländern haben, ohne dass diese wiederum Ein-
fluss auf die Entscheidungsfindung nehmen
können. Dies stellt auf den Nationalstaat be-
grenzte Formen der Solidarität unter kosmo-
politischem Rechtfertigungsdruck.

4 | Die Konstitutionalisierung globaler
sozialer Rechte

Im Gegensatz zu Crouchs Postdemokratiethe-
se, die stark am kulturellen Überbau des Nati-
onalstaats ansetzt, spricht viel dafür mit der
Kritik schon auf der Ebene der Verfassung zu
beginnen. Wenn die postdemokratische Kon-
stellation dadurch geprägt ist, dass der kosmo-
politische Verfassungswandel von einer markt-
liberalen Prärogativverfassung überlagert wird,
stellt dies Anforderungen an mögliche Auswe-
ge. Denn es müsste darum gehen die Domi-
nanz der marktliberalen Verfasstheit zurückzu-
drängen und wieder Möglichkeitsspielräume
dafür zu schaffen, dass unterschiedliche Ent-
wicklungswege und Optionen repräsentiert
werden können.

Ein Ansatzpunkt ist die Konstitutionalisie-
rung globaler sozialer Rechte (Fischer-Lesca-
no/Möller 2012). Die Forderung nach globa-
len sozialen Rechten ist in den letzten Jahren
insbesondere von sozialen Bewegungen erho-
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ben worden. Sie zieht sich wie ein roter Faden
durch die Erklärungen und Programme der
globalisierungskritischen Bewegung. Die Ein-
sicht verbreitet sich, dass es „künftig im ge-
steigerten Maße um außer- und zwischenstaat-
liche, d.h. wenn nicht gleich globale, so doch
transnationale Orte geht, solche z.B., die in
Kämpfen um die Demokratisierung transnati-
onaler Institutionen eingeräumt werden“ (Sei-
bert 2008: 337). Auf die Globalisierung wirt-
schaftlicher Macht soll eine Globalisierung
sozialer Rechte antworten. Vor dem Hinter-
grund der Diagnose zum postdemokratischen
Verfassungswandel birgt die Forderung nach
globalen sozialen Rechten ein interessantes
Potential. Sie erneuert das Versprechen sozia-
ler Rechte in der Weltgesellschaft. Soziale
Gegen-Rechte können eventuell Situationen
provozieren, in denen eine gewisse Offenheit
der gesellschaftlichen Entwicklung mitsamt
ihrer Konflikte in den Blick gerät. Heute steht
immer auch die Verdrängung bestimmter In-
halte, die den politischen Prozess überdeter-
minieren, im Zentrum der demokratischen
Herausforderung.

Darüber hinaus knüpft die Forderung nach
globalen sozialen Rechten an entgegenkommen-
de Tendenzen aus dem Bereich der Grund- und
Menschenrechtsentwicklung an. Die neolibe-
rale Wende hat zwar eine marktliberale Domi-
nanz hervorgerufen, doch in ihrem Schatten
ist gleichsam eine zunehmende Ausweitung
sozialer Menschenrechte zu beobachten. Aus-
gehend von der transnationalen Dimension
sozialer Rechte in der Nachkriegszeit, etwa mit
der Gründung der internationalen Arbeitsor-
ganisation ILO (Supiot 2011), und den UN-
Pakten über zivile und soziale Rechte sind zu-
nehmend neue Rechtsforderungen entstanden.
Dies gilt etwa für die Rechte indigener Völker
oder Umweltrechte (zu den Ambivalenzen vgl.
Costa/ Gonçalves 2012). Teilweise haben sie
schon eine Institutionalisierung erfahren und
es wird darum gerungen, inwieweit ihnen di-
rekte Justiziabilität und Bindungswirkung zu-
kommt. Ihre höherrangige Abstützung durch
die Etablierung von effektiven Durchsetzungs-

mechanismen, Individualbeschwerdeverfahren
und Überwachungsroutinen, die teilweise schon
im Werden begriffen sind, könnten ein Gegen-
gewicht zur marktliberalen Prärogativverfas-
sung auf den Weg bringen.

Auch im europäischen Kontext erwächst
aus Forderungen nach globalen sozialen Rech-
ten ein eigener Zugriff auf die Krisenpolitik.
Ohne Vorschläge zur politischen Demokrati-
sierung (z.B. Habermas 2011) geringzuschät-
zen, würde es gleichzeitig darum gehen, die
ökonomischen Grundfreiheiten und die Auste-
ritätspolitik aus ihrem höherrangigen Status
zu verdrängen. Zu denken wäre etwa an eine
Stärkung der Europäischen Sozialcharta, die
dem Recht des Europarates entstammt. Sie
datiert auf das Jahr 1961 und hält einen gan-
zen Katalog an sozialen Rechten fest. Neben
einer umfassenden Ratifizierung, auch durch
die Europäische Union selbst, könnte ein  ei-
gener, den sozialen Rechten verpflichteter So-
zialgerichtshof eine institutionelle Innovation
darstellen, die dem Europäischen Gerichtshof
seine Interpretationshoheit über das europäi-
sche Recht raubt (Fischer-Lescano/Möller 2012:
68 ff.). Auf diese Weise würden Konflikt- und
Kollisionslagen entstehen, in denen die sozia-
len Rechte der Unionsbürgerinnen und -bür-
gern nicht von vornherein den Grundfreihei-
ten untergeordnet wären. Auch die Aufnahme
einer sozialen Fortschritts- und Niveausiche-
rungsklausel in die europäischen Verträge, wie
sie etwa der Europäische Gewerkschaftsbund
fordert (ETUC 2009), kann die sozialen Rechte
wieder in den europäischen Konstitutionalis-
mus einschreiben.

Die Konstitutionalisierung globaler sozia-
ler Rechte sollte sie aus ihrer Verdrängung
befreien. So könnten wenigstens Spielräume
dafür entstehen, der demokratischen Verfassung
wieder zu ihrem Recht zu verhelfen. Das Wech-
selspiel aus postdemokratischer Verfassung und
moralischer Empörung über den Zustand der
Welt würde zurücktreten und einem politisier-
ten Wiedereintritt in Verfassungskämpfen wei-
chen – mit allen Potentialen und Problemen,
die solche Institutionalisierungs- und Verrechtli-
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chungsprozesse aufweisen. Jedenfalls ist sozi-
ale Demokratie heute mehr denn je als trans-
nationales Projekt zu denken. Insbesondere
Annahmen zu sozialer Homogenität und so-
zialer Integration, die Teile des sozialdemo-
kratischen Diskurses lange mitgeführt haben,
sind dabei von einer konflikttheoretischen
Lesart abzulösen (Möller 2012; Prien 2010):
Am Beginn der sozialen Demokratie stehen
nicht Homogenität und Integration, sondern
langanhaltende Konflikte, in denen die han-
delnden Akteure gerade nicht  dieselbe Spra-
che sprechen und auch nicht ein schon immer
geteiltes Gemeinwesen als Bezugspunkt ha-
ben.

Kolja Möller ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Exzellenzcluster „Normative Ordnun-
gen“ der Goethe-Universität Frankfurt/Main.
Kontakt: kolja.moeller@normativeorders.net.

Anmerkungen
1 Vgl. Zum Überblick über diese Diskussion

Schwöbel 2010

2 Zu den Konventsverhandlungen und einer
starken Auslegung der sozialen Grundrech-
te vgl. Meyer/Engels 2000.

3 Siehe nur die alarmierenden Warnungen des
UN-Berichterstatters zum Recht auf Nahrung
in De Schutter 2009.
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1 | Einleitung

In diesem Aufsatz möchte ich die Frage nach
dem gesellschaftspolitischen Potential des Fe-
minismus stellen. Welche fortschrittliche Rol-
le könnte er in den sozialen Kämpfen der Post-
demokratie einnehmen? Die Ausgangsthese ist
dabei, dass er eine solche fortschrittliche poli-
tische Rolle gegenwärtig nicht mehr spielt:
dass das kritische Potential der feministischen
Bewegung in der zeitgenössischen Gesellschaft
neutralisiert und der Feminismus (wie andere
emanzipatorische Kräfte auch) vom neolibera-
len Kapitalismus und seinem Staat vereinnahmt
und selektiv inkorporiert wurde (Fraser 2009,
Boltanski/Chiapello 2003). Zum einen geht
es darum, diese Konstellation der Entpolitisie-
rung des Feminismus kritisch zu analysieren.
Zum anderen geht es um die Frage nach den
Bedingungen der Möglichkeit seiner Repoliti-
sierung (Ludwig 2013). Die jüngere Geschich-
te des Feminismus und seiner Selbstreflexion
ist dabei von systematischer Bedeutung für die
allgemeine Frage nach dem politischen Poten-
tial emanzipatorischer sozialer Kämpfe in der
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft. Hier
geht es um die Dynamik von Politisierung und
Entpolitisierung gesellschaftlicher Konflikte –
im Falle des Feminismus um die Frage nach
den Bedingungen gleicher sozialer Teilhabe in
einer männlich dominierten Gesellschaft. Führ-
te die Politisierung der offensichtlichen Ge-
schlechterungleichheit in der jüngeren Gegen-
wart eher zu einer politischen Dynamik der
Änderung herrschender sozialer Grundnormen,
Spielregeln und Lebensformen der androzent-
rischen Gesellschaft oder eher zu einer Assi-
milation weiblicher Subjektivierungs- und Iden-
tifikationsmuster an die Lebensformen und
Normalitätsvorstellungen der hegemonialen
Männlichkeit?

Repolitisierung des Feminismus

Jenseits von Postdemokratie und Entpolitisierung sozialer Bewegungen

Michael Hirsch

Der unverkennbaren Dynamik zivilgesell-
schaftlicher Kämpfe seit den 1960er Jahren
scheint eine mittlerweile ebenso unverkennba-
re Stagnation und Verhärtung der großen in-
stitutionellen Strukturen von Staat, Wirtschaft
und Kultur zu entsprechen. Diesen (scheinba-
ren) Widerspruch thematisiert meines Erachtens
implizit das mittlerweile im Mainstream der
Politikwissenschaft angekommene Postdemo-
kratie-Theorem (Crouch 2008, Eberl/Salomon
2013). Dies gilt es theoretisch explizit zu ma-
chen. Die Vereinnahmung des Feminismus ist
dabei von symptomatischer  und exemplarischer
Bedeutung: als bemerkenswertes Phänomen
eines historischen Bündnisses von Kapital, Staat
und Frauenbewegung. Es stellen sich hier ge-
nerelle politik- und demokratietheoretische
Fragen nach dem konkreten Veränderungspo-
tential fortschrittlicher sozialer Bewegungen.
Die klassische linke Politik- und Staatsrechts-
wissenschaft verwendet noch ein klares analy-
tisches und normatives Interpretationsschema.
Sie konstruiert mit der Behauptung eines Wi-
derspruchs zwischen formaler politisch-rechtli-
cher Gleichheit der Bürger im Staat und rea-
ler, faktischer Ungleichheit in der Gesellschaft
eine fortschrittliche Hypothese emanzipatori-
scher Gesellschaftsveränderung. Aktuelle Ten-
denzen scheinen mit der Zunahme gesellschaft-
lich höchst ungleich verteilter politischer und
wirtschaftlicher Machtpotentiale hingegen eine
gleichsam schicksalhafte Rückbildung demo-
kratischer Rechtsstaaten in Richtung vor- oder
postdemokratischer politischer Systeme zu sig-
nalisieren.

Im Kontext der Entwicklung zu „markt-
konformen Demokratien“ (Streeck 2013) wäre
das Interpretationsschema Postdemokratie dann
ein Indikator für die Rückkehr zu einer
gleichsam natürlichen Form der Gesellschaft:
zum Normalzustand oligarchisch strukturier-
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ter bürgerlicher Gesellschaften. Der Begriff
Postdemokratie verweist dann weniger auf ei-
nen verloren gegangenen Idealzustand libera-
ler als auf die Krise anspruchsvollerer Konzep-
tionen von Demokratie. Diese versuchten
immer schon, über eine bloß formale Demo-
kratie hinaus substantielle emanzipatorische
Änderungen der Gesellschaft zu erreichen: sub-
stantielle Demokratisierungen von Staat und
Wirtschaft, Familie und Geschlechterbeziehun-
gen, Erziehung und Bildung, Medien und
Wissenschaft. Als Krisenbegriff markiert Post-
demokratie ein Nachlassen im demokratischen
emanzipatorischen Begehren – ein Nachlassen
der in die demokratischen Verfassungen einge-
lassenen Überzeugung, dass eine andere Orga-
nisation der Gesellschaft als die bestehende
bürgerlich-kapitalistisch-oligarchische möglich
ist (Badiou 2013: 49). Alain Badiou zufolge
hat bereits um 1980 wieder ein Zeitalter der
Restauration begonnen (Badiou 2006).

2 | Feminismus zwischen Politisierung
und Entpolitisierung

Postdemokratisch ist eine Politikvorstellung, die
sich in dieser restaurativen Konstellation ein-
richtet. Es ist eine Vorstellung von Politik, die
sich nur noch realistisch auf die aktuellen ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die existie-
rende Struktur gesellschaftlicher Positionen,
Plätze und Funktionen, die gegebene „Auftei-
lung des Sinnlichen“ bezieht (Rancière 2006).
Jacques Rancières Theorie ist hier begrifflich
präziser als die von Crouch. Rancière hatte
bereits 1995 den Begriff „Post-Demokratie“
verwendet (Rancière 2002: 111). Das zentrale
Argument liegt in der Abgrenzung eines an-
spruchsvollen radikaldemokratisch-egalitären
Begriffs der Politik vom üblichen Sprachge-
brauch des Wortes im Sinne einer staatlichen
Regulierung der Gesellschaft und ihrer Teile.
Diese bezeichnet Rancière, assoziativ einer
Anregung Foucaults folgend, als „Polizei“ (Ran-
cière 2002: 40). Die normale Ordnung der
Dinge ist die staatliche Verwaltung der gege-
benen Teile der Gesellschaft. Sie besteht in

der vorausgehenden Entpolitisierung der jeweils
herrschenden Anordnung der gesellschaftlichen
Teile, Plätze und Machtpositionen; in der Ent-
politisierung oder Unsichtbarmachung ihrer
konkreten politischen Einrichtung. Rancières
für die aktuell dominierende Strömung des
radikaldemokratischen Denkens symptomati-
scher Fehlschluss liegt nun darin, aus dieser
richtigen Analyse des vorherrschenden etatis-
tisch-bürokratisch-technokratischen Politikver-
ständnisses eine falsche Bestimmung des We-
sens der Politik abzuleiten. Er postuliert, den
Begriff emanzipatorischer Politik „(...) auf ge-
nau die bestimmte Tätigkeit, die der ersten
feindlich ist, zu beschränken: diejenige, die die
sinnliche Gestaltung zerbricht, wo die Teile
und die Anteile oder ihre Abwesenheit sich
durch eine Annahme definieren, die darin per
definitionem keinen Platz hat: die eines An-
teils der Anteillosen.“ (Rancière 2002: 41) Der
kategoriale Fehlschluss liegt darin, aus dem
radikaldemokratischen Axiom der Gleichheit
nicht so sehr konstruktive reformistische Po-
tentiale der rechtlichen Änderung der Gesell-
schaft und ihrer Ordnung der Verteilung von
Aufgaben, Plätzen, Rechts- und Machtpositio-
nen abzuleiten, sondern den Begriff demokra-
tischer Politik letztlich auf den Modus der
Infragestellung einer gegebenen, inegalitären
gesellschaftlichen Verteilungsordnung von so-
zialen Plätzen einzuschränken. (Radikal-)demo-
kratische Politik ist dann im Wesentlichen nur
die symbolische Instituierung eines Streits.

Dies ist von Bedeutung für die feministi-
sche Debatte, denn hier geht es explizit um
soziale Ausschlüsse – um die Frage, unter wel-
chen Bedingungen bestimmte Teile der Bevöl-
kerung mit bestimmten sozialen Dispositionen
überhaupt einen anerkannten Platz in der Ge-
sellschaft erlangen können (vgl. Ludwig 2013:
466, 470). Bezeichnenderweise verwendet
Rancière für die Modalität der Infragestellung
den eher einem ästhetischen Register entstam-
menden Begriff der „Ausstellung eines Un-
rechts“ (Rancière 2002: 50). Man könnte sa-
gen, dass in seiner Doktrin der Entpolitisie-
rung der bestehenden gesellschaftlichen Ord-
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nung durch die Staatsverwaltung im Normal-
fall die Politisierung derselben durch das de-
mokratische Staatsvolk im Ausnahmefall fron-
tal gegenübergestellt wird. Es stellt sich die
Frage, ob mit dieser durchaus kritisch gemein-
ten Theorie die real existierenden Verhältnisse
nicht auf eine problematische Weise durchaus
affirmativ beschrieben werden (Hirsch 2007).
Die Rolle sozialer Kämpfe wird dann unnötiger-
weise auf die Problematisierung der inegalitä-
ren Gesellschaftsstruktur beschränkt. Das be-
trifft zumal die soziale Frage und die Geschlech-
terfrage. In denjenigen radikaldemokratischen
Doktrinen, die sich in der zeitgenössischen
intellektuellen Debatte zunehmend gegenüber
den älteren, um die Gesetzgebungskompetenz
des Volkssouveräns herum zentrierten Doktri-
nen durchsetzen, wird die richtige Erkenntnis
der Infragestellung gesellschaftlicher Machtver-
teilungen in die falsche Doktrin einer letztlich
selbstzweckhaften Hyperpolitisierung über-
setzt. Das betrifft nicht nur Rancière, sondern
auch die bekanntere und schulbildende Varian-
te in der Theorie des Politischen von Chantal
Mouffe (Mouffe 2007). Aus der richtigen Er-

kenntnis, dass den dominierenden Formen von
Legitimation und Konsens repressive Momen-
te innewohnen, wird gefolgert, dass radikalde-
mokratische Politik mit dem Konsens, mit der
Einrichtung sozialer Normen und Regeln nichts
zu schaffen habe.

Das Hauptproblem fortschrittlicher Politik
liegt aber in der demokratischen Neueinrich-
tung sozialer Normen und Einteilungen. Das
ist im Falle des Feminismus besonders deut-
lich. Auf die große Welle der Skandalisierung
des Unrechts seit den 1960er Jahren (dass ‚Frau-
en‘ im Sinne von Rancière keinen „Anteil“,
keinen Platz in einer androzentrischen Gesell-
schaft haben) folgten zwar einige Gesetzesän-
derungen, und durchaus einige Fortschritte bei
der formalen Gleichberechtigung von Frauen
– aber keine strukturelle Einsetzung eines neu-
en, die alte Ordnung ersetzenden emanzipato-
rischen Rechts. Als prinzipiell inegalitäres Ord-
nungsprinzip von gesellschaftlicher Produkti-
on und Reproduktion zugleich ist Gender
immer noch eine tragende Grundstruktur der
Gesellschaft. Gleichberechtigung und Emanzi-
pation bedeuten seitdem weniger die prinzipi-
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elle Infragestellung der männlichen Hegemo-
nie als die Vermehrung von Möglichkeiten für
Frauen, partiell aus der sozial inferioren Gen-
der-Position zu fliehen und der hegemonialen
Position der Männlichkeit als der weiterhin
vorausgesetzten vollen, sozial anerkannten
Staatsbürgerposition teilhaftig zu werden. Und
man kann sagen, dass gerade die jüngeren po-
litischen Reformen der Gleichstellungs- und
Familienpolitik in den westlichen Ländern seit
2000 eine prinzipielle Neutralisierung des pro-
gressiven gesellschaftspolitischen Potentials des
Feminismus bewirkt haben (Nowak 2010,
McRobbie 2010).

Generell geht es um die Frage, ob soziale
Bewegungen nur sektorale Interessen verfol-
gen oder tatsächlich gesellschaftsverändernde
Ideen und Forderungen in ihrem Kampf für
gleiche Rechte entwickeln und in einen größe-
ren gesellschaftspolitischen Zusammenhang
stellen. Im Feminismus wird die politische Fra-
ge nach der gesellschaftlichen Organisations-
form des menschlichen Zusammenlebens ge-
stellt; nach der herrschenden Lebensform.
Hierin liegt der eigentlich politische Aspekt
der Thematisierung der Geschlechterfrage: im
Aufzeigen der keineswegs natürlichen, sondern
eminent politischen Form der Gestaltung un-
serer Lebensformen, unserer sozialen und ge-
schlechtsspezifischen Formen der Aufteilung
und Bewertung sozialer Beiträge insgesamt. Die
ursprüngliche Geschichte des Feminismus kann
als eine echte Politisierung dieser Fragen, sei-
ne jüngere Geschichte eher als eine Entpoliti-
sierung der Geschlechterfrage begriffen wer-
den (Ludwig 2012). Der Feminismus zerfällt
in zwei Seiten: in eine fundamentale theoreti-
sche und aktivistische Politisierung auf der ei-
nen; und eine rein sektorale, vom Staat verein-
nahmte und neutralisierte Form der politischen
wie intellektuellen Bewegung zum anderen
(Gleichstellungsstellen, Gender Mainstreaming,
Genderforschung).

Die Formen der Entpolitisierung verweisen
zugleich auf die Bedingungen einer möglichen
Repolitisierung des Feminismus. Die Inkorpo-
rierung des Feminismus in den Mainstream des

neoliberalen Kapitalismus und seines Staats
stellen dabei den Ausgangspunkt dar. Der
Aufstieg des „neoliberalen Geschlechterre-
gimes“ (McRobbie 2010) wird in der avancier-
ten feministischen Theoriebildung mittlerweile
als eine höchst selektive Form der Emanzipati-
on interpretiert, woraus die grundsätzliche Fra-
ge nach dem gesellschaftspolitischen Standort
des Feminismus abgeleitet wird (Nowak 2010).
Ich verstehe die selektive Vereinnahmung fort-
schrittlicher sozialer Ideen und Bewegungen
wie dem Feminismus durch neoliberalen Staat
und Kapitalismus als einen Paradefall der post-
demokratischen Konstellation. Der ursprüng-
lich gesellschaftspolitisch progressive Charak-
ter einer politischen Ideenformation wurde im
Zuge konkreter sozialer Auseinandersetzungen
so uminterpretiert, dass die Bewegung Teil der
Legitimation und Stabilisierung eines zutiefst
inegalitären Gesellschafts- und Herrschaftspro-
jekts wurde. Der Kampf für die Gleichberech-
tigung der Geschlechter wurde irgendwann von
einem Angriff auf die androzentrisch-kapitalis-
tische Gesellschaftsordnung in einen neolibe-
ralen Elitenfeminismus uminterpretiert. Im
Kontext des neoliberalen Staatsprojekts wur-
de damit ein liberaler Feminismus hegemonial
und verdrängte politisch und kulturell zuneh-
mend den linken Feminismus. Jörg Nowak
bestimmt die Differenz zwischen beiden For-
men so: „Unter linkem Feminismus verstehe
ich Teile feministischer Bewegungen, die die
Kritik an Geschlechterhierarchien mit der Kri-
tik am Kapitalismus und dessen Arbeitszeit-
modellen verbinden – im Gegensatz zum bür-
gerlichen und/oder liberalen Feminismus.“
(Nowak 2010: 129 FN)

3 | Postdemokratie, Entpolitisierung und
die List der Geschichte

Das ist auch die These von Nancy Fraser in
dem programmatischen Aufsatz „Feminism,
Capitalism, and the Cunning of History“, der
2009 in der New Left Review erschien. Der
Angriff auf den Androzentrismus der bürgerli-
chen Arbeitsgesellschaft war ursprünglich mit
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einer strukturellen Gesellschaftskritik verbun-
den. Fraser beleuchtet zugleich die außeror-
dentlichen Erfolge des Feminismus, und die
verstörenden Konvergenzen feministischer For-
derungen mit der neoliberalen Modernisierung
der Gesellschaft und dem neuen Geist des
Kapitalismus (Fraser 2009: 97f).

Das betrifft unmittelbar die Frage der Post-
demokratie und der Entpolitisierung sozialer
Bewegungen. Der relative kulturelle Erfolg der
feministischen Bewegung korrespondiert mit
einem relativen politischen Misserfolg: „second-
wave feminism has wrought an epochal cultu-
ral revolution, but the vast change in mentali-
tés has not (yet) translated into structural in-
stitutional change.“ (Fraser 2009: 98f) Die ‚List‘
der jüngeren Geschichte liegt darin, dass uto-
pische Wünsche der Befreiung für den Über-
gang zur neuen post-fordistischen Form des
Kapitalismus vereinnahmt wurden (Fraser 2009:
99). Die politische und intellektuelle Origina-
lität der zweiten Welle des Feminismus war
Fraser zufolge die Art und Weise, wie er in
seiner Kritik des androzentrischen Kapitalismus
drei analytisch unterschiedliche Dimensionen
von Geschlechterungerechtigkeit verbunden
hatte: eine ökonomische der ungleichen Ver-
teilung von Gütern, eine kulturelle der unglei-
chen Anerkennung, und eine politische der
ungleichen Repräsentation von Frauen. „In the
ensuing decades, however, the three dimensi-
ons of injustice became separated, both from
one another and from the critique of capita-
lism. With the fragmentation of the feminist
critique came the selective incorporation and
partial recuperation of some of its strands.”
(Fraser 2009: 99)

Die zentrale Operation bei der selektiven
Vereinnahmung des Feminismus in der jünge-
ren Gegenwart war die Umcodierung der Kri-
tik an den androzentrischen Gesellschaftsstruk-
turen in Richtung einer Konzeption weiblicher
Gleichberechtigung, die auf steigende weibli-
che Erwerbsbeteiligung verkürzt wurde. Die
sozial untergeordnete Rolle von ‚Frauen‘ (Per-
sonen mit einer sozialen Disposition zur Über-
nahme unbezahlter Sorge- und Reproduktions-

arbeit) wird damit aber nicht mehr so sehr
systematisch angegriffen als vielmehr affirma-
tiv zur Grundlage aller weiteren geschlechter-
politischen Forderungen und Reformen ge-
macht (Fraser 2009: 103ff). Eine für den Fe-
minismus grundlegende Überzeugung geriet
zunehmend aus dem Blick: dass „overcoming
women’s subordination required radical trans-
formation of the deep structures of the social
totality. (...) Far from aiming simply to pro-
mote women’s full incorporation as wage-ear-
ners in capitalist society, second-wave feminists
sought to transform the system’s deep structu-
res and animate values – in part by decente-
ring wage work and valorizing unwaged activi-
ties, especially the socially necessary carework
performed by women.” (Fraser 2009: 104f)

Eine wirklich progressive Form feministi-
scher Gesellschaftskritik konvergiert mit der
egalitaristisch-sozialistischen, und ist damit Teil
eines größeren emanzipatorischen Projekts.
Hier geht es um die Thematisierung des Zu-
sammenhangs von kapitalistischem Arbeits-
markt, wohlfahrtsstaatlichen Arrangements,
sozialen Normen, Formen sozialer und ge-
schlechtsspezifischer Arbeitsteilung, und kul-
turellen Wert- und Rollenmustern. Nur als Kritik
am androzentrisch-kapitalistischen Arbeitsre-
gime und seinen wohlfahrtsstaatlichen Grund-
lagen insgesamt kann der Feminismus also eine
fortschrittliche Rolle spielen: nur in Form ei-
nes übergreifenden politischen Projekts der
Rekonfiguration der herrschenden gesellschaft-
lichen Normalitätsannahmen. Die „Resignifi-
kation“ des Feminismus seit den 1990er Jah-
ren (Fraser 2009: 108), seine Instrumentalisie-
rung durch die aktivierenden Wohlfahrtsstaa-
ten des Neoliberalismus, haben zur „Desarti-
kulation“ seiner fortschrittlichen Potentiale
geführt: zu einer Untergrabung gruppenüber-
greifender Solidaritäten und zu einem Aufbruch
der fortschrittlichen „Äquivalenzketten“ des
Feminismus (McRobbie 2010: 27). Die Ideen
des Feminismus wurden in den neoliberalen
Staaten der Gegenwart in ein krudes Verspre-
chen von Freiheit und Unabhängigkeit, in eine
krude Philosophie des sozialen Aufstiegs ein-
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zelner Frauen umgewandelt – aus der fortschritt-
lichen Programmatik der Frauenbewegung wird
zunehmend die Mobilisierung der Frauen für
den Arbeitsmarkt (McRobbie 2010: 25).

In Angela McRobbies Buch „Top Girls. Der
Aufstieg des neoliberalen Geschlechterregimes“
wird diese Entwicklung der Resignifiktion des
Feminisms im zeitgenössischen neoliberalen
Staat als Übergang zu einem letztlich brutalen
Modell einer individualistischen und merito-
kratischen Gesellschaft analysiert. Es handelte
sich um wichtige Aspekte der sozialdemokrati-
schen Reformprojekte von Blair und Schröder.
Der Feminismus wurde in ein neues Narrativ
eingefügt – in ein erwerbszentriertes und zu-
tiefst inegalitäres Narrativ von Freiheit, Wett-
bewerb und Selbstverwirklichung (McRobbie
2010: 112). Das ist ein ziemlich unverhohlener
Maskulinismus. Lag der Ansatzpunkt feminis-
tischer Kritik an der androzentrischen Gesell-
schaft im Angriff auf eine hegemoniale Männ-
lichkeit, die sich in idealtypischer Weise als
unabhängiges und starkes Subjekt verstand, so
gilt für den „neuen Geist“ des aktivierenden
neoliberalen Staates: „(...) that spirit includes
a masculinist romance of the free, unencumbe-
red, self-fashioning individual (...)“. (Fraser
2009: 110) Die List der Geschichte liegt also
darin, an die Stelle der Kritik an der androzen-
trischen Normalitätsunterstellung und ihrer
wohlfahrtsstaalich gestützten Wertmuster eine
Glorifizierung derselben im Namen weiblicher
Befreiung zu setzen. So entstand in den west-
lichen Gesellschaften eine neue soziale Grund-
norm: Das Ideal des Familienlohns wurde er-
setzt durch „(...) the norm of the two-earner
family. Never mind that the reality which und-
erlies the new ideal is depressed wage-levels,
decreased job security, declining living stan-
dards, a steep rise in the number of hours
worked for waged per household, exacerbati-
on of the double shift – and a rise in female-
headed households.” (Fraser 2009: 110)

Der Traum weiblicher Emanzipation wur-
de im politischen Kontext der Gegenwart zum
Alptraum der Unterwerfung unter die kapita-
listische Akkumulation und ein neues biopoli-

tisches Regime. Diese Entwicklung kann als
zentrales Phänomen gegenwärtiger postdemo-
kratischer Regime verstanden werden. Die
Entpolitisierung des Feminismus war von zen-
traler Bedeutung für die aktuelle neoliberale
Modernisierung westlicher Wohlfahrtsstaaten
– für eine wahrhafte Revolution der Lebens-
formen. Der wesentliche Aspekt ist dabei die
Re-Stabilisierung hegemonialer Männlichkeit:
Die vorausgesetzte Normalität eines anerkann-
ten Lebens in der androzentrischen Lohnar-
beitsgesellschaft wurde nicht mehr so sehr at-
tackiert als zum Ausgangspunkt weiblicher
Befreiung gemacht. ‚Emanzipiert’ kann eine
Frau (so wie auch ein Mann) dann sein, wenn
sie oder er die weibliche Gender-Position ver-
lässt – wenn Frauen zu „replicas of men“ wer-
den, wie Carole Pateman bereits vor 25 Jahren
warnte (Pateman 1988: 187). Damit ist aber
zugleich gesagt, dass die neue biopolitische
„Gewalt der sozialen Regulierung“ im Kon-
text der neuen Norm der „two-earner family“
und der Steigerung weiblicher Erwerbstätig-
keit in der sozialen Realität des gesellschaftli-
chen Lebens zu (insbesondere für Frauen) „un-
möglich erfüllbaren Anforderungen“ (McRob-
bie 2010: 160) führt.

4 | Hegemonie und symbolische Gewalt

Die hier skizzierten Entwicklungen lassen sich
auch en detail aufweisen anhand der deutschen
Familien- und Gleichstellungspolitik seit 2002
(Nowak 2010). Jörg Nowaks Studie macht
deutlich, dass es ein konkretes Bündnis von
Teilen der Frauenbewegung mit dem Staatsap-
parat gewesen ist, welches diese Form einer
selektiven Emanzipation möglich gemacht hat.
Sie macht ebenfalls deutlich, dass es sich hier
um eine „passive Revolution“ handelt: um eine
Umkehrung des emanzipatorischen Sinns ei-
ner sozialen Bewegung (Nowak 2010: 135,
145). Die Unterwerfung von Männern und
Frauen unter den Maskulinismus des Wettbe-
werbs kann dabei als Quintessenz solcher Ent-
wicklungen betrachtet werden: die Unterwer-
fung unter eine soziale Norm, die extreme
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Formen sozialer Ungleichheiten und Ausschlüs-
se befördert, und der prinzipiell gar nicht alle
genügen können (ganz zu schweigen davon,
ob sie es überhaupt wollen).

Die politisch und politiktheoretisch zentra-
le Frage in diesem Zusammenhang ist die nach
der Hegemonie: nach der spezifischen Logik
der Herrschaft sozialer Normen, Wertmuster,
Lebensformen und Gewohnheiten. Zum Ver-
ständnis der hartnäckigen Dominanz des An-
drozentrismus ist Pierre Bourdieus Begriff der
symbolischen Gewalt in mancher Hinsicht noch
hilfreicher als derjenige der Hegemonie in der
Nachfolge Gramscis. In seinem Buch „Die
männliche Herrschaft“ definiert er den Begriff
der symbolischen Gewalt als eine sanfte, un-
merkliche Gewalt, die auf der Anerkennung
durch die Beherrschten beruht. Die Macht der
männlichen Ordnung zeigt sich daran, dass sie
der Rechtfertigung nicht bedarf: Die andro-
zentrische Sicht der Welt, der Dinge und der
Menschen zwingt sich als neutral oder natür-
lich auf (Bourdieu 2005: 8, 21). Die Ordnung
der sozialen und geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung nimmt mit der sozialen Aufteilung
von Arbeiten zugleich symbolische Einteilun-
gen von Menschen und Menschengruppen auf
verschiedene soziale Ränge und Plätze vor. In
ihrem Rahmen werden die mühevollen, schäbi-
gen und niedrigen Arbeiten vor allem Frauen
übertragen. Die symbolische Gewalt stützt die-
se gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse,
und zwar durch ihren „Anschein der Natür-
lichkeit“ (Bourdieu 1998: 99).

Bourdieus entscheidendes Argument im
Zusammenhang mit feministischen Forderun-
gen lautet, dass „(...) die von der feministi-
schen Bewegung geforderte symbolische Re-
volution sich nicht auf eine bloße Umkehrung
des Bewusstseins und des Willens beschränken
kann. Das Fundament der symbolischen Ge-
walt liegt ja nicht in einem mystifizierten Be-
wusstsein, das es nur aufzuklären gälte, son-
dern in Dispositionen, die an die Herrschafts-
strukturen, ihr Produkt, angepasst sind. Infol-
gedessen kann man eine Aufkündigung des
Einverständnisses der Opfer der symbolischen

Gewalt mit den Herrschenden allein von einer
radikalen Umgestaltung der gesellschaftlichen
Produktionsbedingungen jener Dispositionen
erwarten, die die Beherrschten dazu bringen,
den Herrschenden und sich selbst gegenüber
den Standpunkt der Herrschenden einzuneh-
men.“ (Bourdieu 2005: 77)  Im strengen Sin-
ne politisch wäre also die Reformulierung der
herrschenden sozialen Normalitätsvorstellungen
in Bezug auf die Teilung und Hierarchisierung
von sozialer Arbeit und sozialen Positionen.
Das beinhaltet vor allem eine andere Auftei-
lung von bezahlter und unbezahlter Arbeit
zwischen den Klassen und Geschlechtern: ein
neues Modell des Verhältnisses von gesellschaft-
licher Produktion und Reproduktion. Die Ent-
politisierung des Feminismus in den letzten
beiden Jahrzehnten ist ein Symptom der Ver-
weigerung der Aufnahme dieses Kampfes in
politischer wie intellektueller Hinsicht. Bour-
dieu betont, dass „(...) das Bemühen um die
Befreiung der Frauen von der Herrschaft, d.h.
von den objektiven und verkörperten Struktu-
ren, die ihnen von diesen aufgezwungen wird,
ohne das Bemühen der Befreiung der Männer
von denselben Strukturen nicht erfolgreich sein
kann.“ (Bourdieu 2005: 195, FN) Derjenige
Feminismus, der sich in jüngerer Zeit von Staat
und Kapital hat vereinnahmen lassen, hatte sich
einseitig auf die Forderung nach Möglichkei-
ten für Frauen beschränkt, in herrschende ge-
sellschaftliche Positionen zu gelangen, von
denen sie früher ausgeschlossen waren. Er hat
damit partielle Erfolge erreicht, aber unbeab-
sichtigt der „Entpolitisierung der gesellschaft-
lichen Organisation der Lebensverhältnisse“
zugearbeitet (Ludwig 2013: 468). Die domi-
nierende androzentrische Lebensform wurde
damit vorläufig wieder re-stabilisiert.

5 | Repolitisierung des Feminismus: Ein
neues Fortschrittsprojekt

Heute steht demgegenüber die Repolitisierung
des Feminismus auf der Tagesordnung. In ih-
rem Zusammenhang wird es um einen funda-
mentalen Angriff auf die hegemoniale Männ-
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lichkeit und den ihr impliziten Geschlechter-
vertrag gehen: auf das bürgerliche Subjekt der
Arbeitsgesellschaft und seine Attribute von
wirtschaftlicher Stärke und Unabhängigkeit
(Pateman 1988). Die Subjekte müssten sich
dann weniger als starke Subjekte, Arbeitskraft-
unternehmer ihrer selbst verstehen, sondern
eher als schwache, relationale Wesen, die sich
fundamental in Abhängigkeitsbeziehungen bil-
den (Butler 2007: 30).  Von da her wird klar,
dass männliche Herrschaft fundamental auf der
Verleugnung grundlegender sozialer Abhängig-
keitsbeziehungen des Menschen beruht. Der
Abstraktion des Staatsbürgersubjekts in der
androzentrischen Arbeitsgesellschaft entspricht
die normativen Postulierung von Unabhängig-
keit: die Postulierung eines unabhängigen Sub-
jekts, frei von sozialen Abhängigkeiten und
Verpflichtungen im Bereich unbezahlter Sor-
ge-, Familien- und Hausarbeit (Ludwig 2013:
465). Gender als Strukturprinzip sozialer Or-
ganisation ist der ungeschriebene Gesellschafts-
vertrag, gemäß welchem die Pflege sozialer
Bindungen und Abhängigkeitsbeziehungen
weiterhin einseitig konstitutiv abhängigen, also
sozial ungleichen Bürgern übertragen wird.

Eine Repolitisierung des Feminismus wird
auf dem Zusammenhang kultureller Wertmus-
ter mit herrschenden Arbeitszeitregimen und
staatlichen Sozialversicherungssystemen insistie-
ren. Und hier geht es durchaus nicht nur um
die ‚Infragestellung‘ herrschender sozialer Nor-
men oder um subversive Praktiken der „Entun-
terwerfung“, wie es bei Rancière oder Judith
Butler im Gefolge von Foucault aussieht (But-
ler 2007: 27). Nicht nur um Infragestellungen
und Dissense geht es hier: nicht nur darum,
dass „(...) bestimmte Zusammenbrüche in der
Praxis der Anerkennung einen Schauplatz der
Unterbrechung im Horizont der Normativität
eröffnen und implizit nach der Einsetzung
neuer Normen verlangen, womit der normati-
ve Horizont in seiner Gegebenheit in Frage
gestellt wird.“ (Butler 2007: 36) Es geht dann
explizit um die kulturelle Schöpfung und poli-
tische Durchsetzung eines neuen kulturellen
Konsenses: neuer sozialer Normen im Sinne

einer demokratischen Neugründung der Ge-
sellschaft. Wenn es einen fortschrittlichen Fe-
minismus gibt, dann ist sein Ziel die Ände-
rung der herrschenden männlichen Lebenswei-
se (und nicht die zunehmende Angleichung
der weiblichen an diese). Ein solches gegen-
hegemoniales Programm ist nur denkbar, wenn
es in ein umfassendes Projekt der sozialen,
kulturellen, radikaldemokratischen und ökolo-
gischen Reform der Gesellschaft eingespannt
ist (Brand 2011). Die feministische Idee wird
dann wieder eine fortschrittliche, wenn sie mit
der Idee eines anderen, besseren Lebens für
alle Gesellschaftsmitglieder verbunden wird. Das
entspricht auch Nancy Frasers Kategorie von
„transformativen“ im Gegensatz zu eher „af-
firmativen“ politischen Strategien des Feminis-
mus (Fraser 2003: 102ff). Da die androzentri-
schen Wertmuster vor allem in Arbeitsmärk-
ten und staatlichen Sozialversicherungssystemen
institutionalisiert sind, geht es um deren Än-
derung – um Änderungen, welche „(...) die
androzentrischen Bewertungsmuster ihrer in-
stitutionellen Geltung entledigen und sie durch
Muster ersetzen, die Ebenbürtigkeit befördern.“
(Fraser 2003: 247 FN)

Postdemokratisch war eine Epoche, in wel-
cher solches nicht mehr versucht wurde. Aus
dieser Epoche heraus führt der Kampf für ein
übergreifendes gesellschaftliches Reformprojekt
von demokratischer, sozialer und Geschlech-
tergleichheit. Im Zentrum wird politisch die
Verabschiedung des herrschenden Wachstums-
regimes und seine Ersetzung durch eine kol-
lektive Vereinbarung erheblich verkürzter und
sozial gerecht verteilter Erwerbsarbeitszeiten
und Löhne zwischen allen Bürgern zum einen,
der unbezahlten Sorgearbeit zum anderen ste-
hen (Brand 2011). Kulturell steht im Zentrum
des Emanzipationskampfes die Ersetzung des
Androzentrismus durch eine neue Konzeption
des guten Lebens. Nur dann ist es möglich,
dass sich Männer wie Frauen von der symboli-
schen Gewalt herrschender Wertmuster lösen,
welche Wachstum, grenzenlose Arbeitsbereit-
schaft, (Selbst-)Ausbeutung, Wettbewerb, Mehr-
arbeit und Mehr-Konsum zu alternativlosen
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individuellen und politischen Problemlösungen
wie kulturellen Sinngebungen machen. Mit
Fraser ist dem entgegenzuhalten: „Reclaiming
our critique of androcentrism, feminists might
militate for a form of life that decentres wa-
ged work and valorizes uncommidified activi-
ties, including carework. Now performed lar-
gely by women, such activities should become
valued components of a good life for everyo-
ne.” (Fraser 2009: 116)

Es geht also darum, zugleich für kollektive
Strategien der Sicherung gegen soziale wie
geschlechtsspezifische Verwundbarkeit, und für
eine Änderung der herrschenden Lebensweise
zu kämpfen. Eine lebendige Demokratie ent-
steht nur im Kampf für eine umfassende eman-
zipatorische Gesellschaftsveränderung. Der
Feminismus kann bei dieser Repolitisierung der
Demokratie eine Schlüsselrolle einnehmen. Im
Mittelpunkt eines neuen demokratischen Zeit-
alters wird der Kampf für andere Lebensfor-
men stehen – für eine neue Form der Organi-
sation des Alltags, der geschlechtermäßig und
sozial gerechten Aufteilung zwischen Erwerbs-
arbeit und freiwilliger Sorge-, Gemeinwesen-
und Kulturarbeit. Dazu gehört dann nicht nur
das Misstrauen gegenüber dem Staat und die
Kritik am Kapitalismus – sondern auch die
Artikulation des Begehrens, anders zu leben.

Dr. phil. Michael Hirsch ist Philosoph und
Politikwissenschaftler. Lehrbeauftragter u.a. an
der TU München. Kontakt: hirschmail@aol.
com
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Wohlstand, autoritäre Dynamik und narzisstische Plombe:

Psychoanalytisch-sozialpsychologische Beiträge zur Kritik der

postdemokratischen Gesellschaft

Oliver Decker, Johannes Kiess, Katharina Rothe, Marliese Weißmann & Elmar Brähler

Schwerpunkt

Dem engen Zusammenhang von wirtschaftli-
cher und demokratischer Krise gilt hier die
Aufmerksamkeit und der Fluchtpunkt der Ar-
gumentation ist der religiöse Charakter der wa-
renproduzierenden Gesellschaft. Hier liegt ein
wesentlicher Widerspruch, der moderne Gesell-
schaften durchzieht. Ihre ökonomische Ratio-
nalität ist keine. Legitimation erhält die Ge-
sellschaft nicht durch demokratische, sondern
durch ökonomische Teilhabe, konkret gespro-
chen aus einem der Warenproduktion und
Kapitalakkumulation innewohnenden Verspre-
chen. Dieses Versprechen funktioniert wie ein
religiöses Versprechen. Das heißt Warenproduk-
tion und Kapitalakkumulation gehorchen nicht
den rationalen Gründen, die ihr von Apologe-
ten und Kritikern immer unterstellt werden.
Der Bedeutungsverlust der Demokratie in Zei-
ten wirtschaftlicher Krisen muss vor dem Hin-
tergrund eines religiösen Erbes betrachtet wer-
den. Erstarkender Rechtsextremismus ist der
Regress auf vormoderne Verhältnisse im Schei-
tern des kapitalistischen Versprechens.

1 | Einleitung

Die Einkommensentwicklung der Deutschen
ist einen Blick wert. Betrachtet man diese im

Zeitraum von 2002 bis 2012 (Decker et al.
2013b), wird sichtbar, dass eine Gruppe der
Bevölkerung kontinuierlich angewachsen ist:
die prekarisierte Unterschicht, deren Anteil
zwischen 2002 und 2010 von 11,3% auf 19,4%
(Westdeutschland), beziehungsweise von 26%
auf 32,2% (Ostdeutschland) zunahm. Aber
nicht nur diese Veränderung fiel auf, sondern
über die Jahre nahm auch der Anteil der Mit-
telschicht entsprechend ab. Auch wenn
Schwankungen erkennbar sind und 2012
wieder mehr Befragte in den oberen Einkom-
mensgruppen anzutreffen waren, scheint lang-
fristig der Anteil der Unterschicht auf Kosten
der Mittelschicht zu steigen. Dieser Befund
ist alles andere als überraschend, auch die Da-
ten des sozio-ökonomischen Panels (SOEP)
weisen seit Jahren in diese Richtung (Grabka
und Frick 2008).

Überraschend ist etwas anderes: Dieser
Entwicklung zum Trotz war die Stimmung
2010 bei den Deutschen gut bis sehr gut.
Zumindest was die eigene Einkommenssituati-
on anbelangt, gaben knapp 82% aller Befrag-
ten an, zufrieden zu sein. Die eigene wirtschaft-
liche Lage bewerteten die Befragten im Jahr
2010 sogar besser als vier Jahre zuvor. Und im
Gegensatz zum langjährigen statistischen Trend
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erwarteten gut 68% der Befragten, dass ihre
wirtschaftliche Situation auch in Zukunft sta-
bil bliebe, die übrigen 32% verteilten sich auf
die etwa gleich großen Gruppen der Pessimis-
ten und Optimisten (Decker et al. 2010).

Die ökonomische Krise selbst bereitete den
Deutschen 2010 also kein großes Kopfzerbre-
chen. Der Sozialwissenschaftler Wilhelm Heit-
meyer beschreibt die gesellschaftliche Entwick-
lung für die ersten zehn Jahre des neuen Jahr-
tausends zwar als „entsichertes Jahrzehnt“, bei
den Bürgern scheint diese Gegenwartsdiagno-
se allerdings wenig Unruhe auszulösen. Ruft
die Entsicherung überhaupt ein Echo hervor,
dann eher abgeleitet, indirekt, nämlich im Le-
gitimationsverlust der demokratischen Gesell-
schaft.

Grundsätzlich sind zwei demokratische Wege
zur Legitimationssicherung möglich: Input- und
Output-orientierte Legitimation (Scharpf 1999).
Legitimation wird in dieser „empirischen“ Les-
art von Demokratie abhängig von ihrer Perfor-
manz, nicht von ihrer formalen Korrektheit
und normativen Erwünschtheit analysiert
(Buchstein 2011: 204). Einerseits müssen Re-
gierungen für die Input-Legitimation in einer
(möglichst plausiblen) Form den Willen der
Bevölkerung umsetzen. Damit legitimieren die
gewählten Vertreterinnen und Vertreter nicht
nur ihre Wiederwahl, sondern auch das politi-
sche System selbst. Andererseits werden Politi-
kerinnen und Politiker in der Output-Dimensi-
on für die (ihnen zugeschriebenen) Ergebnisse
ihrer Politik verantwortlich gemacht, obwohl
diese meist aus der Verwaltung stammen. Das
konnte lange gut gehen, weil für Output ge-
sorgt war, und zwar in Form von Teilhabe an
der wirtschaftlichen Macht: identifikatorisch
durch Zugehörigkeit zur Nation und konkret
durch Konsummöglichkeiten. Zwar zeichnete
sich auch schon mit dem Ende des Fordismus
ab, dass die Output-Legitimation nicht alle
Menschen auf Dauer und in gleichem Maße
integrieren kann, aber die in mehrfachem Sin-
ne konservativen 1980er-Jahre der Regierung
Kohl bauten weiter auf diese Basis. Das wurde
ihr durch entsprechende Wahlerfolge gedankt.

Dass die gegenwärtige Gesellschaft diese Art
von Legitimation nicht (mehr) in ausreichen-
dem Maße erbringen kann und dabei nur noch
formal funktionsfähig ist, normativ und empi-
risch jedoch versagt, war schon früh absehbar:
„(...) (D)ie eklatante Brüchigkeit ehemals funk-
tionierender Legitimationsideologien (Wachs-
tum und ‚Wohlstand für alle‘) erzeugen (...)
eine grundlegende, strukturelle Labilität des
gesamten Herrschaftssystems (...)“ (Hirsch
1980: 27). Heute ist das Problem als „Postde-
mokratie“ (Crouch 2008) oder „simulative
Demokratie“ (Blühdorn 2013) manifest. Die
nationalen Regierungen schaffen es aufgrund
der transnationalen politischen und wirtschaft-
lichen Verflechtungen kaum noch, Input-Legi-
timation herzustellen. Sinkende Steuereinnah-
men und stagnierende Löhne machen es zudem
schwieriger, einen wenigstens zufriedenstellen-
den Output zu erzeugen. Das ist das Dilemma
der Demokratien nicht nur in Griechenland
und Spanien.

Der ohnehin hohe Sockel an nationalisti-
schen, rassistischen und antisemitischen Ein-
stellungen, kurz: der rechtextremen Einstel-
lung, gewinnt gleichzeitig weiter an Masse.
Mit zunehmender ökonomischer Deprivation
äußern die Menschen rechtsextreme Einstel-
lungen offener, auch jene, die (noch) nicht
direkt von ihr betroffen sind. Was aber heißt
das? Die Betroffenen schätzen die wirtschaftli-
che Lage zwar nicht negativ ein, dafür zeigen
aber alle „Mitte“-Studien und auch die im sel-
ben Zeitraum durchgeführte Bielefelder Un-
tersuchungsreihe „Deutsche Zustände“ uniso-
no: antidemokratische Einstellungen nehmen
genauso zu wie die Abwertung von Minder-
heiten. Allerdings wundert man sich zu wenig
darüber, dass rechtsextreme Einstellung und
wirtschaftliche Regression so eng zusammen-
hängen (Decker und Brähler 2010; Heitmeyer
2010). Es verdeutlicht sich in der sozialpsy-
chologischen Forschung, was in der Politikwis-
senschaft beobachtet wird: „Heutige Konsum-
gesellschaften sind im Zuge der fortschreiten-
den Modernisierungsprozesse in eine neue Phase
der Moderne eingetreten, (...) (die) im Um-
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gang (mit) der Demokratie grundlegende Ver-
änderungen mit sich bringt.“ (Blühdorn 2013:
49)

Der Zusammenhang von Deprivation und
rechtsextremer Einstellung wird immer wieder
beschrieben und in empirischen Untersuchun-
gen eindrücklich bestätigt. Die Zunahme
rechtsextremer Einstellungen in Deutschland,
aber auch in den europäischen Nachbarländern
(Heitmeyer 2010: ; Küpper und Zick 2010: ;
Decker et al. 2012) wird in den Zusammen-
hang erfahrener oder drohender Abstiegserfah-
rung gebracht. Und damit gleichzeitig das In-
tegrationspotential einer ökonomische Teilha-
be, bzw. umgekehrt der Legitimationsverlust
der Gesellschaft beschrieben, wenn diese Teil-
habe ausbleibt (Heitmeyer und Endrikat 2008).
Dass dieser Legitimationsverlust vor allem von
Ressentiment geladenen Ideologien begleitet
wird, ist auffällig genug. Egal ob sie als Fa-
schismus, Rechtsextremismus oder Autoritaris-
mus gemessen werden (Feldman und Stenner
1997; Cohrs und Ibler 2009), Deprivationser-
fahrungen hängen eng mit dieser destruktiven
Abwendung von den Grundlagen eines demo-
kratischen Miteinander und der Anerkennung
des Anderen zusammen. Das gilt nicht nur für
die ökonomische Deprivationserfahrung, son-
dern zu gleichen Teilen auch für die politische
und soziale Deprivation (Decker et al. 2006).
Der Zusammenhang scheint als gesichert gel-
ten zu können und prägt die Forschung zum
Rechtsextremismus insbesondere in Deutsch-
land seit Jahren (Heitmeyer 1994; Endrikat et
al. 2002; Schmidt et al. 2003). Es ist also kein
Wunder, wenn die Deprivation als „key con-
cept of social psychology“ bezeichnet wird
(Pettigrew 2001). Seitdem das Konzept der
relativen Deprivation von der Arbeitsgruppe
um Stouffer in die Forschung eingebracht
worden ist (Stouffer et al. 1949), findet es in
der Sozialpsychologie breite Rezeption (Smith
et al. 2011).

Das Manko in dieser Diskussion besteht
aber in der fehlenden Vermittlung von subjek-
tiver Reaktion und objektiven Verhältnissen:
Mit dem Befund alleine ist der empirische

Zusammenhang weder erklärt noch verstanden.
Die Bevölkerung muss eine gesellschaftliche
Entwicklung  „als bestandskritisch erfahren und
ihre soziale Identität bedroht fühlen“, erst dann
können wir von Krise sprechen (Habermas
1973: 12).  Klar: Wenn es keiner mitbekommt,
gibt es keine Krise, die gesellschaftliche Reali-
tät ist nur durch Subjekte vermittelt. Aber wie
muss es um die Identität bestellt sein, dass
wirtschaftliche Krisen als Bedrohung der Iden-
tität wahrgenommen werden? Dass die Vermitt-
lungsprozesse zwischen der gesellschaftlichen
Lage und ihrer individuellen Wirkung selbst
erklärungsbedürftig sind, ist so selbstverständ-
lich wie die Aufgabe im konkreten Fall noch
nicht erledigt ist. Zwar wurden früh die Kon-
zepte verfeinert und zwischen „individual“ und
„fraternal“ also der Deprivation der Peer Group
differenziert (Runciman 1966), doch wurde dem
Warum wenig aufmerksam geschenkt. Dabei
gibt es in der sozialpsychologischen Forschung
durchaus vielfältige Anknüpfungspunkte.

Die „Studien zu Autorität und Familie“
(Fromm 1936) wie auch der „Meilenstein der
empirischen Sozialforschung“ (Fahrenberg und
Steiner 2004), die Studien „Authoritarian Per-
sonality“ (Adorno et al. 1950) waren genau
um ein solches Verständnis des Zusammenhangs
von Individuum und Gesellschaft bemüht. Die
Autorinnen und Autoren zeichneten die lebens-
lange und gewaltvolle Anpassung des Indivi-
duums an die gesellschaftlichen Verhältnisse mit
den Mitteln der Psychoanalyse nach.  Und sie
verbanden in dieser Absicht quantitative mit
qualitativen Zugängen – mit einem starken Ziel,
denn ihnen ging es nicht nur um eine Beschrei-
bung, sondern mit dem Verständnis auch um
eine Kritik gesellschaftlicher Zustände, die diese
Bedrohung der Demokratie hervorbringen
(Habermas 1968; Rook et al. 1993). Im Er-
gebnis wurde im Sinne eines Weberschen Ide-
altypus der autoritäre Charakter beschrieben,
der für die erfahrene eigene Unterwerfung mit
harter Münze bezahlt werden will: Der Teilha-
be an der gesellschaftlichen (und damit nicht
zuletzt ökonomischen) Macht der Autorität.
Bleibt diese Rechnung unbeglichen, dann rich-
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tet sich der destruktive Impuls unter anderem
auf die Zeugnisse jener Kultur, welche die
Unterwerfung einforderte.

Mit der paradigmatischen Verschiebung in
der scientific community im Zuge des cogniti-
ve turns haben allerdings nicht nur die dem
Autoritären Charakter zu Grunde liegenden
psychoanalytischen Annahmen zur gewaltvol-
len Vergesellschaftung, sondern auch die ver-
stehende Sozialforschung scheinbar ihre Leg-
imitationsgrundlage verloren. Zwar finden bis
heute die empirischen Befunde der Studien
Bestätigung, firmieren aber nun unter dem
Namen Autoritarismus. Der „Autoritäre Cha-
rakter“ scheint so veraltet wie die Psychoana-
lyse als Sozialisations- und Persönlichkeitsthe-
orie.

Zum Verständnis von Gruppengeschehen
und von Vorurteil und Intergruppenkonflikten
wurde seit dem cognitive turn stärker auf Pro-
zesse der Informationsverarbeitung gesetzt, also
auf Modelle der Sozialkognition zu Gruppen
und Gruppengeschehen zurückgegriffen (Mum-

mendey 1985). Demnach sind Fremdgruppen-
abwertung und Eigengruppenaufwertung Er-
gebnisse eines Bedürfnisses nach positiver
(Gruppen-)Identität, zu dessen Befriedigung es
einer Relation bedarf. Nur um den Preis der
Abwertung anderer gewinnt die eigene Grup-
pe und damit der eigene Selbstwert. Die Ter-
ror Management Theory erweiterte zuletzt
diese Annahme eines solchen Bedürfnisses un-
ter Rückgriff auf neo-psychoanalytische Vor-
stellung von einem grundlegenden Bedürfnis
nach Selbstwert durch Karen Horney und
Theodor Rank (Greenberg et al. 1986). Auf-
fallend ist, so Greenberg und Co-Autoren,
wann die Erfahrung des positiven Selbstwerts
besonders intensiviert werden muss: unter
Mortalitätssalienz, also bei der Erfahrung ei-
gener Sterblichkeit, wird die Regulation des
Selbstwertgefühls handlungsleitend. Wie Jonas
und Fritsche experimentell zeigen konnten, ist
die Deutsche Mark genau jenes Identifikati-
onsmoment von Kultur, welches von Proban-
den unter Mortalitätssalienz aufgesucht und
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höher bewertet wird (Jonas und Fritsche 2005).
Und damit wird auch hier eine Chiffre für
Ökonomie mit der Bewältigung von Selbstwert-
bedrohung verbunden. Allerdings fehlt den
letztgenannten Erklärungsansätzen – obwohl
Sozialpsychologien – ein Begriff davon, wie
diese individuellen Reaktionen, wie Individua-
lität überhaupt mit der Gesellschaftsformati-
on zusammenhängt. Die beschriebenen Erklä-
rungen bleiben auf der Ebene des Individu-
ums, da kein wie immer auch gearteter theore-
tischer Begriff von Gesellschaft  existiert. Es
handelt sich um Verhaltensforschung nicht um
Verhältnisforschung. Das war bei den Studien
zum Autoritären Charakter noch anders, als
„critical typology“ (Adorno 1950: 749) stan-
den nicht die Individuen im Fokus, sondern
eine Gesellschaft, die solche Individuen her-
vorbringt. Aber nicht ganz zufällig laufen die
hier beschriebenen unterschiedlichen Theorie-
und Forschungsstränge wieder zusammen. Schon
1936 schrieb Erich Fromm über die  „Autori-
tät als Prothesen-Sicherheit“ (Fromm 1936:
179), also mit anderen Worten von der selbst-
wertregulierenden Funktion und Simmel wies
nicht nur auf die Freiwilligkeit, sondern auf
die Suche nach der Unterwerfung unter eine
Autorität hin (Simmel 1908). Es ist jene Gra-
tifikation, die als Entlastung funktioniert, als
„narzißtische Ersatzbefriedigung“ (Fromm
1936: 179) – in der Masse können – „die
Wünsche nach Größe und Macht in der Reali-
tät befriedig(t)“ werden (Fromm 1936: 179).
Dies soll im Folgenden auf Grundlage des
Forschungsprojekts der „Mitte“-Studien gesche-
hen.

2 | Die „Mitte“-Studien: Materieller
Wohlstand als Thema in Gruppendis-
kussionen

Die „Mitte“-Studien basieren auf seit 2002 im
zwei Jahres-Rhythmus durchgeführten Surveys
(zuletzt Decker et al. 2013b).1 In den Jahren
2007 und 2008 wurden zudem Gruppendis-
kussionsstudien durchgeführt (Decker et al.
2008), für die aus der Stichprobe der Erhe-

bung von 2006 Teilnehmende für 12 Fokus-
Gruppen im gesamten Bundesgebiet gewon-
nen werden konnten. Ausgangsfrage bei der
Durchführung der Gruppendiskussionen war,
die Bedingungsfaktoren des Zustandekommens
einer politischen Einstellung bei den bereits in
einer fragebogengestützten Repräsentativerhe-
bung interviewten Teilnehmenden zu verste-
hen. Unsere Untersuchung zielte zum einen
auf „kollektive Orientierungsmuster“ und „kon-
junktive Erfahrungsräume“ (Bohnsack 1997:
495), allerdings folgten wir zum anderen dem
Verfahren der themenzentrierten Gruppendis-
kussion (Leithäuser und Volmerg 1988) und
orientierten die Auswertung somit an einer
psychoanalytischen Sozialforschung. Um
entlang der Psychodynamik in der Gruppe „das
Verhältnis von Thematisierung und Abwehr von
Konflikten“ (Löchel 1997: 64) zu erfassen,
nutzten wir bei der Interpretation das „szeni-
sche Verstehen“ nach Alfred Lorenzer (ausführ-
lichere Darstellung vgl. Decker et al. 2013d).

Im Folgenden sollen die unterschiedlichen
Aspekte der Erfahrung materiellen Wohl-
stands, der Erfahrung des wirtschaftlichen
Abstiegs oder der Angst vor demselben näher
betrachtet werden.2 Hierfür richten wir die
Aufmerksamkeit auf die Thematisierung des
ökonomischen Wohlstands in einer ausgewähl-
ten Gruppendiskussion (Dortmund3). Ökono-
mische Aspekte wurden darüber hinaus in ver-
schiedenen Gruppendiskussionen angespro-
chen. Dabei wurde der „Wohlstand für alle“
(Erhard 1957) in der frühen Bundesrepublik
in Gruppendiskussionen als erlebter Gegen-
satz zur unmittelbaren Nachkriegszeit beschrie-
ben. Dieser Gegensatz stammte entweder aus
eigener Erfahrung oder aus der familiären
Erzählung über diese Zeit. Die Gruppendis-
kussion in Dortmund wurde ausgewählt, weil
in ihr die Dynamik des Übergangs von der
Kriegs- zur Nachkriegszeit aus der Sicht ei-
ner damals als Kind betroffenen und damit
der Angehörigen einer Generation zwischen
den unmittelbar handelnden des Krieges und
den sich anschließenden Nachkriegsgenerati-
onen einnimmt.

Wohlstand, autoritäre Dynamik und narzisstische Plombe
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Eingangs werden die Aussagen zum Wohl-
stand vorgestellt und dann entlang der Befun-
de aus den weiteren Gruppendiskussionen kon-
textualisiert. Kontextualisierung beziehen wir
hier sowohl auf die Gruppendynamik als auch
auf die inhaltliche Einbettung der Bezugnah-
men auf Wohlstand in die Biografie der Teil-
nehmenden und die familiäre, intergeneratio-
nelle Einbettung: Welches Verständnis der in-
dividuellen und kollektiven Bewertung der re-
alen oder befürchteten Abstiegserfahrung kön-
nen aus den Diskussionen gewonnen werden?

In der Gruppendiskussion in Dortmund
waren je zwei Teilnehmende mit hohem Bil-
dungsabschluss und hoher beruflicher Positi-
on, beides wurde im Habitus entsprechend
dokumentiert. Die Statusdifferenzen münde-
ten in einer subtilen Ausgrenzung bzw. gleich-
zeitig darin, dass die beiden Teilnehmenden
mit niedriger Schicht versuchten ihre Zuge-
hörigkeit zur höheren zu dokumentieren. So
wird in der Dortmunder Gruppendiskussion
auf den Stellenwert des Wohlstands speziell
für Kinder eingegangen. Zu Anfang der Dis-
kussion stehen als Antwort auf die Frage
„Wie ist das, hier in Dortmund zu leben?“,
die Einkaufsmöglichkeiten im Ballungsgebiet
von Rhein und Ruhr im Vordergrund. Mit
der Bedeutung der Konsummöglichkeiten
wird zunächst indirekt auch der eigene Wohl-
stand angesprochen. Dass diese Teilhabe am
Wohlstand auch generationelle Aspekte hat,
wird deutlich, wenn sich eine Diskussion um
Statussymbole in der Generation der Kinder
(der Teilnehmenden) entspinnt. Die Gruppe
kommt auf den Stigmatisierungsdruck zu spre-
chen, der auf den Kindern laste. Frau Wag-
ner stößt die Diskussion an, indem sie auf
die Bedeutung zu sprechen kommt, die be-
stimmte Kleidermarken schon für Kinder
haben. Kinder, die nicht über entsprechende
Kleider verfügen, würden stigmatisiert. Sie
erfährt viel paraverbale Unterstützung von
den anderen Teilnehmenden in Form von
bestätigenden Einwürfen, auch als sie aus-
führt, wie intensiv diese Markenorientierung
von den Eltern und Großeltern vorgelebt

wird. Intergenerational sei diese Markenori-
entierung auch in ihrer eigenen Familie sehr
ausgeprägt. Sie grenzt sich von ihrer eige-
nen Mutter ab, deren Fixierung auf Marken
sie kritisiert und die sie mit ihrer eigenen
Haltung kontrastiert: „Ich sag wenn ich hier
hinten, wat weiß ich Prada oder sonstige
Sachen drin stehen hätte da is dat meine
Sache. Dann weiß ich, ich hab vielleicht nen
Kaschmirpulli an reicht mir dann aber da
ich das weiß.“ (Zeile 146-1491). Mit dieser
Kontrastierung macht sie deutlich, dass ihr
die Wohlstandsinsignien und bestimmte Kör-
pergestaltungen trotzdem wichtig sind.

Frau Wagner erzählt als ‚Kind des Wirt-
schaftswunders‘ von der Differenz zu ihren
Eltern, die zu Kriegszeiten aufgewachsen sei-
en (Z1324, und den „Probleme[n] […] der jet-
zigen Kinder“ (Z1325). Vor diesem Hinter-
grund offenbart sich sowohl der subjektive
Stellenwert des Wohlstands als auch seiner
Zurschaustellung. Wirtschaftliche Teilhabe
oder auch Stigmatisierung durch ökonomische
Desintegration in der Gegenwart wird narra-
tiv mit einem historischen Index versehen, mit
dem Wohlstands in Kontrast zur unmittelba-
ren Nachkriegszeit gesetzt wird. Gleichzeitig
wird die Notwendigkeit verdeutlicht, sich der
Teilhabe zu versichern, um dem Stigmatisie-
rungsdruck zu entgehen.

Die anderen Diskussionsteilnehmer greifen
diese Erzählung auf, etwa Herr Wenrecke dem
die Zeit des „Wirtschaftswunder“ noch in per-
sönlicher Erinnerung ist (Z1573f). In dieser
erzählerischen Erweitung durch andere Teil-
nehmende, wird deutlich, dass hier ein kollek-
tiver Erfahrungsraum angesprochen wurde.
Auch erhält der historische Bezugsrahmen des
wirtschaftlichen Wohlstand eine historischen
Erweiterung durch Frau Meiers Schilderung
ihrer Erlebnisse als Kind zum Ende des Zwei-
ten Weltkriegs. Diese Erlebnisse werden mit
dem Wirtschaftswunder der Nachkriegszeit
verbunden. Gleichzeitig kommt durch Frau
Meier ein stark mit Ressentiment aufgeladene
Ausländerfeindlichkeit in die Gruppendiskus-
sion.
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Hier soll untersucht werden, inwieweit sich
Aussagen zur wirtschaftlichen Lage mit bio-
grafischen Erfahrungen und ausländerfeindli-
chen Ressentiments verbinden lassen. Die „Auf-
bauzeit“ wird von Frau Meier mit einem fast
wehmütigen Blick zurück beschrieben (Z1158-
1169). Frau Meier beschreibt, wie in den 1960er
Jahren als sichtbares Kennzeichen des einge-
tretenen Wohlstands der Vater ein Auto ge-
kauft hat. Mit der von ihr an dieser Stelle
gewählten Formulierung „da lief dat alles von
da ab lief et eigentlich noch besser ab“ klingt
ein vermeintlicher Automatismus an, der hin-
ter dem Wiederaufbau steckte und Wohlstand
in die Familie brachte.

Wenden wir uns der Biografie von Frau
Meier zu. In der Vorstellungsrunde führt Frau
Meier sich als letzte in die Runde ein. Auf die
Frage „Wie ist es, hier in Dortmund und Um-
gebung zu leben?“, antwortet sie in einem län-
geren monologischen Beitrag. In diesem schil-
dert sie die Erfahrung absoluter Armut in der
Endzeit des Krieges und die Flucht „vor den
Russen“ mit ihrer Mutter und ihrem Bruder
aus Breslau, dem Ort ihrer Kindheit. Während
der Flucht ging eine Schwester verloren, der
Vater sei als Soldat nicht bei der Familie gewe-
sen (Z125-148). Es ist ein langer Vortrag, der
begleitet von einer sehr intensiven emotiona-
len Beteiligung der Erzählerin Frau Meier. Die
auch aktuelle Bedeutung der geschilderten
Erlebnisse für Frau Meier wird dadurch sehr
deutlich und vermitteln den Zuhörern die sin-
guläre biografische Bedeutung dieser Zeit. Der
oben zitierte Abschnitt über den Wohlstand
des Vaters, den Kauf des Wagens und die neu
gewonnene Lebensqualität und -freude steht
in einem inhaltlichen und affektiven Kontrast
zu diesen Erlebnissen. Aber an diesen Wohl-
stand der Familie schloss sich dann auch ein
bescheidener wirtschaftlicher Aufstieg an, als
Frau Meier heiratete und  sich mit ihrem Mann
selbstständig machte (Z1063-1083).

Der Vater wurde durch die Schilderungen
als zentrale Figur für Frau Meier und die Fa-
milie eingeführt, sein Erziehungsstil untermau-
ert diesen Eindruck (Z1049-1056).  In dieser

Narration wird deutlich, dass der Erziehungs-
stil autoritär und körperlich gewaltsam war.
Selbst als junge Erwachsene konnten die Ge-
schwister und Frau Meier nicht entscheiden,
was sie aus ihrem Leben machen wollten war
bei der Entscheidung über ihren Lebensweg
nicht relevant. Dieser Erziehungsstil war auch
durch schwere körperliche Züchtigung geprägt,
die in der Gruppe auch von anderen erlebt
und geschildert wird. So geben bis auf Frau
Wagner, die jünger als die anderen Teilneh-
menden ist, alle an, in ihrer Kindheit heftig
und zum Teil mit Gegenständen geschlagen
worden zu sein. Die körperliche Gewalt erfuh-
ren die Teilnehmenden von Lehrern und El-
tern und legitimieren sie und insbesondere Frau
Meier nun im Rückblick. Während sich die
anderen Teilnehmenden im Verlauf der Grup-
pendiskussion von diesen Erziehungspraktiken
ihrer Eltern mehr oder weniger distanzieren,
wird bei Frau Meier deutlich, dass sie sich bis
heute mit ihrem Vater identifiziert: „Aber wer
wem hat das geschadet? Keinem (...).“ (Z1244-
1256). Der Vater aus der Zeit des Wirtschafts-
wachstums forderte Unterwerfung und erhält
sie auch bis zum heutigen Tag. Von Wut oder
Enttäuschung über die, zwar angedeuteten,
aber nicht eingeforderten eigenen Wünsche und
Erwartungen an das Leben, ist in Bezug auf
den Vater nichts zu merken. Wut und Aggres-
sion zeigen sich dagegen, wenn Frau Meier
Ressentiments gegen „Ausländer“ äußert, die
mit heftigen Aggressionen wahrgenommen
werden und gleichzeitig die Züge von Aggres-
soren bekommen: „Und die gehen ja dann
immer gleich mit dem Messer und alles auf
die Leute zu (...).“ (Z187-203).  Diese ausbre-
chenden Ressentiments gegen Migranten zei-
gen sich wiederholt in der Gruppendiskussion.
In der Schilderung werden die Migranten von
Frau Meier mit Attributen versehen, die selbst
vermisst: „(...) die gehen nich arbeiten sehe
immer die gleichen auf der Straße ob das mor-
gens mittags oder abends is die gehen nich
arbeiten. Fahren aber n dicken BMW, er fährt
n dicken Mercedes haben n Haus (...).“ (Z815-
836).
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Diese heftige autoritäre Dynamik, der sich
gegen die Migranten richtet, kann auch auto-
chthone Deutsche einbeziehen, wenn diese als
Wohlhabend phantasiert werden.

Frau Meier: Der Lebens(.)standard ist für
uns teuer geworden für die für den kleinen
Mann der nen paar Mark nur hat, da is dat
nich teurer geworden nur für die da oben die
Tausende im Monat verdienen. Dann kriegen
se noch Viagra vom Arzt (.)  umsonst dann
kriegen (.) [atmet schwer] (Z663-666).

Es fällt ins Auge, dass sich für Frau Meier
zunächst die Türken, aber später auch alle
anderen, bei denen sie den Verdacht hat, dass
sie ein gutes Leben ohne Arbeit haben, ihren
Ärger provozieren. Diese haben in der Vorstel-
lung von Frau Meier Häuser, Autos, Geld,
Drogen, Viagra und machen, was sie wollen.
In diesem starken Neidaffekt wird den Mig-
ranten das zugeschrieben, was sie sich selbst
versprochen hat. Sichtbar wird eine Dynamik,
die im klassischen Sinne als autoritär bezeich-
net werden kann. Die dabei zum Ausdruck
kommende autoritäre Aggression weist bereits
darauf hin, was freigelegt wird, wenn das Ver-
sprechen auf Wohlstand nicht eingelöst wird.

3 | Diskussion

Aufgrund dieser Untersuchungsergebnisse soll
eine These zum Stellenwert des wirtschaftli-
chen Aufschwungs in Westdeutschland nach
1949 formuliert werden: der Wohlstand lässt
sich als kollektives Objekt zur Selbstwertregu-
lation interpretieren. Wir schlagen die Formu-
lierung vom „Wohlstand als narzisstische Plom-
be“ vor. Mit dieser Formulierung schließen wir
zum einen an die Zeitdiagnose von Alexander
und Margarethe Mitscherlich (1967) an, die
in den 1960er-Jahren eine „Unfähigkeit zu trau-
ern“ diagnostiziert hatten, und zum anderen
an Fritz Morgenthalers (Morgenthaler 1974)
Bezeichnung der individuellen und Gruppen-
funktion von fetischisierten Objekten. Trifft
die Zeitdiagnose von Alexander und Margare-

te Mitscherlich zu, dann trat an die Stelle des
„kollektiven Narzißmus (...), der durch den
Zusammenbruch des Hitlerregimes auf schwers-
te geschädigt worden (ist), (...) der wirtschaft-
liche Aufschwung, das Bewußtsein, wie tüch-
tig wir sind (...)“  (Adorno 1959: 563/564).
Demokratie wurde akzeptiert, „weil es einst-
weilen unter der Demokratie zu gut geht“
(ebd.: 559), aber sie wurde nicht gelebt und
auch nicht vorgelebt. In jedem Fall wurde die
Bedeutung des Objekts „starke Wirtschaft“
transgenerational in Deutschland weitergege-
ben. Löst sich die Plombe, werden die beste-
henden Defizite der Demokratieentwicklung
sichtbar. Auch wenn an dieser Stelle darauf
hingewiesen werden muss, dass neben den un-
tersuchten und gezeigten Einflüssen weitere
Faktoren auf die rechtsextreme Einstellung
wirken, lässt sich der Befund der Gruppendis-
kussionen auch teststatistisch überprüfen und
differenzieren (Decker et al. 2013c): Während
sich die Verfügung über Güter, also der indivi-
duelle Wohlstand, im Osten stärker mit der
Gesellschaft verbindet, ist es im Westen die
Identifikation mit dem funktionierenden Wirt-
schaftssystem. Möglicherweise ist in Ost-
deutschland noch eine größere Distanz gegen-
über dem Wirtschaftssystem vorhanden. Zudem
kommt in Westdeutschland die Nachkriegsiden-
tifikation mit der „harten D-Mark“ auch noch
in einer allgemeinen wirtschaftlichen Krise zum
Tragen. Auf Grundlage des International So-
cial Survey Programs können deutliche Hin-
weise auf die unterschiedlichen kulturellen
Bedeutungsräume der Ökonomie gefunden
werden: in keiner anderen Nation ist die Öko-
nomie der stärkste Grund für den Stolz auf
die eigenen Nation (Haller und Ressler 2006).

Unter wirtschaftlich schlechten Bedingun-
gen in Deutschland verliert die Output-Legi-
timation an Kraft, was sich am manifest wer-
den rechtsextremer Einstellungen ablesen lässt.
Mit der Metapher „narzisstische Plombe“
wollen wir deutlich machen, dass sich in die-
sem engen Zusammenhang von Ökonomie und
politischer Einstellung die erstere in ihrer
Plombenfunktion verständlich wird. Sie ge-
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stattete nach dem Krieg eine Selbstwertregu-
lation und ersetzte das konstitutive Objekt
der Gruppenidentifikation, für welches der
„Führer“ als Chiffre stehen kann. Das konnte
gelingen, weil es einen engen Nexus zwischen
Wirtschaft und Selbstvergewisserung histori-
sche Vorläufer hat.

Wenn sich die Wirtschaft in einer krisen-
haften Situation befindet, dann zeigen die
Reaktionen vor allem Risse im Selbstwert des
Einzelnen an. Nur: Alleine aus dem Wunsch
nach höherem Selbstwert und stabiler Grup-
pen-Identität hätte die Wirtschaft in Deutsch-
land nicht innerhalb kürzester Zeit nach dem
Krieg in die Funktion kommen können, ge-
nau dieses positive Selbstbild auch abzusichern.
Etwas anderes, vorgängiges musste hinzuge-
treten sein. Womit man sich identifiziert, ist
eben nicht nur die bewusste Entscheidung des
Einzelnen, meistens ist sie das sogar zu aller-
letzt. Keinesfalls ist es ein Einzelschicksal mit
welchem Ideal man sich identifiziert, auch
eine Gruppe entscheidet nicht darüber, wel-
ches Ideal sie zusammenschmiedet, als Gesell-
schaftsmitglieder unterliegen sie einem gesell-
schaftlichen und geschichtlichen Prozess. Die
Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe ist
genauso historisch gewachsen, wie das Ideal
der Gruppe. Welche Tradition der Sozialpsy-
chologie man auch heranzieht, es scheint als
gesichert gelten zu können, dass Menschen
ihren Selbstwert aus der Identifikation mit
einem Gruppenideal beziehen (Freud 1921;
Habermas 1973: 13; Tajfel und Turner 1979).
Das sagt noch nicht viel darüber aus, wie et-
was überhaupt in die Position kommen kann,
als Ideal von vielen gewählt zu werden und
diese Funktion auszufüllen. Nur eines wird
deutlich, Ideale sind Prothesen, Hilfskonstruk-
te zur Bewältigung einer verunsicherten weil
unkontrollierbar und kontigent erfahrenen
Umwelt. Verwiesen sei auf Durkheims Ano-
mie-Theorie, um den Rahmen der hier vorge-
stellten Befunde zu erweitern. Dass alltags-
kulturelle Unterschiede, trotz weitestgehen-
der Konfessionslosigkeit, gerade durch solche
historischen Linien mitbestimmt werden, ist

bekannt (Durkheim 1897: 164). Die auf indi-
vidueller Ebene selbstwertregulierend wirken-
de, allgemein verbindliche Orientierung an
einem normativen Bezugsystem – der Religi-
on – entfiel. Aber alles deutet darauf hin,
dass dies nicht ersatzlos geschah. Der religiö-
se Charakter der kapitalistischen Ökonomie
ist bereits ebenfalls früh (Weber 1904/1905;
Benjamin 1921) beschrieben worden und in
jüngster Zeit (Deutschmann 1999; Türcke
2002; Decker 2011) wurde die religiöse Tie-
fendimension der Warengesellschaft neu ent-
faltet. Es spricht also einiges dafür, dass pro-
sperierende Wirtschaft weder erst nach dem
Krieg und auch nicht nur in Deutschland als
kollektives ideales Selbstobjekt, als narzissti-
sche Plombe, fungiert.

Viel eher scheint sich in der engen Verbin-
dung von wirtschaftlichem Regress und anti-
demokratischer Einstellung die Diagnose des
Rassismus als „Alltagsreligion“ zu bewahrhei-
ten und mit ihr der Befund einer fehlgeschla-
genen Emanzipation aus voraufgeklärten Ver-
hältnissen (Claussen 1993; Decker et al. 2013a).
Die „traditionell verstandene Demokratie (ist)
nie wirklich modern gewesen“ (Blühdorn 2013:
49), nicht nur mussten und müssen beständig
Andere gefunden und abgewertet werden, auch
Autorität vermittelte solche „Prothesen-Sicher-
heit“ (Fromm 1936: 179) und eben der Reich-
tum des „Kapitalismus“ auch (Marcuse 1963:
69). Prothesen aber, der Begriff verrät es schon,
sind immer nur ein Ersatz für etwas anderes,
was verloren gegeben werden musste. Sie erin-
nern den Verlust und sind selbst nicht das ei-
gentliche, was sie ersetzen. Das schafft eine
Ambivalenz, denn zusammen mit der Stütze
erinnert die Prothese auch an den Mangel
(Decker 2004). Stützt diese Prothese aber nicht
mehr, droht der Verlust dieser Prothesensicher-
heit, muss etwas anderes her, was den Selbst-
wert stabilisiert und zur ökonomischen Regres-
sion gesellt sich die psychische: die bekannte
autoritäre Dynamik wird freigesetzt. Mit dem
Begriff der Postdemokratie wird etwas benannt,
was bereits Habermas in den 1970er Jahre als
Legitimationsverlust des Spätkapitalismus ge-
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fasst hat. Legitimation hat die warenproduzie-
rende Gesellschaft schon immer eher durch die
„Verheißung des absoluten Reichtums“ erhal-
ten, wie Christoph Deutschmann dieses Heils-
versprechen bezeichnete. Die Input-Legitima-
tion demokratisch verfasster Gesellschaften war
lange vor den zum Spektakel verkommenen
Wahlkämpfen eher Ideal als Realität. Der Wech-
sel der Öffentlichkeit und der parlamentari-
schen Demokratie kann festgestellt werden,
und trotzdem kann etwas Identisches in die-
sem Wechsel festgestellt werden. Es ist dies
ein die verschiedenen Formationen kapitalisti-
scher Produktion verbindendes Moment von
religiöser Heilserwartung. Habermas war sogar
in einem Punkt weiter als Colin Crouch denn
er hat einen Fingerzeig auf die Bedeutung der
warenproduzierenden Gesellschaft für das In-
dividuum gegeben, indem er darauf hinwies,
dass Krisen nur dadurch welche sind, weil sie
von den Gesellschaftsmitglieder als solche wahr-
genommen werden. Weiter verfolgt hat Ha-
bermas seinen Hinweis nicht. Es wird aber in
solchen periodischen Krisenphänomenen unse-
rer Ansicht nach etwas sichtbar, was sich nicht
einer Periode kapitalistischer Warenprodukti-
on zurechnen lässt, sondern die moderne Ge-
sellschaft untergründig bestimmt. Ähnliches
stellte im Grunde schon Marx fest. Er wollte
nur die Wertform analysieren und dann mehr
tat, als er wollte: Die sich ihm beständig auf-
trängenden religiösen Metaphern wurde er
nicht los, aber er nahm sie Zeit seines Lebens
nicht ernst genug. Sie blieben ihm bloße Me-
tapher und nicht aus der Sache selbst zu kom-
men. Dabei gibt der Warenfetisch mehr Aus-
kunft über die warenproduzierende Gesellschaft,
als eine bloße Metapher könnte.
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Occupy: Protest in der Postdemokratie

Fabienne Décieux/ Oliver Nachtwey

1 | Einleitung

Auch wenn die Camps längst geräumt sind,
die internationalen Occupy-Proteste haben die
öffentliche Debatte wie kaum eine andere Pro-
testbewegung in den letzten Jahren geprägt.
Ausgangspunkt der Bewegung war Occupy
Wall Street. Im September 2011 wurde von ca.
2.000 Menschen der Zuccotti Park in Man-
hattan besetzt. Damit gewann die Bewegung
einen räumlichen und symbolischen Ausgangs-
punkt (Milkman et al. 2012; Mörtenböck/
Mooshammer 2012). Am 15. Oktober 2011
fand der erste internationale Aktionstag der
neuen globalen Bewegung statt. Allein in
Deutschland demonstrierten zu dieser Zeit in
unterschiedlichen Städten 40.000 Menschen.
Auch hier gingen einige Hundert dazu über,
durch die Errichtung von Camps dauerhaft
öffentliche Plätze zu okkupieren. Es wurde
symbolisch für die Rückeroberung des demo-

kratischen Gemeinwesens protestiert, welches
den Protestlern von den Finanzmärkten domi-
niert erschien. Man wollte sich Demokratie
wieder aneignen und dies räumlich konkret de-
monstrieren durch wiederbesetzen, mit ande-
ren Worten: okkupieren. Das Signum für Oc-
cupy waren die „99%“: die bewusste Überstei-
gerung einer politischen Diagnose und einer
soziologischen Vermutung. Occupy sah sich
trotz der internen Heterogenität als die „Be-
wegung der 99%“, sie wollten symbolisch jene
repräsentieren, die vom ökonomischen Reich-
tum und der politischen Macht zunehmend
ausgeschlossen zu sein scheinen. Den Reich-
tum und die Macht monopolisiert haben hin-
gegen, so zuvor Joseph Stiglitz, die ein Pro-
zent der Superreichen. Sie kontrollieren die
Wirtschaft, die Politik und die Wall Street (Stig-
litz 2011). Der Slogan der 99% umfasst damit
sowohl die ökonomische Verteilungs- als auch
die politische Herrschaftsdimension, mit ihm
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wird symbolisch die Repräsentation der Mehr-
heit eingefordert.

Die Occupy-Proteste, so argumentiert die-
ser Artikel, sind Ausdruck postdemokratischer
Verhältnisse und gleichzeitig eine Kritik an ih-
nen. Die Postdemokratie – so die Hauptdiag-
nose von Colin Crouch – zeichnet sich durch
eine Kontinuität und formale Intaktheit de-
mokratischer Verfahren aus, während die De-
mokratie gleichzeitig von innen ausgehöhlt
wird. Politische Entscheidungen werden de
facto von der Legitimation der Bürger entkop-
pelt und stattdessen durch Konzerne, Exper-
ten, ökonomische Eliten, Lobbyisten und Wirt-
schaftsinteressen dominiert – während sich auf
der anderen Seite die politische Passivität der
Bürger erhöht (Crouch 2008).1 Der Postde-
mokratie können, so Crouch, nur zivilgesell-
schaftliche Bürgerbewegungen entgegentreten
(Crouch 2011). Occupy unterscheidet sich
wahrscheinlich in vielen Merkmalen von dem,
was Crouch sich unter zivilgesellschaftlichen
Bürgerbewegungen vorstellte. Allerdings ist Oc-
cupy, so unsere These, eine Bewegung der
Postdemokratie: Sowohl in der soziodemogra-
phischen und soziopolitischen Zusammenset-
zung als auch in den Forderungen ist Occupy
ein Ausdruck der Postdemokratie und eine
Artikulation von Kritik an der Postdemokra-
tie. Dieser Überlegung wollen wir im Folgen-
den nachgehen. Zuvor unterscheiden wir noch
typologisch zentrale Merkmale der postdemo-
kratischen Konstellation, die uns als Heuristik
für die spätere Analyse dienen.

Crouch arbeitet neben seiner generellen
Diagnose eine Reihe von Merkmalen heraus,
die die Postdemokratie kennzeichnen. Diese
Merkmale werden im Folgenden in stilisierter
Form zusammengefasst und anschließend als
Analyseraster für die Occupy-Protestbewegung
herangezogen: (1) Dominanz der Wirtschaft:
(Globale) Unternehmen sind die „Schlüsselin-
stitution“ in der Postdemokratie (45ff). (2)
Ausbreitung der Marktlogik: Öffentliche Leis-
tungen werden zunehmend kommodifiziert und
kommerzialisiert (114ff). Durch die Globali-
sierung und den Finanzkapitalismus hat die

Marktlogik enorm an Einflussmacht hinzuge-
wonnen. (3) Erosion von Arbeitnehmerinter-
essen: Auf der anderen Seite steht der sinken-
de Einfluss der Arbeitnehmer und Gewerkschaf-
ten und die Prekarisierung der Arbeitswelt (12f;
71ff). (4) Krise der Repräsentation: Parteien
sind immer seltener die zentralen Orte der
politischen Willensbildung, da sie selbst immer
weniger nach demokratischen Prinzipien funk-
tionieren und Partizipation durch Spin erset-
zen (91f).

Für unsere Analysen greifen wir auf die
Datenbasis einer von uns durchgeführten On-
lineerhebung der Occupy-Proteste in Deutsch-
land aus dem Herbst 2012 zurück.2 Dabei
können wir anhand der Daten – und unter
Zuhilfenahme allgemeiner Statistiken – zeigen,
dass es sich bei Occupy um einen Ausdruck
von und gleichermaßen eine Kritik an der Post-
demokratie handelt. Im Anschluss werden die-
se Befunde zusammengeführt um Bürgerbetei-
ligung als Gegenmacht postdemokratischer
Tendenzen zu beleuchten.

2 | Occupy als Ausdruck und Kritik der
Postdemokratie

Im Folgenden analysieren wir jene Faktoren in
unserer Untersuchung, die sich auf die oben
erläuterten Eigenschaften der postdemokrati-
schen Konstellation beziehen lassen. Bereits die
globale Hauptthese von Crouch findet sich in
den Antworten der Teilnehmer zur Frage nach
der Demokratie bestätigt. 97,1% der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer stimmen der Aussa-
ge zu, die Industrielobby habe zu viel Macht.
95,3% sind der Auffassung, dass Reiche davon
profitieren, dass die Armen immer ärmer wer-
den, was die Zunahme von sozialer Ungleich-
heit, quasi eine Polarisierung und eine Macht-
losigkeit gegenüber den oberen Klassen ver-
deutlicht. Außerdem sind 94,9% der Survey-
teilnehmerinnen und -teilnehmer der Meinung,
dass Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend
an politischen Entscheidungsprozessen betei-
ligt werden. Lediglich 12,9% sind zufrieden
mit der Demokratie, wie sie in Deutschland
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existiert, aber 95,9% identifizieren sich mit
demokratischen Werten, was die empfundene
Kluft zwischen den aktuell in der Demokratie
vorherrschenden Gegebenheiten (Ist-Zustand)
und dem Ideal (Soll-Zustand) verdeutlicht. Die
Demokratie in ihrem eigentlichen Sinne scheint
ins Wanken zu geraten.

Die Befragten sind zu 92,2% der Meinung,
dass mehr direktdemokratische Elemente und
mehr partizipatorische Demokratie nötig sind.

Sie attestieren zu 89,1%, dass sie allmählich
das Vertrauen in die Politik verlieren. In der
großen Mehrheit (89,2%) wird davon ausge-
gangen, dass Politiker nur formal an der Stim-
me und nicht inhaltlich an der Meinung der
Wählerinnen und Wähler interessiert sind. Die
Befragten stimmen des Weiteren der Aussage
zu (81,1%), dass Parteien keine Rücksicht auf
die Ängste oder Sorgen der einfachen Bevöl-
kerung nehmen.

Die Elitenkonstellationen, welche Crouch
als typisch für die Postdemokratie ausmacht,
spiegeln sich in der Wahrnehmung der Macht-
verhältnisse durch die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer wider (Abbildung 2).

Den Großkonzernen wird von 98,7% der
Befragten sehr viel bis viel Macht und Ein-
fluss zugeschrieben, ihnen folgen Banken und
Medienkonzerne, welchen von 98,4 bzw.

Abbildung 1: Demokratie [%]

96,4% der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
sehr viel bis viel Macht und Einfluss zuge-
sprochen wird. Der Politik wird nur noch
durch einen Anteil von 63,8% viel bis sehr
viel Macht und Einfluss zugeordnet. Auffäl-
lig ist hier, dass im Gegensatz zu den Banken
und Konzernen nur 14,9% der Politik sehr
viel Macht und Einfluss zuschreiben. In Be-
zug auf die Macht, also die Souveränität des

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 955-986.
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Staatsvolks (Streeck 2013), bildet sich ein
pessimistisches Bild ab. Lediglich 16,9% glau-
ben, dass die Bevölkerung viel bis sehr viel

Macht und Einfluss hat. In ähnlich geringem
Ausmaß werden Sozialverbände oder Gewerk-
schaften als mächtig angesehen.

Abbildung 2: Macht und Einfluss [%]

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 943-958.

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 978-987.

Abbildung 2: Werte [%]
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2.1 | Dominanz der Wirtschaft und Logik
des Marktes

Die demokratische Mitbestimmung/Teilhabe
erachten 97,8% der Befragten als wichtig bis
sehr wichtig. Lediglich Freiheit, Bürger- und
Menschenrechte sowie soziale Gerechtigkeit wer-
den von mehr Teilnehmerinnen und Teilnehmern
als wichtig bis sehr wichtig erachtet. Politisches

und soziales Engagement wird von 95,7% als
wichtig bis sehr wichtig eingestuft. Es ist auf-
fällig, dass soziale und demokratische Aspekte
generell den höchsten Stellenwert einnehmen,
während Macht und hohes Einkommen am
wenigsten geschätzt werden (Abbildung 3). In
den Werten von Occupy spiegelt sich somit die
Kritik an der Dominanz der Wirtschaft und die
Logik des Marktes wider.

Abbildung 4: Gründe für die Finanzkrise [%]

Bei der Betrachtung der genannten Grün-
de für die Finanzkrise wird die kritische Sicht
der Occupy-Anhängerinnen und –anhänger auf
die postdemokratisch geprägte Gesellschafts-
formation deutlich – und die Kritik an der
Dominanz der Konzerne wie an der Ausbrei-
tung der Marktlogik wird zu einer Kritik am
kapitalistischen System. Das kapitalistische
Wirtschaftssystem wird von der größten Mehr-

heit der Befragten als Grund für die Finanz-
krise erachtet. Als weitere wichtige Aspekte
werden die mangelnde demokratische Kon-
trolle auf den Finanzmärkten sowie unzurei-
chende Regeln erachtet. Die Entbettung (Po-
lanyi 1995) der globalen Finanzkonzerne aus
Staat und Sozialwesen, die starke Deregulie-
rung im Zuge der neoliberalen Wende, wird
kritisch bewertet.

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 951-971.
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Zwar sehen die Befragten auch Korruption
oder Gier als Ursachen für die Finanzkrise an,
genauso wie die medial thematisierten Feind-
bilder der Banker oder die Spekulationen am
Finanzmarkt, aber sie bewerten diese weniger
stark als systemische Ursachen.

80,8% von 927 Befragten sind der Meinung,
dass Banken verstaatlicht werden sollten. Es
geht ihnen um eine Rückeroberung des Staa-
tes für die Interessen der Bürgerinnen und
Bürger. Der Staat soll die im Zuge der Postde-

mokratisierung entstandene Übermacht der
Konzerne, in diesem Fall der global agieren-
den Banken eindämmen und die Elitenkartelle
im Sinne des Allgemeinwohls schwächen.

Die Forderung nach einer 100%-Besteuerung
ab einem Monatseinkommen von 40.000 Euro,
die die Linken-Vorsitzende Katja Kipping auf-
gestellt hatte, fand bei den Befragten ebenfalls
eine breite Zustimmung (Abbildung 5). Fast
43% stimmen dieser Forderung voll und ganz
zu, lediglich 19% waren dagegen.

Abbildung 5: 100%-Besteuerung ab 40.000 Euro Monatslohn [%]

2.2 | Erosion von Arbeitnehmer-
interessen

An den Occupy-Protesten nahmen im Vergleich
zur Gesamtbevölkerung überproportional vie-
le atypisch Beschäftigte teil (Abbildung 6).

Lediglich knapp 40% der Erwerbstätigen
arbeiten in einem klassischen Normalarbeits-
verhältnis, während etwa 28% selbstständig
bzw. freiberuflich und 33% atypisch beschäf-
tigt sind. In der Gesamtbevölkerung geht der
Anteil der Personen, die sich in einem Normal-
arbeitsverhältnis befinden, zwar ebenfalls zu-
rück, jedoch macht diese Gruppe nach wie vor
einen Anteil von mehr als 66% aus. Eine mög-
liche Deutung ist, dass gerade atypisch Beschäf-

tige die häufig weniger feste Struktur ihres
Arbeitsalltags für den Protest nutzen und sich
ihr Protest zudem aus der eigenen sozialen
Unsicherheit speist. Von den atypisch Beschäf-
tigten sind nicht notwendigerweise alle Be-
schäftigten in einer prekären Lage, denn einen
relevanten Anteil innerhalb dieser Gruppe neh-
men die Teilzeitbeschäftigten mit einem unbe-
fristeten Arbeitsverhältnis ein. In der Gesamt-
bevölkerung ist der Anteil der Teilzeitbeschäf-
tigung mit über 60% an atypischen Beschäfti-
gungsformen dominant. In der Occupy-Bewe-
gung liegt der Anteil der nicht zwangsläufig
Prekären – also der unbefristeten Teilzeitbe-
schäftigten – lediglich bei 33%, was auf einen
überdurchschnittlich hohen Anteil tatsächlich

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 961.

Fabienne Décieux/ Oliver Nachtwey



| 81

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 27. Jg. 1 | 2014

prekär Beschäftigter hinweist. Diese These der
vorherrschenden Prekarität wird dadurch un-
termauert, dass 58% der Selbstständigen und
Freiberuflerinnen und Freiberufler, die Anga-
ben zur Zahl der durch sie Beschäftigten mach-
ten, in der Befragung anführten, keine Ange-
stellten zu beschäftigen. Dies spricht für eine

große Zahl an Solo-Selbstständigen, welche
ebenfalls häufig von prekären Lagen betroffen
sind. Vor diesem Hintergrund werden im Fol-
genden weitere Indikatoren zur beruflichen und
wirtschaftlichen Situation der Befragten be-
trachtet, um den Problemen des Arbeitsmark-
tes in der Postdemokratie weiter nachzugehen.

Abbildung 6: Beschäftigungsform [%]3

Abbildung 7: Sicherheit der Stelle [%]

Quelle: Eigene Berechnung, eigene Erhebung sowie Statistisches Bundesamt o.J. b, eigene Darstellung.

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 877.
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Prekarität ist in unserem Survey nicht gleich
Job-Unsicherheit (Abbildung 7). Auch wenn
sich ca. 60% der Befragten in keinem Nor-
malarbeitsverhältnis befinden, bewerten über
60% ihre Arbeitsstelle als sehr sicher oder eher

sicher. Lediglich 30% bewerten ihre Position
als eher unsicher und nur 8,2% schätzen ihre
Stelle als sehr unsicher ein. Dies ist aber ange-
sichts der aktuellen Arbeitsmarktlage in
Deutschland nicht verwunderlich.

Tabelle 1: Arbeitsstelle adäquat zu der Qualifikation

32,6% der Befragten gaben allerdings an,
dass ihre aktuelle Arbeitsstelle nicht adäquat
zu ihrer beruflichen Qualifikation ist (Tabelle
1). Dies ist ein Indiz dafür, dass mit Blick auf
die persönlichen Erfahrungen nicht nur die Job-
Sicherheit als solche, sondern auch andere Fak-
toren einen Einfluss auf die Motivation für
eine Beteiligung an Occupy haben. Beispiel-
weise geben etwa 60% der Surveyteilnehme-
rinnen und –teilnehmer an, ihr Lohn sei nicht
angemessen (Tabelle 2).

Lediglich 40% der Befragten geben an, mit
Ihrem Lohn ein sorgenfreies Leben führen zu
können – ein weiteres Indiz dafür, dass sich
bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die
empfundene Prekarität vor allem über den Lohn
und nicht die Arbeitsplatzsicherheit einstellt.

Von den knapp 60%, die mit ihrem Einkom-
men kein sorgenfreies Leben führen können,
nimmt etwa ein Drittel zusätzlich zum Lohn
staatliche Leistungen in Anspruch – sie müs-
sen in der einen oder anderen Form ihren Lohn
aufstocken.

Innerhalb der untersuchten Gruppe befin-
den sich außerdem überdurchschnittlich viele
gut Ausgebildete, die in der Regel das Hoch-
schulstudium zumindest begonnen haben
(66,9%). Somit gehören der befragten Kohor-
te besonders viele potentiell politisch Interes-
sierte an. Es handelt sich also bei der Mehr-
heit der Aktivistinnen und Aktivisten um hoch-
qualifizierte Prekäre, die den Problemen des
Arbeitsmarktes in der postdemokratischen For-
mation ausgesetzt sind.

xi = absolute Häufigkeiten; pi = relative. Quelle: Eigene Berechnung.
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2.3 | Krise der Repräsentation

Zwar sind überdurchschnittlich viele der Oc-
cupy-Aktivisten und Sympathisanten Parteimit-
glieder, das liegt aber an dem hohen politi-
schen Interesse und politischen Engagement.
Im Grunde misstrauen sie mehrheitlich Partei-
en – wie auch anderen politischen Organisatio-
nen – und sind von ihnen tief enttäuscht. (Ab-
bildung 9). 45,9% der Befragten gaben an kein
Vertrauen in Parteien zu haben, 49,8% haben
nur wenig, nur 4,3% gaben an viel bis sehr viel
Vertrauen in diese Organisationen zu haben.
Lediglich den Banken und den Medien wird
noch weniger Vertrauen entgegengebracht.
Hierbei handelt es sich folglich um einen Aus-
druck der Krise der Repräsentation. Hinge-
gen kommen Bürgerinitiativen, von Crouch als
Gegenbewegungen zur Postdemokratie ausge-
macht, auf ein hohes Maß an Vertrauen
(78,5%).

Dem Bundesverfassungsgericht, als staatli-
cher Institution – welcher eine Unabhängig-
keit von Parteien zugesprochen wird – bringen

die Befragten trotz großer Macht und man-
gelnder direktdemokratischer Legitimation
verhältnismäßig viel Vertrauen entgegen. Au-
ßerdem scheint auch innerhalb der postdemo-
kratischen Trias von Staat, Markt und Kon-
zernen dem eigenen Arbeitgeber gegenüber bei
knapp 50% der Befragten Vertrauen vorzuherr-
schen. Aus dem Kontext, dass lokalen Verwal-
tungen mehr Vertrauen entgegen gebracht wird,
als sonstigen politischen Administrationsorga-
nen und dem bestehenden Vertrauen zu den
eigenen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern
kann geschlussfolgert werden, dass die Akti-
vistinnen und Aktivisten räumlich näheren und
somit in der Regel personell nicht so anony-
men Institutionen eher vertrauen.

Die Krise der Repräsentation wird auch bei
der Betrachtung der sogenannten Sonntagsfra-
ge deutlich. Die Linke ist die stärkste Partei,
während die Nichtwählerinnen und Nichtwäh-
ler die zweitstärkste Gruppe bilden. Auf den
dritten Rang gelangen die Piraten. Die großen
Volksparteien würden, wenn die Wahlen durch
Occupy Camperinnen und Camper, Sympathi-

Tabelle 2: Angemessenheit des Lohns

xi = absolute Häufigkeiten; pi = relative. Quelle: Eigene Berechnung.
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Abbildung 8: Sorgenfreies Leben durch den Lohn [%]

Abbildung 9: Vertrauen in Institutionen [%]

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 877.

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 848-928.
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santen oder Aktivisten (vgl. Fn. 2) entschie-
den würden, nicht einmal die Fünfprozenthür-
de schaffen. Innovative, jüngere Parteien, die
radikale Forderungen vertreten und sich von
den Volksparteien abgrenzen, erlangen hier mehr
Zuspruch.

Die Parteipräferenzen differieren hinsicht-
lich der Aktivitätsgrade der Befragten. Cam-
perinnen und Camper, also Personen, die
mindestens einmal in einem Protestcamp über-
nachtet haben, neigen eher zu den Piraten, die
Aktiven und die Informierten tendieren mehr-
heitlich zur Linken. Dies ist programmatisch
nicht verwunderlich. Die Piraten, welche bei
der Bundestagswahl 2013 die Fünfprozenthür-
de nicht geschafft haben, erfreuen sich in der
Occupy-Bewegung großer Beliebtheit, da sie
für ein neues, partizipatives Modell politischer

Verkehrsformen stehen, was in den Camps und
den Asambleas zu beobachten war. Diese Be-
fragten sahen ihr Camp als Laboratorium für
eine andere, partizipative Demokratie. Die
Zustimmung zu den Piraten innerhalb der
Occupy-Bewegung kann deshalb auch als Kri-
tik an der repräsentativen etablierten Demo-
kratie interpretiert werden.

Die Linke artikuliert programmatisch zahl-
reiche Forderungen von Occupy (siehe den
Abschnitt zur Forderung nach Verstaatlichung
und der Begrenzung von Einkommen weiter
oben im Artikel) und trifft auf relativ große
Zustimmung, steht aber insgesamt noch stär-
ker für das klassische Delegations- und Reprä-
sentationsmodell politischer Parteien und wird
aus diesem Grund vermehrt von den Aktivis-
tinnen und Aktivisten gewählt.

Abbildung 10: Sonntagsfrage [%]

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, N = 935.
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3 | Soziale Bewegung der
Postdemokratie?

In diesem Artikel sollte gezeigt werden, dass
Occupy als Protest-Bewegung als ein Ausdruck
von und eine Kritik der Postdemokratie  zu
verstehen ist. Occupy kritisiert die Entleerung
der Demokratie und versuchte auf öffentlichen
Plätzen den Bürgern wieder demokratische
Geltung zu verschaffen (Calhoun 2013). Oc-
cupy kann als eine Protestbewegung bezeich-
net werden, die als Gegenbewegung (Polanyi
1995) den postdemokratischen Entwicklungen
gegenübertritt. Sie protestiert gegen die re-
feudalisierte Wirtschaft (Neckel 2010) in der
Krise des demokratischen Kapitalismus
(Streeck 2013).

Occupy ist insofern Ausdruck der Krise der
repräsentativen Demokratie, als deren soziale
Selektivität in den letzten Jahren beträchtlich
zugenommen hat. Die politischen Parteien
haben die Anliegen der Unterprivilegierten
immer weniger repräsentiert und in die politi-
sche Willensbildung und Entscheidungsfindun-

gen eingespeist – mit der Ausnahme der Partei
Die Linke (Nachtwey/Spier 2007).4 Die Ge-
werkschaften haben sich zwar des Themas Pre-
karität angenommen, verbleiben indes mehr-
heitlich bei einer Politik der stellvertretenden
Interessenrepräsentation. Mit dem Schwinden
der Orte und Organisationen für die Artikula-
tion von Anliegen nahmen sich auch die Un-
terprivilegierten quasi selbst aus dem politi-
schen Prozess: sowohl an Wahlen als auch an
Protesten partizipierten sie in immer geringe-
rem Ausmaß (Schäfer 2013). Protest wurde vor
allem Sache der bessergestellten Bürger (Wal-
ter et al 2013). Das war bei Occupy nicht gänz-
lich anders. Auch Occupy war ein Protest der
mehrheitlich Gebildeten und Qualifizierten.
Occupy war keine Bewegung der ungelernten
Arbeiter und Arbeitslosen, aber es war eine
autonome Artikulation einer Bewegung von
hauptsächlich prekär Beschäftigten, die die
Anliegen der Unterprivilegierten überhaupt
mitthematisiert hat. Das dramatische, perfor-
mative und chaotische Moment der Occupy-
Proteste stand in deutlichem Kontrast zu den

Fabienne Décieux/ Oliver Nachtwey



| 87

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 27. Jg. 1 | 2014

wohlartikulierten und strukturierten Protesten
der Bürger gegen Stuttgart 21. Aber gleichzei-
tig war Occupy auch ein politisches Ereignis,
das von einem egalitären Geist der Aufstiegs-
und Blütezeit der Demokratie getragen wur-
de. Man versuchte sich an einer Umsetzung
dessen, was Pierre Rosanvallon mit Blick auf
die Geschichte der Demokratie als „Beziehungs-
gleichheit“ bezeichnet hat (Rosanvallon 2013).
Diese beruht nicht auf Identität und Homoge-
nität, sondern auf der Gleichheit der Bezie-
hungen der Menschen untereinander. In die-
ser Perspektive werden unterschiedliche Status-
gruppen in die demokratische Gemeinschaft
auf der Basis einer nicht-diskriminatorischen
Beziehungsgleichheit inkludiert. Jeder und jede
verfügt – trotz sozialer Disparitäten – über die
die gleichen Rechte und Ansprüche. Die Camps
und Versammlungen waren von diesem Geist
getragen.

Aber Occupy war auf eine widersprüchli-
che Art und Weise in die Postdemokratie ver-
strickt. Der radikaldemokratische Impuls von
Occupy war auch ein anti-institutioneller und
anti-repräsentativer. Außer der Versammlungs-
demokratie lehnten die Aktivistinnen und Ak-
tivisten in der Mehrheit nicht nur eine formel-
le Organisierung durch Vereine o. ä. ab. Sie
weisen auch in der Mehrzahl die klassischen
politischen Formen der Repräsentation und
Delegation zurück. Occupy praktizierte oftmals
eine radikale Politik der ersten Person. Einzel-
ne Aktivistinnen und Aktivisten konnten nicht
für Occupy sprechen und nicht für Occupy
auftreten, sondern nur für sich selbst – es gab,
wenn überhaupt, nur sehr eingeschränkt eine
politische Mandatierung. Die radikaldemokra-
tische Inklusion der Versammlungsdemokratie
war für Arbeitnehmerinnen oder Familienvä-
ter mit einem begrenzten Zeitbudget in der
Praxis real exkludierend. Auch war die Koope-
ration mit anderen, traditionellen politischen
Organisationen teilweise von sektiererischer
Distanz geprägt (Calhoun 2013; Greenwald
2012).

Die eigene Verstrickung in die Postdemo-
kratie war einer der Gründe, warum aus Occu-

py keine weitergehende soziale Bewegung ent-
stand. Aber Occupy kann als Teil eines globa-
len Protestzyklus gesehen werden, der mit dem
arabischen Frühling einsetzte und bis heute
andauert. Occupy als Protestbewegung im en-
geren Sinne mag sich aufgelöst haben, aber
der generelle Protestzyklus wird sich wahr-
scheinlich unter einem anderen Namen fort-
setzen (Calhoun 2013). Denn schließlich ist
die gesellschaftliche Problemkonstellation, in
der Occupy entstanden ist, nach wie vor prä-
sent: Nach wie vor unterliegt das Staatsvolk
der Bürger dem Marktvolk der Finanzmarkt-
akteure (Streeck 2013, 117ff).
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Lehrstuhl für Wirtschaftssoziologie der Uni-
versität Trier. Kontakt: dcie4201@uni-trier.de.

Dr. Oliver Nachtwey ist wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Wirtschaftssozi-
ologie der Universität Trier. Kontakt:
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Anmerkungen
1 Zu der umfänglichen Diskussion zur Postde-

mokratie und zur Kritik an Crouch vgl. u. a.
die Schwerpunkthefte der Politischen Vier-
teljahresschrift (03/2013), der APuZ (1-2/
2011) und des FJNSB (04/2006).

2 Die Befragung (n > 1000) wurde von Prof.
Dr. Ulrich Brinkmann und den AutorInnen
an der Universität in Trier und am Institut
für Sozialforschung Frankfurt (IfS) durch-
geführt und von der Otto Brenner Stiftung
gefördert. Anhand der in ganz Deutschland
erhobenen Daten wurden verschiedene Akti-
vitätskategorien (CamperInnen, Aktive, Sym-
pathisantInnen) operationalisiert. Genauere
Informationen zu diesem Vorgehen und der
Datenerhebung allgemein können Sie dem
Arbeitspapier der Otto Brenner Stiftung
entnehmen: http://www.otto-brenner-
shop.de/publikationen/obs-arbeitspapiere/
shop/obs-arbeitspapier-nr-6-wer-sind-die-
99.html.
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3 Definition nach dem Statistischen Bundes-
amt o.J. c.

4 In der jüngeren Vergangenheit haben auch
teilweise die Piraten diese Funktion erfüllt.
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PROJEKTBERICHT
.................................................................................................................................

zeptionen von Öffentlichkeitsbeteiligung („de-
liberative Demokratie”) haben ein großes Po-
tenzial, in verschiedenen Fragen bessere und
besser legitimierte Entscheidungen zu generie-
ren, die von zufriedeneren Beteiligten mit ge-
schaffen, umgesetzt oder akzeptiert werden.
Deliberative Verfahren zeichnen sich durch ih-
ren Fokus auf den Austausch von Argumenten
aus. Die starken Bedarfe an deliberativer Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und die bisherige ge-
sellschaftliche Praxis erlauben hier kein Zurück.
Ein deliberativer Wandel des repräsentativen
Systems sollte, kann und muss gestaltet wer-
den. Denn der Einsatz deliberativer Öffentlich-
keitsbeteiligungsprozesse ist nicht trivial. Im
Folgenden werden thesenförmig Eckpunkte und
Empfehlungen für diese Transformation for-
muliert, wie sie im Forschungsprojekt DELI-
KAT erarbeitet wurden. Sie basieren auf einer
umfassenden Analyse und Reflexion bestehen-
der Verfahren und Beteiligungsprozesse sowie
auf Expert/innendiskussionen zu den Möglich-
keiten, Voraussetzungen und Gestaltungspro-
blemen deliberativerer Demokratie. Ausgehend
von grundlegenden Richtlinien für gute Betei-
ligungsprozesse werden Aspekte vertieft, die
von besonderer Bedeutung aus Sicht der inte-
grativen, deliberativ-emanzipatorischen Demo-
kratietheorie sind (Inklusion, Transparenz,
Empowerment und sicherzustellende Rahmen-
bedingungen guter Beteiligungsprozesse). Des
Weiteren werden die dafür notwendigen trans-
formatorischen Schritte und auch Grenzen der
Gestaltbarkeit beschrieben. Im Zentrum der
Empfehlungen steht dabei der Vorschlag eines
Partizipationsmainstreamings als Basis einer
rechtlich kodifizierten und institutionell abge-
sicherten Kultur der Beteiligung.

Die Empfehlungen zeigen dabei dezidiert
eine Grundrichtung an. Innerhalb dieser sind
gleichwohl große Varianzen möglich. Wir un-
terbreiten dazu Vorschläge, die unterschiedli-
che Entwicklungspfade oder Intensitäten skiz-
zieren. Zugleich nennen wir Minimalanforde-
rungen, die erfüllt sein müssen, wenn dieser
generelle Entwicklungsschritt mit Erfolg ge-
gangen werden soll.

Partizipation mainstreamen.
Politikempfehlungen des Forschungspro-
jekts „DELIKAT – Fachdialoge deliberative
Demokratie”

Im Oktober vergangenen Jahres ging ein vom
Umweltbundesamt initiiertes und finanziertes
Grundlagenforschungsprojekt zu Ende, wel-
ches die Potenziale deliberativer Verfahren der
Öffentlichkeitsbeteiligung für die Transforma-
tion der repräsentativen Demokratie in ein ko-
operativeres, deliberativeres und partizipative-
res System erforschte. Die Wissenschaftler aus
Berlin und Stuttgart1 nahmen dazu zunächst
eine Bestandsaufnahme vor. Die Vielzahl vor-
handener Verfahren deliberativer Beteiligung
wurde erfasst, die einzelnen Verfahren (und
konkrete Umsetzungsvarianten) hinsichtlich
ihrer Eigenschaften analysiert, klassifiziert und
in eine Partizipationsmatrix eingeordnet. Die-
se Matrix ordnete die Verfahren insbesondere
hinsichtlich der jeweiligen demokratietheoreti-
schen Konzeptionen, denen sie grundlegend
folgen (neoliberal, funktionalistisch, delibera-
tiv i.e.S., emanzipatorisch). In anschließenden
Workshops mit Expert/innen wurden wichti-
ge Bedingungen gelingender Partizipation und
Faktoren der Ausgestaltung eines möglichen
Wandels im Form von Szenarien erörtert. Ab-
schließend wurden die Ergebnisse aus v.a. de-
mokratietheoretischer Perspektive reflektiert.
Alles zusammen mündete in Politikempfehlun-
gen, die im Folgenden in gekürzter Form do-
kumentiert werden.

Partizipation mainstreamen! –
den Wandel reflexiv gestalten!
Öffentlichkeitsbeteiligung – darunter verstehen
wir die Beteiligung von Privatpersonen ohne
Mandat an politischen Aushandlungsprozessen
– gehört zu den am meisten diskutierten Kon-
zepten der gegenwärtigen Diskussion um die
Demokratie, ihre Krise und ihre Zukunftspo-
tenziale. Insbesondere dialogorientierte Kon-
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Die Verfahrensebene – gute Beteiligungs-
prozesse sicherstellen!
Partizipation ist nur sinnvoll, wenn sie gut
gemacht wird. Handwerklich ungeschickt ge-
staltete Beteiligungsprozesse führen zu Frust-
rationen, zum Beispiel, wenn zu der zu klä-
renden Fragestellung nicht passende Verfah-
ren zur Anwendung kommen oder unrealisti-
sche Erwartungen bezüglich der Möglichkei-
ten des Prozesses geschürt werden. Sonst
droht die Gefahr, dass der generellen Politik-
oder Parteienverdrossenheit die neue Kompo-
nente der Partizipationsverdrossenheit hinzu-
gefügt wird.

Deliberative Öffentlichkeitsbeteiligung muss
daher immer die anerkannten Qualitätskriteri-
en für gelingende Beteiligungsprozesse beach-
ten, insbesondere:
• Rechtzeitigkeit – Beteiligung sollte begin-

nen, solange ein Entscheidungsspielraum
besteht.

• Angemessenheit/Kontextabhängigkeit – es
gilt, die passenden Verfahren zur Fragestel-
lung zu finden; Online und Präsenzverfah-
ren sollten in Zukunft noch stärker kom-
biniert werden.

• Konsistenz – es können i.d.R. nur einer
Logik folgende Verfahrenselemente kom-
biniert werden.

• Inklusion, Fairness und Empowerment –
nur die Sicherstellung einer hohen Inklusi-
on aller betroffenen sowie darüber hinaus-
gehender Perspektiven und eines fairen
Umgangs sichert die Legitimität der Pro-
zessergebnisse. Notwendig ist der aktive
Ausgleich von sozialen Ungleichheiten vor
Beginn und während des Verfahrens.

• Transparenz muss unter den Beteiligten
über Ziele, Voraussetzungen und politisch-
administrative Rahmenbedingungen des
Prozesses bestehen sowie über alle für die-
sen Prozess wichtigen Informationen, In-
teressen und Standpunkte.

• Öffentlichkeit herstellen – für die Akzep-
tanz und Legitimität erzielter Ergebnisse
in der breiteren Bevölkerung ist auch Trans-

parenz nach außen erforderlich (Prozess-
transparenz, Ergebnistransparenz).

• Informationsbereitstellung ist ein Schlüs-
sel für die Transparenz nach innen und
außen. Sie sollte umfassend sein, gut zu-
gänglich und leicht verständlich.

• Beachtung der Mikropolitik – Verfahren
müssen anspruchsvoll angeleitet werden,
ohne von Verfahrensbegleiter/innen domi-
niert zu werden; dies verlangt professio-
nelle Erfahrung und eine förderliche Kom-
munikationskultur.

• Flexibilität – Beteiligungsprozesse sollten
Raum für ungeplante Entwicklungen las-
sen und flexibel reagieren können.

• Teilnahmeanreize und Feedback – sich zu
beteiligen hat zur Voraussetzung, dass es
honoriert wird. Der wichtigste Anreiz ist
es, zu sehen, wie die Ergebnisse umgesetzt
werden.

• Sicherer Rahmen – ein guter Prozess ver-
fügt über ausreichend Ressourcen und Pla-
nungssicherheit, also über eine klare und
rechtlich verbindliche Regelung seiner Ini-
tiativrechte, Kompetenzen und Umset-
zungsansprüche.

 „Sich nichts vormachen” – deliberative
Demokratie braucht Offenheit und
Transparenz!
Öffentlichkeitsbeteiligung ist kein Allheilmit-
tel für gegenwärtige Probleme. Vielmehr sind
der deliberativen Öffentlichkeitsbeteiligung
deutliche Grenzen gesetzt, wo antagonisti-
sche Interessen und ungleiche Machtvertei-
lung Verständigung ausschließen. Zu oft fin-
det Öffentlichkeitsbeteiligung noch in Set-
tings der Unklarheit und Unverbindlichkeit
statt und droht damit Alibibeteiligung zu
werden.

Im Interesse der Herstellung gleicher Au-
genhöhe ist es für die Beteiligten wichtig, dass
zu jeder Zeit klar ist, was unter welchen Vor-
aussetzungen und mit welchem Entscheidungs-
spielraum und welcher Implementationsverbind-
lichkeit entschieden werden kann, was also die
jeweiligen Ziele angestoßener Prozesse sind und
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ob diese mit dem entsprechenden Verfahren
überhaupt zu erreichen sind (Rahmentranspa-
renz).

Erst die Klärung dieser Fragen ermöglicht
eine realistische Situationsdefinition und an-
schließende Entscheidungen für oder gegen
eine Teilnahme und für oder gegen bestimm-
te Verfahren. Ist beispielsweise ein konkreter
Interessenskonflikt mit bekannten Entschei-
dungsoptionen zu lösen, eignen sich eher bar-
gaining-orientierte Verfahren vom „neolibera-
len Pol“ des verfügbaren Spektrums,
beispielsweise Mediation. Nur bei einer tat-
sächlichen Offenheit der Situation und des
Entscheidungshorizontes ist es sinnvoll, um-
fassende deliberative Verfahren anzustoßen.
Ziel einer aktiven Beteiligungspolitik ist es
grundsätzlich, Partizipation zu initiieren, be-
vor der Entscheidungsspielraum stark einge-
schränkt ist.

Transparenz nach innen und außen ist
zudem ein Schlüssel für die Sicherstellung der
Legitimität von Prozessergebnissen. Dies gilt
gleichermaßen für die am Prozess Beteiligten
wie für die (beobachtende) Öffentlichkeit.

Dabei sollte das Prinzip der Transparenz
nicht überall und zu jeder Zeit in gleichem
Maße gelten. Gute Deliberation braucht auch
geschützte Räume. In diesen können alle Ar-
gumente offen auf den Tisch gelegt werden,
ohne dass Teilnehmende befürchten müssen,
dass ihnen unfertige oder unüberlegte Posi-
tionen später von der Öffentlichkeit vorge-
halten werden. Ansonsten besteht die Ge-
fahr, dass man nur „geglättete“, öffentlich-
keitstaugliche aber inhaltsleere Statements
erhält und weniger artikulationsstarke Teil-
nehmer/innen abgeschreckt werden könnten.
Dieses Spannungsverhältnis zwischen Trans-
parenzgebot und geschützter Diskussionsat-
mosphäre kann aufgefangen werden, indem
sich (eher explorative) Phasen der geschütz-
ten Deliberation mit Zusammenfassungs- und
Berichtsphasen abwechseln. Letztere stellen
eine Transparenz der Argumente her, ohne
dass Äußerungen konkreten Personen zure-
chenbar sind.

Beteiligung ermöglichen – Inklusion
sicherstellen – Empowerment anstoßen!
Es geht der deliberativen Demokratie um
breite gesellschaftliche Beteiligung, so ge-
nannte Jedermannbeteiligung zur Erarbei-
tung allgemeiner Normen und nicht nur die
Beteiligung augenscheinlicher Stakeholder.
Und diese verlangt breite Information über
bestehende Beteiligungsmöglichkeiten und
den Ausgleich bestehender Ungleichheiten
in den Beteiligungschancen. Damit breite Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zu besser legitimier-
ten Entscheidungen führt, müssen Anstren-
gungen unternommen werden, dass nicht
bestimmte Gruppen dominieren. Immer be-
teiligte „Profi-Bürger” (männlich, weiß, äl-
ter, gut gebildet und wohlsituiert), können
nicht das Ziel sein.

In Beteiligungsprozessen, insbesondere in
solchen, die Themen von allgemeinem Inter-
esse behandeln, müssen daher immer Elemen-
te des Empowerments benachteiligter Grup-
pen enthalten sein, die deren Präsenz und
Einfluss sicherstellen. Ohne Empowerment gibt
es unter Verhältnissen ausgeprägter sozialer
Ungleichheit keine Legitimität deliberativer
Prozesse!

Dies beginnt bei der selektiven Anspra-
che beteiligungsferner Gruppen. Die Maß-
nahmen finden ihre Fortsetzung in der ge-
sonderten Unterstützung im Prozess, wo
manifeste Ungleichheiten Beteiligung er-
schweren. Konkrete Handlungsoptionen sind
hier die Bereitstellung verständlicher und
leicht zugänglicher Informationen; gege-
benenfalls die Bereitstellung sprachlicher
und kultureller Übersetzung. Letzteres be-
zieht sich auf die unterschiedlichen ge-
schlechter- oder herkunftsbezogenen und
klassenspezifischen Habitusformen und da-
mit verbundene Hierarchien. Hier haben Pro-
zessbegleiter/innen eine wichtige soziale
Ausgleichsfunktion und brauchen entspre-
chende Sensibilisierung. Verfahren, die ei-
ner emanzipatorischen Demokratiekonzep-
tion folgen, stellen hierfür konkrete Me-
thoden bereit.
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Verlässliche Rahmenbedingungen
schaffen
Wie das repräsentative System und seine Insti-
tutionen auch, braucht die Beteiligung der
Bevölkerung finanzielle Ressourcen, verfügba-
re Zeit, institutionelle Unterstützung, Organi-
sator/innen (Prozessbegleitung) und Wissen.

Für gute Beteiligung muss der Gesetzgeber
auf allen Entscheidungsebenen klare Rahmen-
bedingungen schaffen und die Gesellschaft
notwendige Ressourcen bereitstellen. Das be-
inhaltet klare Budgets. Da Öffentlichkeitsbe-
teiligung graduell Aufgaben bisheriger Orga-
ne zumindest in Teilen übernimmt, kann auch
eine Umschichtung von Ressourcen erfolgen.
Konkrete Einsparungen erfolgen durch die
zeitliche Entlastung von Politik und Verwal-
tung, die Expertise aus der Bevölkerung ge-
winnen.

Verbindlichkeit herstellen!
Alibibeteiligung, die nur Akzeptanz beschaf-
fen will und an deren Ergebnisse sich niemand
gebunden fühlt, sowie Beteiligung, deren
Durchführung von der Willkür von Amtsträ-
ger/innen abhängt, ist motivationsfeindlich und
Ausdruck obrigkeitsstaatlicher Gewährungspo-
litik.

Deliberativere und partizipativere Demokra-
tie braucht daher klar definierte Initiativrech-
te für die Bürger/innen und klare Vereinba-
rungen über die Umsetzung der Ergebnisse von
Beteiligung!

Ressourcen bereitstellen!
Die hohen demokratietheoretisch relevanten
normativen Ansprüche an Beteiligungsprozes-
se implizieren Kosten, die für Prozessbeglei-
tung, Wissensbeschaffung, Informationsbereit-
stellung, Öffentlichkeitsarbeit, Räume oder
Technikinfrastruktur aufgewendet werden
müssen. Des Weiteren ist die Bereitstellung
einer Infrastruktur für Beteiligungswissen er-
forderlich (Förderung von Publikationen, Wis-
sensplattformen u. ä.), eine Förderung der sys-
tematischen und vergleichenden Evaluation von
Beteiligungsprozessen und vor allem Beteili-

gungspraxis als Möglichkeit des Erfahrungs-
austauschs.

Beteiligung braucht Würdigung!
Sanfte Anerkennungs- und Anreizsysteme er-
scheinen sinnvoller als die direkte finanzielle
Entlohnung, solange Beteiligung keine finan-
ziellen Nachteile verschafft. Eine direkte Ent-
lohnung würde wiederum die Entwicklung ei-
ner Profi-Bürger/innenschaft, mithin eine neue
Klasse von Politiker/innen fördern und das
Grundanliegen von Öffentlichkeitsbeteiligung
als Laienbeteiligung konterkarieren.

Die Zugangschancen erhöhen!
Berufstätigkeit und Kindererziehung, Armut
oder ländliche Wohnorte dürfen keine Aus-
schlusskriterien sein. Dies bedingt beispielswei-
se die Übernahme von Reisekosten, Sicherstel-
lung von Kinderbetreuung sowie bei Sozial-
leistungsbezieher/innen die Anerkennung des
Engagements in Beteiligungsprozessen. Lang-
fristig ist Beteiligungspolitik somit auch Zeit-
politik. Kurzfristige Möglichkeiten, eine Ent-
wicklung in diese Richtung sicherzustellen, sind
beispielsweise: die Schaffung eines Beteiligungs-
urlaubs (analog zum in verschiedenen Bundes-
ländern üblichen Bildungsurlaub) oder ein
Rechtsanspruch zumindest auf Freistellung, aus
dem keine Nachteile für Arbeitnehmer/innen
resultieren dürfen (dafür sind Kompensationen
zu erwägen). Langfristig geht es um die Neu-
justierung des Verhältnisses von Arbeit, Frei-
zeit und solchen Zeitkontingenten, die – ge-
setzlich verankert – für gesellschaftlich-politi-
sches Engagement reserviert sind.

Bildungs- und Sozialpolitik für Beteili-
gung: sozialer Ausgleich und Lernen
Langfristig ist es jedoch auch eine Überforde-
rung von Beteiligungsprozessen, alle bestehen-
den eklatanten sozialen Ungleichheiten auszu-
gleichen. Politik für mehr Beteiligung braucht
somit auch eine Sozial- und Bildungspolitik,
die Ungleichheiten beseitigt. Die Befähigung,
eigene Interessen und Ansichten zu formulie-
ren, zu vertreten und auch zu hinterfragen,
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muss erlernt werden. Wer früh den argumenta-
tiven Austausch erlernt, inklusive der darin
notwendig enthaltenen Anerkennung für sei-
ne/ihre Positionen, wird später nicht resignie-
ren.

Partizipation mainstreamen! Beteiligung
als Querschnittsthema
Der konkrete Ansatzpunkt für eine gelingen-
de Transformation, der notwendige Unterbau
für eine neue Beteiligungskultur, ist die insti-
tutionelle Absicherung gelingender Beteiligung
durch ein Mainstreaming von Partizipation. Auf
allen Ebenen und in allen Fragen und Sachbe-
reichen sind Strukturen zur Sicherstellung von
Öffentlichkeitsbeteiligung zu schaffen.

Dieser Ansatz des Partizipationsmainstrea-
mings verlangt politische Entscheidungen auf
allen Ebenen (Kommunen, Länder, Bund) zur
Abgabe eigener Kompetenzen an die interes-
sierte Laienöffentlichkeit und zum Umbau der
Verwaltungen zu Strukturen, die in allen Fra-
gen von öffentlichem Interesse öffentliche Pro-
zesse stützen. Bürger/innen sollten zukünftig
von Verwaltungen ebenso wertgeschätzte Auf-
traggeber sein wie ihre übergeordneten politi-
schen Institutionen.

Hierbei sind durchaus verschiedene Wege
möglich, die sich alle um die Schaffung recht-
lich verbindlicher und verlässlicher Strukturen
drehen. Sie dienen einerseits der Bereitstellung
von Beteiligungswissen/Kompetenzen und ha-
ben zugleich eine Kontrollfunktion für gute
Beteiligung im Sinne des Demos. Drei unter-
schiedlich weit gehende, aber auch gut kombi-
nierbare Ansätze schlagen wir vor:
• Es werden Beratungsstellen für Öffentlich-

keitsbeteiligung geschaffen, die sowohl
Politik als auch Verwaltung und Bürger/
innen bei der Initiierung und Durchfüh-
rung partizipativer Prozesse unterstützen.
Dieses niedrigschwellige Unterstützungsan-
gebot sollte die Schaffung von Partizipati-
onsunterstützer/innenstellen (ähnlich So-
zialarbeiter/innen) beinhalten.

• Es werden Anreize gesetzt, um Stabsstel-
len für Partizipation in allen Verwaltungs-

einheiten zu etablieren. Es handelt sich
hierbei um zentrale Stellen, die das The-
ma Partizipation in der Verwaltung etab-
lieren sollen und zur Vermittlung von ent-
sprechenden Partizipationskompetenzen
beitragen. Das Ziel solcher Einrichtungen
ist vor allem eine steigende Akzeptanz und
Öffnung für das Thema „Partizipation“
in der Verwaltung. Sie dienen zudem als
unterstützende Querschnittseinrichtung
für die Durchführung konkreter Prozes-
se.

• Es werden Ämter unabhängiger Bundes-
und Landesbeauftragen für Partizipation
(vergleichbar den Datenschutzbeauftragten)
geschaffen. Ihr Zweck ist die Erarbeitung
und Verbreitung von Beteiligungsstandards
(gegebenenfalls auch Zertifizierungen) und
deren kontinuierliche Bewertung und Prü-
fung in Beteiligungsprozessen.

In einem ersten Schritt sollten bestehende Pra-
xen, angewandte Gütekriterien und Praxiser-
fahrungen in einem systematischen Partizipati-
onssurvey erfasst werden. Entscheidend für die
Umsetzung von Partizipationsmainstreaming ist
es, von der Praxis wegzukommen, Beteiligungs-
prozesse erst dann zu initiieren, wenn ein ma-
nifester Konflikt besteht.

Den Wandel strukturieren –
Partizipationskultur als Leitbild
Gute Beteiligungsprozesse sind dauerhaft nur
in Verbindung mit einem gesamtgesellschaftli-
chen Wandel möglich. Die vielfältigen Praxen
und Forderungen aus der Zivilgesellschaft gilt
es in ein Leitbild für Politik und Verwaltung
zu transformieren.

Die Aufwertung von deliberativer Öffent-
lichkeitsbeteiligung zum anerkannten Weg
politischer Legitimitätsbeschaffung in Ergän-
zung zu und Verzahnung mit den Verfahren
des repräsentativen Systems stellt einen fun-
damentalen Wandel in der Art und Weise,
allgemeinverbindliche Entscheidungen zu tref-
fen, dar. Dazu bedarf es einer weitergehen-
den Kultur der Partizipation, der Befähigung
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von Menschen im Allgemeinen, aber auch
besonders von Politiker/innen und Verwal-
tung zur Partizipation. Diese Partizipations-
kultur generalisiert und fördert Wissen über
Partizipation und dazu nötige Fähigkeiten
wie argumentativen Austausch, Aufmerksam-
keit für andere Interessen und Vorstellungen
oder Geduld, sich auf kollektive Prozesse ein-
zulassen. Sie beinhaltet aber auch geänderte
Rollenverständnisse von Politik und Verwal-
tung, denn in einer stärker partizipativen De-
mokratie verschiebt sich deren Aufgabenbe-
reich.

Rolle der Politik
Die Organe des repräsentativen Systems wer-
den mehr und mehr Beratungs- und Entschei-
dungsprozesse abtreten. Sie behalten ihre Be-
deutung vor allem in der Beschaffung von
Legitimität, wenn eine (nahezu) konsensuale
Einigung in Beteiligungsverfahren nicht erzielt
werden kann und dort, wo Beteiligung (noch)
nicht stattfindet. Zugleich kann die Fachpoli-
tik in Grundfragen Beteiligungsprozesse initi-
ieren.

Rolle der Verwaltung
Die Rolle von Verwaltungen verschiebt sich
dahin, Beteiligungsprozesse entweder aktiv zu
initiieren oder aus der Zivilgesellschaft initi-
ierte Partizipation institutionell zu unterstüt-
zen, beziehungsweise zu moderieren und als
kommunale, regionale oder nationale Schnitt-
stelle für die partizipative Umsetzung von Er-
gebnissen zu sorgen. Dazu müssen Partizipa-
tionskompetenz und -akzeptanz in allen Ver-
waltungen verankert werden. Voraussetzung
ist ein Verständnis, wonach Beteiligung auf
Augenhöhe keine Störung im Betriebsablauf
darstellt, sondern eine Indienstnahme der Ver-
waltung durch ihre letztlichen Auftraggeber
– die Bevölkerung. Zugleich kann nicht oft
genug betont werden, dass die Verwaltungen
von der „Weisheit der Vielen“ profitieren, weil
Beteiligung leichter zu Entscheidungen führt,
die näher an den Interessen der Menschen
liegen.

Grenzen der Planbarkeit: den Meta-
diskurs führen – über Deliberation
deliberieren
Trotz konzeptueller Klarheit und konzeptuell
überzeugender demokratietheoretischer Begrün-
dungen sind Öffentlichkeitsbeteiligung und
deliberative Demokratie zunächst und immer
wieder neu zu lernen; sie müssen verstanden
und angenommen werden, sie müssen sich unter
wandelnden Bedingungen und gemachten Er-
fahrungen beständig erneuern.

Der Gestaltbarkeit und Planbarkeit sind auch
Grenzen gesetzt. Nimmt man die Ideen der
deliberativen, emanzipativen und kooperativen
Demokratie ernst, so muss man sie auch refle-
xiv auf sich selbst anwenden. Letztlich bleibt
immer ein Moment der Eigenwilligkeit sozia-
ler Prozesse bestehen – eine Einsicht, die gera-
de die Politik der Partizipation aufnehmen will.
Erste Metadiskurse, in denen Beteiligungskon-
zepte selbst partizipativ ausgestaltet werden,
gibt es bereits.

Widerstände verstehen, aufnehmen und
entkräften
Eine aktive Partizipationspolitik darf sich kei-
nen Illusionen darüber hingeben, dass sie ein
Selbstläufer sei. Die Ausweitung von Öffent-
lichkeitsbeteiligung impliziert ganz klar eine
Beschneidung von Machtchancen von Politik
und auch von Verwaltungen. Ebenso ist mit
Widerständen aus der Wirtschaft zu rechnen,
wenn „bürger/innennahe Themen”, zum Bei-
spiel die Forderung nach stärkeren Umwelt-
schutzrichtlinien, unmittelbaren Einfluss auf
die Wirtschaftlichkeit bestimmter Sektoren ha-
ben. Doch zu erwartende Widerstände kön-
nen zumindest in parlamentarischer Politik wie
auch in der Verwaltung dadurch gemindert
werden, dass diese lernen können und müs-
sen, dass Beteiligung Wissen, Kompetenzen
und Lösungspotenziale bereitstellt sowie eine
begrenzte ‚Machtübernahme‘ derjenigen dar-
stellt, von denen „alle Gewalt ausgeht”.
Insbesondere die zentrale Aufgabe, die Ver-
waltungen in der zukünftigen Durchführung
von Beteiligung zukommt, macht es notwen-
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dig, massive Anstrengungen zur Schulung von
Verwaltungsangestellten und -beamt/innen zu
unternehmen und klare Verpflichtungen und
Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung zu
treffen. Beteiligung muss also wesentlicher
Ausbildungs- und auch Fortbildungsbestand-
teil sowie Berufsalltag von Verwaltungen wer-
den!

Mit der Umsetzung eines solchen ambitio-
nierten, aber reflexiven Programms besteht die
Chance, Demokratie wieder mit neuem Leben
zu füllen und Herausforderungen der Zukunft
besser zu meistern!

Peter Ullrich ist Bereichsleiter „Soziale Be-
wegungen Technik, Konflikte“ am Zentrum
Technik und Gesellschaft der Technischen
Universität Berlin. Kontakt: ullrich@ztg.tu-
berlin.de

Anmerkung
1 Der Gesamtprojekt wurde bearbeitet von

Sophia Alcántara (DIALOGIK & Universi-
tät Stuttgart), Nicolas Bach (nexus Institut,
Berlin), Rainer Kuhn (DIALOGIK & Uni-
versität Stuttgart) und Peter Ullrich (Tech-
nische Universität Berlin, Zentrum Technik
und Gesellschaft, Institut für Protest- und
Bewegungsforschung i.G.).

PROJEKTVORSTELLUNG
.................................................................................................................................

Die Griechen, die Deutschen und
die Krise (GGCRISI)

Die öffentliche Auseinandersetzung mit
diesen Fragen steht im Zentrum des kürzlich
angelaufenen Forschungsprojekts GGCRISI,
das am Institut für Soziologie der Freien Uni-
versität Berlin angesiedelt ist. Unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Jochen Roose und Prof.
Maria Kousis PhD vom Institut für Soziologie
der Universität Kreta wird das vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung, sowie
dem griechischen Ministerium für Bildung,
Religionsangelegenheiten, Kultur und Sport
geförderte Projekt zu gleichen Teilen und in
enger Kooperation bearbeitet.

Analysen von Debatten zur Krise
Die Eurozonenkrise, die seit 2009 Europa in
Atem hält, hat – mit der erwartbaren Verzöge-
rung wissenschaftlichen Arbeitens – erhebliches
Forschungsinteresse auf sich gezogen. Schon
sind einige erste Studien erschienen. Neben
Verlauf und Ursachen der Krise selbst (z.B.
Illing 2013, Schuppan 2013) sind die sozialen
Folgen und ihre gesellschaftliche Verarbeitung
von großem Interesse. Dazu gehört neben der
Einstellungsforschung (z.B. Lengfeld et al.
2012) auch die Analyse des massenmedialen
Krisendiskurses. Dabei stand bisher vor allem
die Diffusion spezifischer semantischer Mus-
ter und diskursiver Bilder, wie etwa der Kon-
struktion von kultureller Andersartigkeit der
südeuropäischen Krisen-Länder und deren Be-
völkerung, im Vordergrund. Unter Verwendung
der kritischen Diskursanalyse haben Bickes und
andere (2012) kurz nach der „heißen Phase”
der Griechenlandkrise eine umfangreiche Pres-
seanalyse von deutschen und griechischen Zei-
tungen vorgelegt. Sie arbeiten Hintergrundan-
nahmen heraus, deuten Metaphern und finden
dabei diskriminierende, zum Teil auch rassis-
tisch anmutende, Interpretationen. „Vieles wur-
de (…) gesagt. Und zwar in einer unverblüm-
ten, lauten, hämischen und beleidigenden Spra-
che, die nachvollziehbare Verletzungen und Em-
pörung in Griechenland ausgelöst hat” (Bickes
et al. 2012: 222). Das mediale „Griechenland-
Bashing” war auch Gegenstand einiger weite-
rer Analysen (u.a. Mylonas 2012, Tracy 2011,

Wer ist schuld an der finanziellen Schieflage
in der Eurozone? „Faule Griechen”? Die kurz-
sichtigen Gründer der Eurozone? Oder die
eigennützigen deutschen „Export-Weltmeister”?
Wer ist verantwortlich für Erfolge und Misser-
folge im Krisenmanagement? Welche Akteure
sollten handeln und in Zukunft für Maßnah-
men zur Bekämpfung der sozialen, politischen
und ökonomischen Folgen der Krise zuständig
sein?
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Tsoukala 2013). In der Tradition der Diskurs-
analyse (Keller et al. 2011) steht der Gesamt-
eindruck der Berichterstattung im Vordergrund,
der nicht nach einzelnen Sprechern differen-
ziert. Allenfalls verschiedene Medien werden
unterschieden. In der Kritischen Diskursanaly-
se (Jäger 2011) geht es vor allem darum, die
Berichterstattung kritisch zu hinterfragen und
normativ zu beurteilen. Ganz ohne Frage bie-
tet die Berichterstattung zur Eurozonenkrise
dafür reichlich Material. Die vorgelegten Ana-
lysen sind oft detailreich und machen interes-
sante Muster deutlich. Allerdings bleibt es bei
dieser Beschreibung und normativen Beurtei-
lung. Erklärungsfragen spielen keine Rolle,
nicht zuletzt weil sich in der Darstellung der
Diskurse kaum Differenz findet, die dann
Gegenstand einer Erklärung werden könnte.
Welche Akteure zu mehr oder weniger Grie-
chenland-kritischer Darstellung tendieren, fehlt
in diesen Analysen.

Attribution von Verantwortung
Das Projekt GGCRISI ergänzt diesen For-
schungsstand mit einer systematischen, quanti-
tativen Analyse der Medienberichterstattung
in Deutschland und Griechenland, die stärker
auf Akteure fokussiert und die Attribution von
Verantwortung in den Mittelpunkt stellt: Wer
wird von wem für was mit welchen Begrün-
dungen verantwortlich gemacht?

Der Prozess der Attribution von Erfolgen,
Misserfolgen, Handlungserwartungen oder
Zuständigkeiten ist kein unmittelbares Resul-
tat objektiver Problemlagen, sondern zentraler
Bestandteil der sinnhaften Konstruktion poli-
tischer Wirklichkeit. Die Zuschreibung von
Verantwortung ist immer vielfältig möglich, weil
an realen Entwicklungen viele Akteure betei-
ligt waren und sich weitere hätten einschalten
können. Wer verantwortlich gemacht wird, ist
eine soziale Konstruktion, die auch ganz anders
ausfallen könnte. Beispielsweise findet sich in
Erklärungen der Bundesregierung immer wieder
die Ansicht, dass die Krisenländer für ihre
Misere selbst verantwortlich sind und somit
auch die Konsequenzen in Form nationaler

Sparanstrengungen zu tragen haben. Die we-
nigen positiven Entwicklungen in den Krisen-
ländern werden auf die von der Bundesregie-
rung forcierten Sparanstrengungen zurückge-
führt. Die in anderen europäischen Ländern
geführte Debatte um eine deutsche Mitschuld
an den strukturellen Ungleichgewichten der
Eurozone kommt dagegen kaum vor. Dieses
Beispiel verdeutlicht die Ausgangshypothese der
Attributionsanalyse, nach der sich Akteure in
der Öffentlichkeit Erfolge selbst zuschreiben,
während andere für Misserfolge verantwortlich
gemacht werden (Gerhards et al. 2009, Ger-
hards et al. 2013, Hood 2002).

Der massenmedial abgesteckte Interpretati-
onsrahmen dürfte für die Interpretationen der
Bürgerinnen und Bürger in der Eurozone nicht
ohne Folgen bleiben. Für deren Verständnis der
komplexen Krisensituation werden die öffent-
lichen Deutungsangebote, die sich vorwiegend
im nationalen Rahmen abspielen, einflussreich
sein (Chong/Druckman 2007). Die Attribut-
ionszuschreibungen im öffentlichen Raum be-
einflussen das Ansehen und die Legitimität der
Akteure in der Bevölkerung. Entsprechend
versuchen Akteure, ihre spezifischen Krisen-
Interpretationen und Lösungsvorschläge zu
verbreiten, um so öffentliche Unterstützung
zu gewinnen. Wer in diesem Deutungskampf
aus strukturellen Gründen zurückbleibt, kann
schnell zum Sündenbock werden (vgl. für die
Zeit vor der Krise Gerhards et al. 2009). Aller-
dings sind auch Gegenmobilisierungen für al-
ternative Deutungen möglich. Politik ist nicht
zuletzt ein Ringen um Interpretation und die
Zuschreibung von Verantwortung. Diesem Rin-
gen zwischen unterschiedlichen Akteuren mit
unterschiedlichen Interessen und Restriktionen
gilt das Interesse des Projekts.

Discursive Actor Attribution Analysis
Zur systematischen Erfassung der Attribution
von Verantwortung in medialer Berichterstat-
tung hat das Projekt den Ansatz der Discursi-
ve Actor Attribution Analysis entwickelt. Die-
ses Inhaltsanalyseinstrument ist eine Weiterent-
wicklung der Attributionsanalyse, die Gerhards,
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Offerhaus und Roose (2007) vorgeschlagen
haben.

Die Attributionsanalyse nach Gerhards,
Offerhaus und Roose (2007) geht von der Fra-
ge aus: Wer wird von wem für was verantwort-
lich gemacht? Erhoben wird also, in Bezug auf
welchen Gegenstand ein Sender einem Adres-
saten Verantwortung zuschreibt. Dieser Ansatz
unterscheidet sich bereits deutlich von der
Diskursanalyse, weil die Akteure im Vorder-
grund stehen. Damit kann die strukturelle und
kulturelle Situation des Senders zur Erklärung
der Muster beitragen. Allerdings bleibt die
Abbildung der Berichterstattung insgesamt
unvollständig, denn Aussagen, die keinem Sen-
der zugeordnet werden können, bleiben unbe-
rücksichtigt.

Diese Attributionsanalyse wird für den
Ansatz der Discursive Actor Attribution Ana-
lysis in drei Dimensionen erweitert. Diese Er-
weiterungen sind inspiriert durch die Political
Claims Analysis (Koopmans/Statham 1999),
die wiederum von der Protestereignisanalyse
(Koopmans/Rucht 2002) und dem Framing-
Ansatz (Snow 2007) ausgeht.

Zum einen erweitern wir die Formen von
Attributionen. Gerhards, Offerhaus und Roo-
se haben in ihrem Ansatz zwei Attributionsty-
pen unterschieden: Kausalattributionen und
Zuständigkeitsattributionen. Während die Kau-
salattributionen das faktische Eintreten von
Ereignissen bewerten, fordern Zuständigkeits-
attributionen eine generelle Kompetenz zum
Problemumgang für einen Akteur. Diese bei-
den Grundformen erweitert die Discursive
Actor Attribution Analysis in Anlehnung an
die Political Claim Analysis um die Aufforde-
rungsattribution. In diesem Fall wird ein Ak-
teur zu konkretem Handeln aufgefordert. Die-
se Attributionsform ist für die Untersuchung
von Protest und Bewegungen von besonderer
Bedeutung.

Zum Zweiten kommt in Anlehnung an die
Protestereignisanalyse (Rucht et al. 1998,
Rucht 2001, Kriesi et al. 1995) die Form der
öffentlichen Artikulation von Attributionen
hinzu. So kann zum Beispiel die öffentliche

Zuschreibung von Misserfolgen in Form eines
Zeitungsinterviews, aber auch einer Protest-
kundgebung erfolgen. Die Massendemonstra-
tionen gegen die Sparpolitik der Troika sind
dafür ein Beispiel. Nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund der gesellschaftlichen Dynamik der
Eurozonenkrise bilden diese Proteste einen
Schwerpunkt unserer Analyse.

Die dritte Erweiterung vollzieht sich in
Anlehnung an den Framing-Ansatz: Begründun-
gen gehen mit in die Untersuchung ein. So
können sich Befürworter wirtschaftspolitischer
Maßnahmen zur Überwindung der Krise ex-
plizit auf die Grundannahmen des Ordo-Libe-
ralismus oder aber auf die des Neo-Keynesia-
nismus berufen. Gleichermaßen kann sich Kanz-
lerin Merkel aber auch auf moralische Grund-
sätze wie den „Frieden in Europa“ berufen um
ihre Krisenpolitik zu rechtfertigen. In Kombi-
nation mit den anderen Elementen der Discur-
sive Actor Attribution Analysis können die
verschiedenen Deutungs- und Begründungsmus-
ter der Eurozonenkrise so systematisch darge-
stellt und den unterschiedlichen Akteuren und
Attributionsarten zugeordnet werden.

Das Projekt GGCRISI
Im Zentrum des Projekts The Greeks, the
Germans, and the Crisis (GGCRISI) steht die
Inhaltsanalyse der Berichterstattung zur Euro-
zonenkrise in deutschen und griechischen Ta-
ges- und Wochenzeitungen von September 2009
bis September 2013 mit der Discursive Actor
Attribution Analysis. Für Deutschland greifen
wir auf die Frankfurter Allgemeine Zeitung, die
Süddeutsche Zeitung und die BILD-Zeitung
zurück, möglicherweise ergänzt um Die ZEIT.
In Griechenland nutzen wir Eleftherotypyia, Ta
Nea, To Vima, Protothema und Avgi. Zusätz-
lich betrachten wir die Nachrichtenagentur
Reuters, also eine Quelle, in der nationale Se-
lektionsfilter eine weit geringere Rolle spielen.

Mit einem leicht modifizierten Instrument
werden ergänzend programmatische Stellung-
nahmen von jenen Akteuren untersucht, die
sich im Laufe der Presseanalyse als zentral he-
rausgestellt haben.
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Der dritte Projektschritt besteht aus Inter-
views mit diesen Akteuren. Dabei geht es um
ihre Situationsdeutungen und Strategien sowie
die Wahrnehmung anderer Debattenteilnehmer.

Ein besonderer Vorteil des Forschungsvor-
habens ist die enge Kooperation zwischen den
beiden Länder-Teams, die eine Analyse der
Berichterstattung vor dem Hintergrund genau-
er Kenntnis der Strukturen und Kulturen der
jeweiligen Länder erlaubt. Das Projekt unter-
sucht die Berichterstattung im Ländervergleich
und die Bezugnahme auf Akteure in dem jeweils
anderen Land.

Wissenschaftliche MitarbeiterInnen in dem
Projekt GGCRISI sind in Deutschland Prof.
Dr. Jochen Roose, Franziska Scholl und Mo-
ritz Sommer (Berlin) sowie in Griechenland
Prof. Maria Kousis PhD, Dr. Konstantinos
Kanellopoulos und Marina Papadaki (Rethym-
no).

Die Analyse ermöglicht Rückschlusse in
Bezug auf die Debatte um die zukünftigen
Entwicklungslinien der europäischen Integra-
tion im Zeichen der Krise. So tragen die Be-
funde zur Debatte um eine Europäisierung und
Transnationalisierung der Öffentlichkeit sowie
der Europäisierung und Transnationalisierung
von politischen Auseinandersetzungen, insbe-
sondere von Protesten, bei (della Porta/Caiani
2009). Auch die Möglichkeiten einer verstärk-
ten Politisierung der europäischen Integration
oder auch die Gefahren einer Re-Nationalisie-
rung derselben stehen auf dem Prüfstand
(Zürn/Ecker-Ehrhardt 2013). Nähere Projekt-
informationen unter: www.ggcrisi.org.

Jochen Roose ist Junior-Professor für Sozi-
ologie europäischer Gesellschaften am Institut
für Soziologie der Freien Universität Berlin und
Researcher am Institut für Protest- und Bewe-
gungsforschung (i.Gr.), Berlin. Kontakt:
jochen.roose@fu-berlin.de

Moritz Sommer ist Soziologe und arbeitet
als wissenschaftlicher Mitarbeiter im For-
schungsprojekt GGCRISI am Institut für So-
ziologie der Freien Universität Berlin. Kontakt:
sommer.moritz@fu-berlin.de

Franziska Scholl ist Soziologin und arbei-
tet als wissenschaftliche Mitarbeiterin im For-
schungsprojekt GGCRISI am Institut für So-
ziologie der Freien Universität Berlin. Kontakt:
franziska.scholl@fu-berlin.de
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WORKSHOPBERICHT
.................................................................................................................................

„Riot!”

Riots sind in den letzten Jahren im Zuge der
weltweiten Krisenproteste, insbesondere in
Südeuropa, in Großbritannien im August 2011,
in den französischen Banlieues, in Stockholm,
Istanbul und an vielen Orten mehr Gegenstand
politischer und medialer Debatten geworden.
In den Sozialwissenschaften beschäftigen sich
unter anderem die kritische Stadtforschung
sowie die Bewegungs- und Protestforschung
damit. Vor diesem Hintergrund fanden sich
am 13.12.2013 im Institut für Protest- und
Bewegungsforschung in Berlin rund 25
Forscher_innen aus Deutschland, Italien und
den USA zum Workshop „Riot!” zusammen.
Auf der Grundlage von sieben Vorträgen zu
überwiegend empirischen Studien wurden zen-
trale theoretisch-konzeptionelle sowie metho-
dologische und methodische Fragen der sozial-
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wissenschaftlichen und historischen Forschung
zu riots diskutiert. Dabei wurde deutlich, dass
über die unterschiedlichen analysierten Fälle –
Potsdamer Häuserkämpfe in den frühen 1990er
Jahren (Jakob Warnecke, Universität Leipzig),
riots in Greater Manchester 2011 (Steffen Lie-
big, Universität Jena), in den französischen
Banlieues 2005 (Philippe Greif, Universität
München) und in Stockholm 2013 (Janna Fren-
zel, Freie Universität Berlin), „Hungerrevolten”
in Ouagadougou 2008 (Bettina Engels, Uni-
versität Bayreuth) sowie antikoloniale Kalina-
go-Aufstände 1705 (Isaac Curtis, University of
Pittsburgh) – hinweg Parallelen und Gemein-
samkeit jenseits raum-zeitlich kontingenter
Bedingungen und Spezifika beobachtet wer-
den können.

Entstehung: Exklusion und
Marginalisierung
Zwei miteinander verbundene Fragen durch-
ziehen die empirischen Forschungen zu riots.
Erstens: Unter welchen Bedingungen und in
welchen Kontexten kommt es zu riots? Und
zweitens: Welche Akteure sind beteiligt? Un-
ter den Workshopteilnehmer_innen bestand
Einigkeit darin, dass riots nicht von alltägli-
chen Lebensbedingungen und existenziellen
Kämpfen marginalisierter Akteure und sozia-
ler Gruppen getrennt betrachtet werden kön-
nen. Diskriminierende Praktiken von Verwal-
tungen und Polizei und damit verbundene
Auseinandersetzungen mit staatlichen Akteu-
ren und Institutionen bilden ebenso den Kon-
text von riots wie spezifische Formen der Ex-
klusion und Diskriminierung beispielsweise
beim Abschluss von Mobilfunkverträgen, bei
der Job- und Wohnungssuche und die Illegali-
sierung von Migrant_innen. Janna Frenzel stellt
in ihrem Beitrag heraus, dass sozialer Ausschluss
in dreifacher Hinsicht – materiell, räumlich und
symbolisch – stattfindet. Jakob Warnecke und
Steffen Liebig beobachten in ihren Fallstudi-
en, dass die Durchsetzung kapitalistischer Ver-
hältnisse mit dem systematischen Ausschluss
bestimmter Gruppen einhergeht – was allein
noch nicht erklärt, wann und wo riots auftre-

ten, als politisch-historischer Kontext jedoch
eine zentrale Rolle spielt. Emanuele Achino
(Politecnico Turin) schlägt in diesem Zusam-
menhang in seinen konzeptionellen Überlegun-
gen vor, riots analytisch ins Verhältnis zu poli-
tischen Strukturen zu setzen, wie es in der
Bewegungsforschung üblich ist. Um das Ver-
hältnis von Strukturbedingungen und dem
Auftreten von riots zu fassen, scheinen histori-
sche und vergleichende Studien besonders hilf-
reich. Beispielsweise waren die riots 2011 die
schwersten derartigen Unruhen in Großbritan-
nien seit mindestens 30 Jahren, stellen aber
keineswegs ein neues Phänomen dar, wie bereits
Edward Palmer Thompson in seiner wegwei-
senden Arbeit zur „Moral Economy of the
English Crowd in the 18th Century” (1971)
gezeigt hat.

Akteure: nicht nur junge Männer
Alle Beiträge des Workshops verweisen auf
einen Zusammenhang zwischen sozioökonomi-
schem Wandel, Deprivation und der Beteili-
gung an riots. Deutlich wird darüber hinaus,
dass lokale Ereignisse und Kontexte für die
Entstehung von riots zentral sind, auch wenn
sich die strukturellen Ursachen auf nationaler
und globaler Ebene ähneln. So weist Philippe
Greif darauf hin, dass zwischen den französi-
schen Vorstädten teils bedeutende Unterschie-
de bestehen und die Rede von „den Banlieues”
oft irreführend ist. Auch die an riots beteilig-
ten Akteure unterscheiden sich abhängig vom
lokalen Kontext. So stellt Jakob Warnecke fest,
dass die Hausbesetzter_innenszene in Ost-
deutschland ab 1989 insgesamt mehrheitlich
aus der DDR-Jugendopposition kam; während
in Universitätsstädten wie Berlin und Leipzig
Studierende eine wichtige Rolle bei den Beset-
zungen spielten, waren es in Potsdam (das zu
diesem Zeitpunkt weder über eine Universität
noch über eine Fachhochschule verfügte) vor
allem junge Arbeiter_innen und Auszubilden-
de.

Insgesamt bestehen wenig Zweifel, dass
marginalisierte junge Menschen meist die
Hauptakteure von riots darstellen, wobei die
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Kategorien race und Geschlecht eine zentrale
Rolle spielen. Die jüngsten riots in den euro-
päischen Metropolen sind nur vor dem Hin-
tergrund zu verstehen, dass schwarze und ara-
bische junge Männer besonders stark von dis-
kriminierenden Praktiken staatlicher Akteure
betroffen sind und insbesondere überproporti-
onal häufig von Polizeikräften verdachtsunab-
hängig überprüft und bei Verfolgungen oder
Festnahmen getötet werden. Letzteres war
beispielsweise der Auslöser der jüngsten um-
fangreichen riots in Frankreich und Großbri-
tannien. Diese Beobachtung trifft auf den mit-
tel- und nordeuropäischen Kontext zwar weithin
zu, ist aber nicht notwendigerweise universell
gültig, wie das Beispiel der von Bettina Engels
analysierten afrikanischen Hungeraufstände
zeigt. Darüber hinaus ist in einigen Fällen ein
Wandel der Beteiligten unter den riots zu beo-
bachten. So stellt Steffen Liebig fest, dass in
Greater Manchester 2011 im Vergleich zu frü-
heren riots die Bedeutung der Kategorie race
zurückgegangen sei und die Beteiligung von
Frauen zugenommen hätte. Zudem ist denk-
bar, dass bestimmte Stereotype durch den öf-
fentlichen Diskurs systematisch reproduziert
werden, indem beispielsweise nicht darüber
berichtet wird, wenn Frauen von willkürlichen
Polizeikontrollen betroffen sind.

Fast alle Beiträge des Workshops deuten in
der einen oder anderen Weise darauf hin, dass
die Kategorie Geschlecht für riots eine zentra-
le Rolle spielt. Philippe Greif stellt sie in den
Mittelpunkt seiner Analyse und betont, dass
die vermeintlich klare Verbindung von Männ-
lichkeit und Gewalt bei „den Jugendlichen” in
den Vorstädten zu einfach gedacht ist, Stereo-
type reproduziert und damit die Bedeutung
von Geschlechterkonstruktionen und -verhält-
nissen für riots eher verschleiert als offenlegt.
Um Geschlechterdynamiken in riots zu verste-
hen, muss die Analyse ebenso die betroffenen
Mädchen und Frauen einbeziehen, so Greif.

Riots sind politisch
In theoretisch-konzeptioneller Hinsicht stellen
sich vor allem zwei Fragekomplexe. Erstens:

Was verstehen wir unter riots? In welchem
Verhältnis stehen sie zu politischem Protest und
sozialen Bewegungen? Inwiefern stellen sie
kollektives Handeln dar? Und zweitens: Inwie-
fern sind riots als „politisch“ zu konzeptuali-
sieren? Inwiefern und in welcher Weise wer-
den riots von anderen Akteuren zu „Objekten
von Politik“ gemacht?

In der bestehenden Literatur werden als
definitorische Merkmale von riots meist Spon-
taneität und physische Gewalt angeführt. Die-
se Konzeption wird jedoch nicht von allen
Forscher_innen geteilt: Manche gebrauchen
riots als Begriff synonym zu „Krawallen“ – die
ebenfalls physische Gewalt und Ausbrechen aus
etablierten Protestformen umfassen, aber auch
geplant sein können. Jakob Warnecke zeigt in
seiner historischen Analyse, dass Gewalt als
Mittel des Protests unter den Beteiligten der
Potsdamer Hausbesetzungen umstritten war
und meist unterschiedliche Protestformen
gleichzeitig eingesetzt wurden. Riots lassen sich
durchaus als Form des militanten Protests,
meist in Form von Konfrontationen zwischen
marginalisierten Jugendlichen und Polizeiein-
heiten verstehen, nicht aber darauf beschrän-
ken. Janna Frenzel kann in ihrer Analyse der
Narrative über die Stockholm riots von 2013
zeigen, dass soziale Bewegungen und Bewe-
gungsorganisationen weithin als legitime Form
der Artikulation gesellschaftlicher Interessen
anerkannt werden, wohingegen riots als illegi-
tim gelten. Bettina Engels argumentiert am
Beispiel der afrikanischen Hungeraufstände im
Zuge der jüngsten Nahrungsmittelpreiskrise,
dass Gewerkschaften und Bewegungsorganisa-
tionen riots marginalisierter Jugendlicher oft
zwar als nachvollziehbare Reaktion auf sozioö-
konomische und politische Missstände sehen,
den riotern dennoch nicht den Status von po-
litischen Subjekten zusprechen. Insgesamt lässt
sich für die sozialwissenschaftliche Forschung
festhalten, dass der Fokus auf formale Organi-
sationen wie Gewerkschaften, NGOs und Be-
wegungsorganisationen dazu führt, dass riots,
ihre Akteure und informelle Organisationsstruk-
turen oft aus dem Blick geraten.
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Politische, mediale und akademische Debat-
ten über riots sind stets von Machtbeziehun-
gen durchzogen, die sich darin äußern, wer
spricht, wer gefragt und wer gehört wird. An
riots wird deutlich, dass real existierende „De-
mokratie“ vielfach ein exklusives Projekt dar-
stellt, aus dem ausgeschlossen wird, wer sich
nicht an die „verfassten Spielregeln“ hält. In-
stitutionalisierte Akteure handeln aus, wer im
Rahmen des demokratischen Projekts welche
Forderungen wie artikulieren darf. Vor diesem
Hintergrund ließen sich riots auch als reper-
toire of contention von marginalisierten ge-
sellschaftlichen Akteuren verstehen, die aus dem
demokratischen Spiel ausgeschlossen sind oder
sich als ausgeschlossen wahrnehmen. Als nicht
genormte Form des Konfliktaustrags brechen
riots mit bestehenden institutionellen Regeln,
wie die Beiträge von Bettina Engels und Stef-
fen Liebig betonen. Auch Jakob Warnecke fasst
riots als einen Modus des Konfliktaustrags: Der
Konflikt um die besetzten Häuser sei in Pots-
dam in den frühen 1990er Jahren regelmäßig
vom Verhandlungstisch auf die Straße verla-
gert worden. Isaac Curtis verweist auf Martin
Luther King, der riots als die „Sprache der
Ungehörten“ bezeichnete. In seiner historischen
Analyse zeichnet Curtis nach, dass nicht alles
„was als riot erscheint, auch tatsächlich ein
riot ist“. Vor diesem Hintergrund stellt Curtis
„riot“ und „soziale Bewegungen“ als analyti-
sche Begriffe generell infrage. Zweifelsohne
ist „riot“ ein politisch besetzter Begriff, um
dessen Deutungshoheit staatliche Akteure,
Medien, institutionalisierte Protestakteure und
andere streiten, wobei rioter selbst an diesem
Diskurs kaum beteiligt sind oder gehört wer-
den. Neben dieser grundlegenden Gemeinsam-
keit sind zwischen den Fällen auch Unterschie-
de in den jeweiligen Diskursen über riots fest-
zustellen. Während Steffen Liebig in Greater
Manchester eine deutliche Abgrenzung auf
beiden Seiten zwischen (linken) Gewerkschaf-
ten und riotern identifiziert, beobachtet Betti-
na Engels für Burkina Faso, dass Gewerkschaf-
ten und andere institutionalisierte Protestak-
teure die Hungeraufstände diskursiv vereinnah-

men und zur Legitimierung und Durchsetzung
ihrer eigenen politischen Forderungen nutzen.

Wenn rioter kein politisches Projekt im
engeren Sinne konkret artikulierter Forderun-
gen verfolgen, sind sie deshalb keineswegs
unpolitisch, wie alle Beiträge des Workshops
betonen. Um dies analytisch fassen zu kön-
nen, scheint es hilfreich, theoretisch über die
gängigen Ansätze der Bewegungs- und Protest-
forschung hinauszugehen. Jakob Warnecke
schlägt hierfür den Rückgriff auf das Konzept
des „Eigensinns“ vor. Philippe Greif betont,
dass die Analyse von riots als politische Phäno-
mene notwendigerweise mit der Frage nach
dem Politischen als solche einhergeht, wie sie
etwas von Giorgio Agamben, Jacques Rancière
und Étienne Balibar gestellt wird.

Forschung über riots: Methoden
Methodisch stützen sich die empirische For-
schungen zu riots auf die Analyse historischer
Quellen von Staatsapparaten, Herrschaftseliten
und – soweit verfügbar – oppositionellen und
informellen Zusammenhängen, von Filmen,
Bildern, Medienberichten, Flugblättern und
dergleichen, auf Polizeistatistiken sowie auf
Interviews mit Journalist_innen, Sozialarbei-
ter_innen, Politiker_innen, Polizeikräften und
riotern selbst. Zwei zentrale methodologische
Herausforderungen lassen sich identifizieren.
Erstens besteht sowohl für historische als auch
für gegenwärtige riots insofern eine Schiefla-
ge hinsichtlich des verfügbaren Materials, als
das Gros der Daten aus staatlichen bzw. herr-
schaftsnahen Quellen stammt. Während über
riots viel gesprochen wird, kommen rioter selbst
wenig zu Wort – und sind auch als Interview-
personen für empirische Forschungsvorhaben
oft schwer erreichbar. Damit zusammenhän-
gend stellt sich zweitens die Frage, inwiefern
Narrative über riots – seien es Polizeistatisti-
ken, die riots als kriminalisiertes Phänomen
konstruieren, oder wohlmeinende Diskurse von
Sozialarbeiter_innen, Gewerkschaften oder
NGOs – überhaupt Rückschlüsse auf die struk-
turellen Ursachen von riots und die Motive
der Beteiligten zulassen.
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Festzuhalten ist, dass die Forschung über
riots bisher wenig systematisch und verknüpft
stattfindet, sondern eher vereinzelt im Rahmen
empirischer Projekte in unterschiedlichen Fach-
disziplinen (Politikwissenschaft, Soziologie,
Anthropologie, Geschichtswissenschaft, Geo-
graphie). Dabei ist sie theoretisch, methodisch
und empirisch durchaus anschlussfähig an viel-
fältige aktuelle Debatten unter anderem im
Bereich der Protest- und Bewegungsforschung,
der Geschlechterforschung und der kritischen
Stadtforschung. Um diese Anschlussstellen
sichtbar zu machen und eine entsprechende
Debatte voranzutreiben, bildete der Workshop
einen Auftakt, dem weitere Veranstaltungen
folgen sollen.

Bettina Engels ist Politikwissenschaftlerin
an der Universität Bayreuth und der Freien
Universität Berlin. Kontakt: bettina.engels@fu-
berlin.de

BEWEGUNGSGESPRAECHE
.................................................................................................................................

Ein Kampf gegen Windmühlen? 
Die Flüchtlingsbewegung zwischen
Residenzpflicht, Protestcamp und
RechtspopulistInnen

Die Bewegungsgespräche sind eine gemeinsa-
me Veranstaltungsreihe vom Institut für Pro-
test- und Bewegungsforschung, dem Forschungs-
journal Soziale Bewegungen, der tageszeitung
und der Bewegungsstiftung. Die Bewegungs-
gespräche finden vierteljährlich im taz-Café in
Berlin statt und bringen AktivistInnen und
WissenschaftlerInnen in einen produktiven
Austausch. Thema dieses Bewegungsgesprächs
waren die Proteste der aktuellen Flüchtlings-
bewegung in Deutschland.

Asylsuchende und solidarische AktivistIn-
nengruppen protestieren seit Jahrzehnten ge-
gen schlechte Lagerbedingungen und Residenz-
pflicht1 in Deutschland. Seit Mitte des Jah-
res 2012 zeigt sich eine besondere, nicht ab-

reißen wollende neue Dynamik in den Protes-
ten der Flüchtlingsbewegung. Den Beginn
stellte die Errichtung mehrerer Protestzelte
in Süddeutschland („Refugee Tent Action“)
dar. Mit zum Teil lebensgefährlichen Aktio-
nen, wie Hungerstreiks und zugenähten Mün-
dern, versuchten die AktivistInnen auf ihren
Kampf aufmerksam zu machen. In einem ge-
meinsamen Schritt entschieden sich die Ge-
flüchteten, ihren Protest nach Berlin zu tra-
gen und damit die Residenzpflicht zu verlet-
zen. Am Marsch von Würzburg nach Berlin,
welcher begleitet wurde von einer Bustour,
nahmen schließlich rund 3.500 Menschen teil.
Der Marsch, die Errichtung eines Protestcamps
am Oranienplatz und die Besetzung einer leer-
stehenden Schule in Berlin Kreuzberg 2012
sind die momentanen Höhepunkte der Bewe-
gung. Begleitet werden diese von wiederhol-
ten Hungerstreiks, wie z. B. im Münchener
Protestcamp im Juni 2013 (welches Schlag-
zeilen wegen einer äußerst brutalen Räumung
der Polizei machte), vor dem Brandenburger
Tor im Oktober 2013 und erst jüngst (No-
vember 2013) wieder in München. Woher
nimmt die neue Dynamik ihre Kraft? Was
unterscheidet sie von ihren Vorläufern in den
1990er und 2000er-Jahren?

Diese und weitere Fragen wurden im vier-
ten Bewegungsgespräch im taz-Café mit den
vier geladenen ReferentInnen Napuli Langa
(Flüchtlingsaktivistin und Bewohnerin des Pro-
testcamps am Oranienplatz), Bruno Watara
(Flüchtlingsaktivist und Bewegungsarbeiter),
Helmut Dietrich (Dozent an der Universität
Fulda und Mitgründer der Forschungsgesell-
schaft Flucht und Migration) und Homaira
Adeel (Flüchtlingsaktivistin und aktiv bei
Women in Exile) und über 100 ZuschauerIn-
nen diskutiert. Moderiert wurde die Podiums-
diskussion von taz-Redakteur Christian Jakob.
Besonders herausstechend bei diesem Bewe-
gungsgespräch war die solidarische Atmosphä-
re im Publikum, so wurden sprachliche Barrie-
ren im Publikum mit einer spontan organisier-
ten Flüsterübersetzung ins Englische und Fran-
zösische überwunden.
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Während der teilweise sehr emotionalen
Vorstellungsrunde wurde deutlich, wie die Po-
diumsteilnehmerInnen sich, zum Teil sogar
mehrfach, für die Rechte von Geflüchteten
engagieren: Napuli Langa, die bereits im Su-
dan politisch aktiv war und aufgrund dessen
politisch verfolgt wurde, schloss sich kurz nach
ihrer Ankunft in Deutschland der ‚Refugee Tent
Action‘ an, kam mit der Bustour nach Berlin
und wohnt seit mittlerweile vierzehn Mona-
ten im Protestcamp am Oranienplatz. Bruno
Watara, der im Togo als Regimegegner ver-
folgt wurde und mehrere Jahre in verschiede-
nen Heimen in Mecklenburg-Vorpommern leb-
te, ist seit 16 Jahren in Deutschland und enga-
giert sich seitdem in unterschiedlichen asylpo-
litischen Gruppen, wie ‚The Voice Refugee‘
oder der ‚No-Lager-Initiative‘. Als Bewegungs-
arbeiter ist er Teil des Patenschaftssystems der
Bewegungsstiftung, welches Menschen durch
finanzielle Unterstützung den Status als Voll-
zeitaktivistIn erlaubt. Die zweifach geflohene
junge Journalistin Homaira Adeel aus Afgha-
nistan gehört, nach ihrem vergleichsweise kur-
zen Aufenthalt in einem Flüchtlingslager, der
Bewegung ‚Women in Exile‘ an, die sich den
Frauenrechten von Flüchtlingen widmet.
‚Women in Exile‘ wurde als eine Initiative von
geflüchteten Frauen 2002 in Brandenburg ge-
gründet und setzt sich aktuell mit einer Kam-
pagne für die Abschaffung des Lagersystems
für Frauen und Kinder ein, da diese in beson-
derer und mehrfacher Weise durch das Lager-
system diskriminiert werden (bspw. durch zu-
sätzliche gesundheitliche und schulpolitische
Anforderungen). Helmut Dietrich ist ebenfalls
im Rahmen seiner wissenschaftlichen Tätigkeit
asylpolitisch engagiert und arbeitet in der Kam-
pagne ‚Boats4people‘ und dem Monitoring-Pro-
gramm ‚Watch the Med‘, um u.a. die skanda-
lösen Vorfälle durch ‚Frontex‘ an den europäi-
schen Grenzen zu dokumentieren, öffentlich
zu machen und anzuprangern.

Die PodiumsteilnehmerInnen wiesen alle auf
ähnliche Gründe für ihr Engagement hin: die
Unterbringung in maroden, ehemaligen NVA-
Gebäuden, die infrastrukturell abgeschnitten

sind, die daraus resultierende fehlende Mobili-
tät der Asylsuchenden, die schlechten hygieni-
schen Bedingungen in den Flüchtlingslagern,
die Residenzpflicht, die Einschränkungen hin-
sichtlich der Arbeitserlaubnis, die langandau-
ernden Asylverfahren (teilweise bis zu neun
Jahren), die Benachteiligung und Bevormun-
dung durch Gutscheinsysteme anstelle von
Bargeld und viele weitere diskriminierende Pra-
xen. Dietrich fasste dies unter dem Begriff
institutioneller Rassismus zusammen, der nicht
mehr ausblendbar sei.

Dem institutionellen Rassismus müsse soli-
darisch, also gruppenübergreifend und gemein-
sam mit der Zivilgesellschaft ein Ende bereitet
werden, so die einvernehmliche Meinung der
Podiumsteilnehmer. Grundsätzlich wurde die
unterschiedliche Schwerpunktsetzung der ver-
schiedenen Flüchtlingsgruppen durch das ge-
meinsame Ziel geeint, nämlich die Beendigung
der Flüchtlingsdiskriminierung hin zu Gleich-
berechtigung und gesellschaftlicher Inklusion
der Asylsuchenden.

Diesbezüglich kritisierte Napuli Langa man-
gelnde Kommunikation und fehlende gemein-
same Strukturen zwischen den Aktiven und
den organisierten Solidaritätsgruppen beim
Kampf gegen die bürokratischen Windmühlen.
Helmut Dietrich zu Folge leben in Deutsch-
land UnterstützerInnen auf einer „Insel des
Aktivismus“: Sie gehen einmal wöchentlich
zum Plenum und erleben den tatsächlichen
Alltag im Protestcamp schlichtweg nicht. Er
ging sogar noch einen Schritt weiter und zwei-
felte an, dass sich eine breitere Protestbewe-
gung, wie sie sich in Südeuropa herausgebil-
det habe, in Deutschland in Sicht sei. In Grie-
chenland, Spanien oder auch Tunesien stehe
das gemeinsame Besetzen von Plätzen bereits
spätestens seit 2011 auf der Tagesordnung,
wodurch der Protest zum Alltag werde.

Andere soziale Bewegungen in Deutschland
hingegen zeigten in der Vergangenheit deut-
lich, wozu gemeinsame Strukturen in Solidar-
gemeinschaften bei Bewegungen im Stande
sind, wie z.B. im Rahmen der MieterInnenpro-
teste in Berlin deutlich wurde, durch die
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Zwangsräumungen verhindert werden konnten.
Und auch im Kontext der Flüchtlingsproteste
lassen sich Ansätze interessen- und statusgrup-
penübergreifender Solidarität identifizieren, wie
die Solidaritätsaktionen von SchülerInnen in
Hamburg mit den Flüchtlingsprotesten zeigten. 

Ein zentraler Diskussionspunkt des Abends
war die Frage, warum die aktuelle Flüchtlings-
bewegung in der Öffentlichkeit viel stärker
sichtbar ist als die vorangegangenen Proteste.
So sei eine wachsende öffentliche Aufmerk-
samkeit auch durch Mainstreammedien zu be-
obachten, welche wiederum zusätzlichen Druck
auf die Politik ausüben und erstmalig Audien-
zen in Ministerien ermöglichte, so der Mode-
rator Christian Jakob. Doch hingegen der gän-
gigen Darstellung in Politik und Medien sei
das Ziel der Geflüchteten nicht, eine bessere
Unterkunft in einem anderen Lager zu erhal-
ten, sondern die generelle Abschaffung von
Residenzpflicht, von Abschiebungen und der
Unterbringung in Lagern. Das Angebot der
grünen Bezirksbürgermeisterin von Friedrichs-
hain-Kreuzberg, Monika Herrmann, an die
BesetzerInnen des Oranienplatzes, in ein ehe-
maliges Caritas-Seniorenheim umzuziehen, ent-
spreche daher gar nicht den zentralen Forde-
rungen der Flüchtlingsbewegung. Ein Groß-

teil der Geflüchteten wolle weiter protestieren
und so lange auf dem Oranienplatz bleiben,
bis diesen Forderungen nachgekommen wor-
den sei. Es gehe bei der Platzbesetzung daher
vor allem um die öffentliche Sichtbarkeit der
Proteste und weniger um die Unterbringung
in den Zelten an sich. Trotz der momentanen
medialen und politischen Präsenz der Proteste
ist eine Realisierung der zentralen Forderun-
gen daher noch lange nicht in Sicht.

Die Frage, warum es die derzeitige Flücht-
lingsbewegung geschafft hat, medial solch eine
Öffentlichkeit zu erzeugen, und was dies für
die konkrete Realisierung der Forderungen und
die gesellschaftliche Wirkmächtigkeit bedeu-
tet, konnte jedoch nicht abschließend beant-
wortet werden.

Laura Sasse/Franziska Scholl/Judith Vey/
Heike Walk, Berlin

Anmerkung
1 Residenzpflicht ist eine Auflage für in

Deutschland lebende Flüchtlinge (insbe-
sondere für AsylbewerberInnen und Gedul-
dete) und verpflichtet die Betroffenen, sich
nur in dem von der zuständigen Behörde
festgelegten Bereich aufzuhalten.
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One Billion Rising 2014 / Vday
Unter dem Motto „Rise, release and dance to
demand justice and end impunity” nahmen am
14. Februar 2014 weltweit unzählige Menschen
an der Tanz-Aktion One Billion Rising for Ju-
stice teil, um ein Ende von Gewalt gegen Frauen
zu fordern. One Billion Rising – auch vday –
fand in diesem Jahr nun zum zweiten Mal mit
riesigem Erfolg statt. Im Internetblog www.
onebillionrising.org erhält man einen umfas-
senden Eindruck von den weltweiten Aktio-
nen – hier wurde eine Vielzahl an Videos aus
unterschiedlichsten Ländern gepostet, einen
Überblick über die Aktivitäten in Deutschland
gibt www.onebillionrisingforjustice.de. Weite-
re Hintergrundinfos finden sich unter www.
facebook.com/vday.

Be the change
Die gemeinnützige Aktion BE THE CHANGE
startete im letzten November als Internetplatt-
form (www.civicus.org/bethechange), über die
ein Austausch über zivilen Protest und Bürger-
aktionen erreicht werden soll, indem jedeR
seine Aktionen und Best-Practice-Beispiele vor-
stellen kann, um so weltweit soziale Verände-
rungen zur erwirken. Außerdem kann man um
Unterstützung für seine Projekte werben oder
seine Fähigkeiten anbieten, um Projekte und
Aktionen von anderen zu unterstützen. Hierzu
können neben Texten auch Fotos oder Videos
online gestellt werden. Um seine Aktionen
vorzustellen, muss man sich registrieren, die
vielfältigen dort bereits vorgestellten Aktivitä-
ten lassen sich ohne Anmeldung lesen. Über
eine Suchfunktion lassen sich gezielt Aktio-
nen aus bestimmten Ländern oder zu bestimm-
ten Themen finden. Bereits im Februar 2014
hatte das Portal über 1.000 Nutzer. Initiiert
wurde das Projekt von CIVICUS (World Alli-
ance for Citizen Participation).

Zivilgesellschaft und
ihre Einschränkungen
Für das Jahr 2013 hat CIVICUS zwei neue
Berichte veröffentlicht. Der Report „Global
Trends on Civil Society Restrictions“ fasst auf

20 Seiten in englischer Sprache Ergebnisse des
Civil Society Watch Programme zusammen und
beschreibt an Beispielen aus 35 Ländern, mit
welchen Einschränkungen zivilgesellschaftliche
Akteure im vergangenen Jahr zu kämpfen hat-
ten. Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass
die Restriktionen gestiegen sind und spricht –
mit Verweis auf die im September 2013 durch
die UNHCR verabschiedeten Resolution „Ci-
vil Society Space“, die trotz ursprünglicher
Zusagen von vielen Regierungen bislang igno-
riert wird, – von einer Diskrepanz zwischen
„Rhetorik und Realität“. (www.civicus.org/
images/GlobalTrendsonCivilSocietyRestrictons
2013.pdf).
Die Lage der Zivilgesellschaft ist Thema des
Reports „State of Civil Society 2013: Creating
an enabling environment“, der ebenfalls als
PDF-Datei in englischer Sprache über die Sei-
ten von CIVICUS frei zugänglich ist (http://
socs.civicus.org/?page_id=4289). Der Bericht
umfasst rund 300 Seiten, ein zusätzlicher „Syn-
thesis Report“ stellt die wichtigsten Ergebnis-
se auf 52 Seiten zusammen und bietet einen
Überblick etwa über zentrale Ereignisse der
Zivilgesellschaften weltweit für die Jahre 2012
und 2013.

Frauenbewegung in Plakaten
Bei Flickr wurde eine Plakatsammlung zur Frau-
enlesbenbewegung eingestellt. Die Plakate stam-
men großteilig, aber nicht nur, aus dem deutsch-
sprachigen Raum, datieren bis in die 1980er
Jahre hinein und erlauben einen interessanten
Blick in die Bewegungsgeschichte und in den
Wandel der medialen Ausgestaltung von Pro-
test. www.flickr.com/photos/frauenlesbenpla-
kate. Etwas länger besteht bereits die ebenfalls
sehr inspirierende Sammlung „vorwärts bis zum
nieder mit – 30 jahre plakate unkontrollierter
bewegungen“ von 8.000 Plakaten, die mit Ti-
tel, Ort und Datum verzeichnet sind: plakat.
nadir.org.
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CfP: Mediatisierung von Protesthandeln
Vom 6. bis 10. Oktober 2014 findet in Trier
ein Kongress der Deutschen Gesellschaft für
Soziologie statt. Die Veranstaltung der Sekti-
on Medien- und Kommunikationssoziologie
widmet sich dem Thema „Mediatisierung von
Protesthandeln. Digitale Praktiken und die
Transformation der Ordnung der Repräsenta-
tion“. Vorschläge für Beiträge können bis zum
30. April 2014 eingereicht werden. Abstracts
von einer Seite Umfang bitte an Prof. Dr. Tanja
Thomas (tthomas@uni-bremen.de), Andrea
Pabst, M.A. (pabst@unibremen.de) und Prof.
Dr. Rainer Winter (rainer.winter@aau.at).

Unterschriftenaktion gegen Menschen-
handel in Ägypten
Etwa 30.000 Afrikaner sind in den letzten vier
Jahren Opfer von Menschenhändlern auf dem
Sinai geworden, tausende kamen um. Sie wur-
den und werden entführt und gefoltert, bis
die Familien die horrenden Lösegelder aufbrin-
gen können und bezahlen. Das Netz der Men-
schenhändler im Sudan und auf dem Sinai wird
vermutlich durch korrupte Beamte gedeckt, die
Sicherheitsbehörden stehen unter dem Ver-
dacht, die Verstecke und die Schmuggler selbst
zu kennen. Aktuell läuft auf den Seiten von
avaaz.org eine u.a. an Ägyptens Übergangs-
präsident Adly Mansour gerichtete Unterschrif-
tenaktion mit der Aufforderung, zu interve-
nieren, den Menschenhandel zu unterbinden
und die Opfer zu entschädigen: www.avaaz.org/
de/end_the_torture_trade_loc/?bEOkZcb&v
=35921. ProAsyl (www.proasyl.de) bietet regel-
mäßig Informationen zu dem Thema.

Keine Waffen in Kinderhände
Am 12. Februar 2014 wurde anlässlich des Red
Hand Days, dem internationalen Gedenk- und
Aktionstag gegen den Missbrauch von Kindern
als Soldaten, an vielen Orten – so auch vor
dem Reichstag in Berlin – dagegen protestiert,
dass in Länder, die mit Kindersoldaten operie-
ren, Waffen ausgeliefert werden. Auch
Deutschland beliefert solche Länder. Seit über
10 Jahren setzen sich verschiedene Vereine und

NGOs weltweit im Rahmen der Initiative ge-
gen den Einsatz von Kindersoldaten ein. Die
Aktion erhält viel Aufmerksamkeit und konn-
te viele prominente und einflussreiche Unter-
stützerInnen gewinnen, so etwa UNO-Gene-
ralsekretär Ban Ki-moon. Doch immer noch
gibt es weltweit etwa 250.000 Kindersoldaten.
www.redhandday.org.

LobbyPlanet Brüssel zur Europawahl
Anlässlich der nahenden Europawahl bietet
LobbyControl e.V. seinen lobbykritischen Stadt-
führer „LobbyPlanet Brüssel“ portofrei für 5
Euro an. Der Guide führt anhand von 50 Sta-
tionen durch den Brüsseler Lobbydschungel
und präsentiert gleichzeitig Tricks und Strate-
gien, mit denen die Politik beeinflusst werden
soll – und was man dem entgegenstellen kann.
www.lobbycontrol.de/lobby-planet-bruessel.

Europäische Bürgerinitiativen –
erfolgreich, aber machtlos?
400 Personen haben an der ersten öffentlichen
Anhörung einer europäischen Bürgerinitiative
(EBI) teilgenommen, die am 17. Februar im
EU Parlament in Brüssel stattgefunden hat.
Die Initiative Right2Water, die sich dafür ein-
setzt, Wasser – ob Trinkwasser oder im Be-
reich sanitärer Versorgungen – als Menschen-
recht zu etablieren, war die erste Initiative,
die sich als EBI hatte qualifizieren können. An
der Anhörung, die von den InitiatorInnen als
Meilenstein der direkten Demokratie in Brüs-
sel gewertet wurde, nahmen RepräsentantIn-
nen der Europäischen Kommission und des
Parlaments teil – der Präsident der Kommissi-
on, Manuel Barroso, jedoch nicht. Die Regu-
larien zu EBI-Anhörungen sind noch sehr un-
spezifisch und sollten verbindlicher gestaltet
werden. Gleiches gilt für den weiteren Um-
gang mit den Vorschlägen der EBIs: Die Kom-
mission kann nun frei entscheiden, ob sie den
Gesetzesvorschlag der Initiative annehmen
möchte oder nicht. Mehr über die Initiative
und ihre Forderungen unter www.right2water.
eu/de.
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